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Am 28. Mai gegen 10.15 Uhr explodierte in Breseia (Norditalien) während elı 
ner antifaschiatischen Gewerkschaftakı eine von Faschisten plazier- 
te Bombe. Die Bombe war mit mörderlscher Bestialität an einer Stelle gelegt 
wo die Menschen sich vor dem an diesem Tag über Brescia in Strömen nieder. 
gehenden Regen in einer Loggia zusammengedrängt hatten. 

Sechs Menschen wurden auf der Stelle getötet, wurden von der Bombe zer- 
rissen. Mehr als 80 Menschen wurden bei der Explosion verletzt, davon einige 
lebensgefährlich. Mindestens einer davon ist inzwischen ebenfalls gestorben. 
Unter den Toten sind die Genossin Giulietta Banzi von der kommunistischen 
Organisation „Aranguardia Operaia”, eine Genosin der PCI „ein Funktionär 
der CGIL-Lehrergewerkschaft und seine Frau. 


In kürzester Zeit hatte sich in den 
Fabriken die Nachricht von dem fa 
schistischen Blutbad verbreitet 

vielfach durch das Eingreifen von| 
Organisationen der revolutionären 
Linken, die mit der Nachricht in die 
Betriebe gingen. In vielen Betrieben. 
wurde die Arbeit eingestellt, um Ver 
sammlungen und Demonstrationen 
durchzuführen. In vielen Städten 
kam es noch am Abend des An- 
schlags zu weiteren spontanen De 
monstrationen. Erstmals war die be 
herrschende Parole dieser Tage zu 
hören: „MS/ fuorilegse, no alle DC 
che lo protegge!” — Verbot der MSI 
(neofaschistische Partei), nein zur 


Für den folgenden Tag, 29. Mai, 
hatten die Gewerkschaften. zu einem 
vierstündigen Generalstreik und zu 
Protestdemonstrationen aufgerufen. 

Der Streik wurde fast 100%ig be- 
folgt — auch dort, wo sich son 
weilen noch Angestellte als Streik 
brecher betätigt hatten. 

Der antifaschistische Aufmarsch 
des italienischen Proletariats übertraf 
fast überall die vergleichbaren Zahlen 
der letzten Jahre. Eine unzählbar 
Menge — die bürgerliche Presse spricht 
von 300.000 Menschen - auf der 
Kundgebung in Rom, 250.000 in 
Mailand, 200,000 in Neapel, 100.000 


DC (Christdemokratische Partei), die Kirtaßlannz Bölie 
se schützt! ee 
Die Lage bei VW 

Kurzarbeit bei VW im Februar. | aufzufangen. Die Kurzarbeit Ist ein 


April und Mai, Kurzarbeit bei Ford 
on Januar bis März, Kurzarbeit bei 
Opel im März und Mai, Kurzarbeit 
bei AudENSU; Kurzarbeit bei BMW, 
Kurzarbeit bei Hanomag-Henscı 

Kurzarbeit auch bei einer Reihe von 
Zulieferbetrieben der Automobilin- 
dustrie (jüngst hat die Teves-Brem- 


sont für 2000 Beschäftigte 
u ie kr 
Absatzboom hat 


Die zunehmende Ver 


ein Ende 
schlechterung der Lage der Werktätl 


= auch 


Für die großen Konzerne bedeutet 
das vorübergehende Profitstockun 
‚gen, Doch schon Int man dabel, diese 


Mittel dazu, Preiserhöhungen wie bei 
VW ein anderes. Andere wesentlich 


‚Gef Mamenentlassungen, ver- 
Pe — 

Be nd ton m 
ah Ba ka um 
uf Kosten und zu Lasten der Arbeiter. 


Kurzarbeitswolle bei VW 


Zum zweiten Mal in diesem Jahr 
mußten die Volkswagenarbeiter kurz 
arbeiten. Das erste Mal vom 28. Ja 
nuar bis 8. Februar 15.000 Arbelter 
s zweite Mal 45.000 Arbeiter vom 
April bis 3. Mai. Dazu kommen 
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DRUPA-Hamburg: 


Portugal: 


„Junta zur Rettung des Kapitalismus” 
Revisionistische „‚KP” im Interesse 


In unserem Artikel in AK 44 „Macht- 
wechsel in Portugal” hatten wir dar- 
gestellt, daß es beim Sturz des faschi- 
stischen ‚Caetano-Regimes durch den 
Putsch demokratischer Soldaten und 
Offiziere tam 25.4.74) zunächst ein- 
mal um einen „Taktikwechsel” der 
portugiesischen Bourgeoisie geht, 
Angesichts eines militärisch aus- 


Streikende Werftarbeiter in Lissabon: 


Spinola” („Es lebe Spinola”) 


der Bourgeoisie gegen die Arbeiter 


sichtslosen Krieges in den portugiesi- 
schen Kolonien Angola, Guinea- Bis- 
s20 und Mozambique, der für Portu 
‚al auch wirtschaftlich immer untrag- 
barer wurde, angesichts einer weitge 
hend „demoralisierten” Armee und 
und einer relativ starken Opposition 
aller Schattierungen gegen den Krieg 
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Noch heißt es auf den Plakaten „Viva 
nicht mehr lange. 


Gewerkschafts-Führer leiten Massenausschluß ein! 


Jetzt haben auch die Tonburger 
DRUPA-Führer die erste größere Mas- 
senausschluß-Aktion dieser Gewerk- 
schaft eingeleitet. Am Wochenende 
vor Erscheinen dieser Ausgabe müs- 
sen 12 Ausschluß-Anträge“ als de 
finitir angesehen werden. Daß es sich 
dabei mur um den Anfang handelt, 
mehr als wahrscheinlich 
Das Schreiben, in dem die Gewerk: 
schaftsführer den Kollegen ihre Ab- 
sichten mitteilen, hat in der Regel 
folgenden Wortisut 
„Werter Kollege... 
der Vorstand des Ortsvereins Ham 
burg hat gemäß $ 14, ZU. a) der 
Satzung gegen Dich Antrag auf Aur 
schlug aus der Gewerkschaft gentellt 
Der Ausschlußantrag wird mit läufen 
der Zuwiderhandlung gegen den Ab 
grenzungsbeschluß des Hauptvorstan 
des der IG Druck und Papier vom 9, 
März 1973 begründet 
Der Landesbezirksvorstand wird den 
Ausschlußantrag auf seiner Sitzung 
am I1. Juni 1974 behandeln, Gemäß 
411, ZUf, 2 der Satzung ist Dir alı 
Betroffenem Gelegenheit zur Vertei 
digung zu geben. 
Gelegenheit zum rechtlichen Gehör 
wird Dir durch den Landeıbezirkr 
vorstand um Dienstag, 11. Juni 1974, 
um ...geboten. 


Mit freundlichen Grüßen 
er. Heinz Wolf" 

Zusammen mit dem Betriebarat W. 
von Auerdruck, Hamburg (siehe AK 
Nr. 44) haben die DRUPA-Führer in 
Hamburg somit derzeit 13 Ausschluß. 
verfahren in „Arbeit 

Ebenso wie bei den anderen in 
Hamburg bisher erfolgten politischen 
Entlassungen und Gewerkschaftsaus 
schlüssen (HSW, HDW, Reichhold etc.) 
handelt es sich bei den vom DRUPA- 
Ausschluß. bedrohten Gewerkschaf 
tern um diejenigen, die in den Hetrie- 
ben und in der Gewerkschaft beim 
Kampf für die Interessen der Arbeiter 
In der vordersten Reihe stehen. Viele 
von ihnen befinden sich derzeit 
Arbeitsgerichtsverfahren, in de 

die — schon erfolgten 


Kündi 


‚gungen durch die Kapitalisten geht 
Unter den jetzt von den DRUPA- 
Führern mit Gewerkschaftsausschluß 
bedrohten Kollegen befinden sich 
Wa. die bei Springer im letzten Jahr 
in einer antikommunistischen Hetz- 
kampagne aus dem BR gedrängten 
Angestellten, zwei Vertrauensleute 
der Firma Broschek, einer davon 
schon fristlos gekündigt, Vertrauens- 
leute bei Auer-Druck, zwei Journali 
stinnen des „Stern“, ebenfalls Ver- 
trauensleute der DRUPA. Eine von 
ihnen ist Ulla K.. die erst kürzlich ih- 
re Kündigung erhielt. (siehe AK 43 
und 44) 

Schon diese unvollständige Zusam- 
menstellung macht deutlich, auf wel 
che Kollegen es die Hamburger DRU 
PA-Führer abgesehen haben. 

Als letztes Startzeichen zum Los 
schlagen scheinen sich die DRUPA. 
Führer die Herausbildung einer Ak 
tionseinheit der Hamburger DRUPA- 
Linken ausgesucht zu haben, 

Diese jetzt existierende Aktions- 
einheit stellt insofern eine ne u e 
Qualität gegenüber den frühe 
ten sporadischen Treffen der Ham 
burger DRUPA-Linken dar, als sie 
sich klar abgesteckte Aufgaben ge 
stellt hat, eine Arbeitskommission zu 
standegebracht hat, regelmäßig — und 
zwar politisch - diskutiert. Das 
wichtigste an dieser ganzen Aktion 
einheit aber ist bisher: Sie hat sichtba- 
re Ergebnisse vorzuweisen 

Die Aktionseinheil ha 
ihre erste „Alternative 
der Hamburger DRUPA-Linken) mit 
dem Thema: „Gegen politische Entlas- 
sungen und Gewerkschaftsausschlüs 
se“ vorgelegt. Es handelt sich dabei 
um eine Dokumentation, die den (ge 
hungenen) Versuch 
politischen Angriffe 
ine Perspektive des Kampfes dagegen 
zu skizzieren. 

Am Schluß schreiben die Genossen 

Wir - die Herausgeber - sind uns 
darüber im Klaren, daß der Inhalt die 
ser Broschüre nur einen Teil der ge 
samten Angriffe der Unternehmer auf 
die Arbeiter und Angestellten auıma 
chen 


Gegenwärtig erleben wir eine Kon 
zentrations- und Rationallsierungr 
weile im der Druckindustrie, die in 
ren Auswirkungen uns alle betrifft! 
Hingewiesen sei nur auf die Mur 
senentlassungen bei Auer-Druck, de 
ren Ende noch nicht abzuschen st 
Laut der füngsten Ausgube des West 
Berliner „Extre-Dienst“ si noch in 
diesem Jahr mit der Stillegung der 
„Morgenpost“ (Hamburg, AK-Red.) 
Zu rechnen 

Wir haben beschlouen, dieser Do- 
kumentation eine weitere folgen zu 
lassen, die sich mit den Rationalise 
rungen in der Druckindusirie befar 
sen soll.“ 

Die Genowen weisen in ihrer Bro- 
schüre auf die Notwendigkeit einer 
reiten demokratischen Auseinander 
setzung in den Gewerkschaften hin 
und bekunden, ihre feste Absich 
diese Auseinandersetzung einzul 
‚Fuch in der Gewifheit, daß die Ge 
werkschaftaführung mit allen Mitteln 
des Drucks, der Verleumdung und 
des Ausschlußterrors versuchen wird, 
dies zu verhindern!” 

Die jetzt eingeleiteten Ausschüsse 
sind eine — allzu prompte — Bestätl- 
gung für die Richtigkeit dieser Ein- 
schätzung der Aktiomelnheit der 
Hamburger DRUPA-Linken. 

‚Emeut haben die Gewerkschafts 
führer gezeigt, daß sie es sind, 
die die Gewerkschaften zu 
sorialdemokratischen Rich 
sewerkschaften machen wollen 
und sich dabei nicht scheuen, die 
Spaltung unter Zuhilfenahme von 
Masensusschlümen s kt 1v zu be 
treiben, 

Was uns — den KOMMUNISTI 
SCHEN BUND — angeht, so werden 
wir alles tun, was in unseren Kräften 
steht, nel en durch unsere Propaganda 
arbeit, nei es durch unsere Genomen 
schaften, den Kampf der Ausge 
schlowenen um demokratische Aus 
einandersetzung in den Gewerkschaf, 
ten und um 
die Gewerkschaft zu unterstützen. @ 


Druck-Komitee, KD/Gruppe Hamburg 
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‚Arbeiterkampf_Nr. 45/11. Juni 1974 


Kampf der kapitalistischen Rationalisierung ! 


AUTOMOBILKONZERNE BEREITEN MASSENENTLASSUNGEN VOR 


Forts. Massonontlassungen 


noch <a, 20.000 Kurzarbeiter aus der 
VW-Tochter Audi/NSU. Diese Kurz- 
arbeit ist allem Anschein nach nicht 
die letzte gewesen, VW hat bereits 
für den 24. Mai bis 31. Mai erneut 
Kurzarbeit für ca. 29.000 Arbeiter 
angemeldet. 

Die materiellen Einbußen für die 
betroffenen Arbeiter sind mit ca 
150, DM - 200, DM in zehn Tagen 
beträchtlich; hinzukommt der unge- 
heure Druck — beispielsweise sank 


der Krankenstand in der letzten Zeit 
bei VW von 7 auf 3 %. (Sicherlich 
ht deswegen, weil die Kollegen 
weniger krank sind.) Gleichzeitig 
wird ein Einstellungsstop verhängt, 
der bereits zu einer Reduzierung der 
Belegschaft um 1.300 Mann führte. 
fs ist los im größten Konzern 
der BRD - schon seit langem gei- 
stern durch die bürgerliche Presse 
„Hiobsbotschaften” über VW — 
„.Kostenexplosion und Absatzkrise, 
Vw fährt in die roten Zahlen” 
(‚Welt” 19.4.) „Bei YW drohen 1974 
IB", 5.4.) usw. .. 
„Absatz- 
schwierigkeiten” steckt. Laut Werks- 
angaben ist der Verkauf im 1. Quar- 
Mlawirungnesilen. And Dunn An 
angaben ist der Verkauf im 1. Quar- 
tal "74 gegenüber dem gleichen Vor- 
‚jähreszeitraum um 24.% en, in 
den USA sogar um 31,8 % (in den 
USA werden gut 1/3 aller VW-Produk- 
1e abgesetzt). Die Blechhalde hat sich 
sogar um 40 % auf 472.000 (1) 
Fahrzeuge erhöht, die Auftragsein- 
dinge ‚sanken zeitweilig um ba zu 
0 %. Dies alles legt angeblich - wie 
sollte es auch anders sein — an der 
„Ölkrise”, der „autofeindlichen” 
Regierungspolitik und last not least 
an den Lohnerhöhungen: 


„Die Gründe für den Absatzrück- 

ıng sind nach den Worien des VW- 
Chefs auf allen Märkten etwa gleich 
Die allgemeine konjunkturelle Ver- 
unsicherung, die Auswirkungen der 
Benzinsparmaßnahmen und die enor- 
men Infationsraten, die voll auf des 
Auto durchschlügen. so etwa bei den 
Preisen, den Versicherungsprämien, 
den Reparaturkosten oder den Ben- 
inpreisen. Hinzu komme eine Viel 
Zahl von Versuchen, die Nutzung des 
Autos einzuschränken oder gar zu 
verhindern 1 „Welt“, 19.4.74) und 
noch zynischer heiß! es in der „Süd 
deutschen Zeitung” vom 234.; 
SW arbeitet bereits mit Verlust. Es 
kann 'nicht, _ wie der Öffentliche 
Dienst, den Steuerzahler schröpfen. 
Es muß sieh vielmehr sein Geld auf 
dem Markt verdienen. Zwar wollte 
es in der Hektik verga Tarif: 
runden niemand wahrhaben, daß in 
Bestimmien konjunkturellen Stiue- 
tionen mit Lohnexpansion (11!) Ar- 
beitslosigkeit produziert wird. Hier 
wird letzten Endes die won OTV- 
Chef Kluncker gemachte Zeche fü 
ig. Die von ihm erzwungene Lohn- 
steigerung ist in wielen Privatbeırie- 
ben einfach nicht hereinzuwirtschaf- 
ten. Doch wer davor warnte, wie der 


dies, um eine bestimmte Profitrate 
(die durch eine bestimmte Stückzahl 
erreicht wird) zu halten. Bei VW sieht 
dies beispielsweise s0 aus, daß der 
Absatz von ca, 2,3. Mio Fährzeugen 
1971 auf ca. 1,8 Mio 1973 sank — 
fast exakt um '1/2 Mio, soviel wie 
‚jetzt auf Halde stehen -' was die ge- 
plante Überproduktion deutlich 
macht. Jetzt, nachdem die „Misere 

versucht der VW-Vor- 
Übrigens mehrheitlich 
SPD-Mitgliedern besetzt ist 


von 
(IGM-Chef Loderer ist Aufsichtsrats" 


VW hönat In der Luft — In Wolfsburg stehen neun Tage lang die Bänder st 


mitglied), die Schwierigkeiten über 
Kurzarbeit voll auf die Belegschaft 
abzuwälzen. Die befristete Entlas- 
sung von 45.000 Arbeitern bringt 
den VW-Konzern wieder näher 
die Profitlinie — zum einen steht di 
Produktion für eine bestimmte Zeit, 
‚zum anderen werden die Kosten, der 
Lohnausfall ausschließlich von den 
Arbeitern selbst getragen — der Be- 
{rieb zahlt keinen Pfennig. Das Kurz- 
arbeiteryold wiederum wird aus 
Steuerge/dern gezahlt - indirekt also 
auch vor der Arbeiterklasse getragen. 
Zynischerweise wird die Kurzar- 
beit als „Mittel zur Umgehung von 
Entlassungen” dargestellt. Zum einen 
ist durch Kurzarbeit noch nie eine 
isi"duren Kurzarbeit noch mie eine 
drohende Entlassungswelle vermie- 
den, sondern lediglich verschoben 
worden. Zum anderen wird mit der 


Verbundproduktion ab. Bald werden 
wir nicht mehr wissen, ob in den in 
Wolfsburg gefertigten Wagen 
Aggregate aus Brasilien oder Mexico 


eingebaut sind.” _(„Handelsblatt”, 
15.5.1973) er; 
Zwei Schwerpunkte alıo — 


Straffung und Rationalisieru 
Produktion insgesamt und ve 
ter Kapitalexport. 

In der Praxis sieht dies so 
In absehbarer Zeit werden die tra- 
ditionellen VW-Modelle eingestellt 
bzw. weitgehend eingeschränkt wer- 


den. Die Typenreihe wird sich auf im 
wesentlichen drei Modelle (Golf, 
Passat, Scirosco) beschränken. Dies 
hat durch die veränderte Bauweise 
einschneidende Folgen — beispiels- 
weise ist vollkommen offen, was mit 
dem ausschließlich auf Heckmotore 
ausgerüsteten Hannover Werk ge- 
schehen soll (die neue Baureihe wird 
mit Frontmotoren ausgerüstet sein). 
Durch die Baukastenbauweise (gie 
ches Modell - verschiedene Moto- 
ren) wird es sicherlich zu Einschrän- 
kungen in, der Einzelteilferigung 


bereits eine gemeinsame Planungs- 

sellschaft und eine gemeinsame 

roduktion in Spanien - MEVOSA 
S.A., MADRID.) Der gemeinsame 
Transportertyp soll nun nach der 
Planung in erster Linie im Bremer 
Hanomag-Werk produziert werden 
was wesentliche Produktionsein- 
schränkungen bei VW zur Folge 
haben mu 

Der Kapitalexport wird vom 
VW-Konzern bereits intensiv be- 
trieben, in 16 Ländern stehen be- 
reits Produktionswerke. Länder wie 
Spanien, Brasilien, bei denen durch 
‚die faschistische Unterdrückung nied- 
rige Löhne und „hohe Arbeitsmoral” 
gesichert sind. Als Clou soll ein eige- 
nes Werk in den USA dazukommen, 
damit die hohen Transportkosten 
und. Importbeschränkungen umgan- 
gen werden, Es liegt auf der Hand, 
daß sine Verlagerung der Produktion 
ins Ausland zu Stil n im In- 
Ind führen muß. 

Diese Entwicklung ist nun nicht 


VW erhoeht schon 


Bereits 1973 hatten die VW- 
Bosse ihre Preise um fast 10% 
erhöht, Während der Metallta 
rifrunde dieses Jahres zog VW- 
‚Chef Leiding seine große Schau 
ab: zweistellige Lohnerhöhus 
gen seien „der Ruin”. Gleich 
nach der 1|-prozentigen Lohn- 
erhöhung wurden die Preise 
um durchschnittlich 6,35 % 
erhöht. Angebliche Ursache: 
natürlich die Lohnerhöhungen. 
Zwei Monafe später erhöhen 
die VW-Bosse erneut um ca 
6 % („Handelsblatt”, 13.5.74) 
- ‚Grund’ sind wieder die 
ten Lohnerhöhungen. Da brin- 

'n es diese Bosse tätsichlich 
fertig, ihre Preise um über 12% 
in drei Monaten zu erhöhen 
und dafür lächerliche 11 % 
mehr Lohn der Arbeiter ver- 
antwortlich zu machen (bei ei- 
nem _Lohnkostenanteil von 
30 % würde ein VW für 6.000,- 


kommen. Zusätzlich sollen bei Audi/ 
INSU alle die Modelle eingestellt wer- 
den, die in Konkurrenz zu VW-Model- 
en stehen (beispielsweise Audi 80 — 
ien stehen (beispielsweise Audı 50 
VW-Passat). Konzentrieren soll sich 
das Audi-Werk dagegen auf die Pro- 
duktion der „Volks-Mercedesse” wie 


Jeder 7. lebt vom Auto 
east 3.8 hanıonen 


1roa00o 


artigen Thesem versucht, die Beleg- 

ft vor die scheinbare Alternative 
‚Kurzarbeit oder Entlassungen zu stel- 
len, daß die Belegschaft sich also aus- 
suchen „darf“, wie sie die Auswirkun- 
gen der Absalzkrise tragen will. Tat 
sache ist jedoch, daß die Arbeiter 
absolut keinen Grund haben, auch 
nur einen Teil von Krisenauswirkun- 
gen zu tragen, sondern daß sie sich 
Im Gegenteil mit allen Mitteln gegen 
derartige Versuche wehren müssen. 

Daß bei VW längerfristig noch 
ganz andere Sachen als Kurzarbeit 
nstehen, wird deutlich an der be- 


Bunderwirtschaftminister Friede-| reis vor lingerer Zeit eingekeiteten 
richs, ef Gefahr, zu einer Art (? )| Rationalisierungswelle 
Unternehmerknecht gestempelt zu 
werden.” 

Großangelogte _ Rationalisie- 
Überproduktion führte zur Krise | rungswelle bei VW 


Tatsächlich legt die Unache für 
den Absatzuchwund in einer wahn- 
witzig betriebenen Überproduktion 
in den vergangenen Jahren. Diese Ent- 
wicklung beschränkt sich nicht auf 
VW, sondern findet ihren Nieder 
schlag in allen internationalen Auto- 
konzernen. Trotz sinkenden Absatzen 
wurde weiter produziert wie bisher - 


„VW-Chef Rudolf Leiding nahm 
das’ Lenkrad fest in die Hand, straff 
te die Investitionen, verordneie ener- 
‚glsche Sparmaßnahmen, rationalisier- 
Te die Fertigung und konzipierte eine 
neue weltweite Modellreihe nach, 
dem Baukastensyitem.... Die von 
Leitung ‚konzipierte Konsernpolnik 
zielt neben den neuen 


nen auch auf eine internationale 


Audi 100, RO 80. Diese Umstruktu. 
rierung hat Jogischerweise auch ihre 
Auswirkungen bei den zahlreichen 
Zubieferwerken, da natürlich viele 
spezielle Teile für viele Modelle weg 
fallen. 

Für den Transportertyp ist eine 
gemeinsame Produktion mit Daim- 
ler-Benz konzipiert, um eine Kon- 
kurrenz in diesem Bereich auszu- 
schließen. (Dies wird zwar immer 
wieder dementiert — es besteht aber 


Kurzarbeit in der Auto-Industrie 


DM durch die 11%ige Lohne: 


Dortmund: 
Jucho ist pleite 


Der Dortmunder Brücken- und 
Stahlbaubetrieb hat vorsorglich 
den Vergleich angemeldet. Für 
1200 Arbeiter und Angestellte 
bedeutet das Arbeitslosigkeit, 
falls die Übernahme-Verhand- 
kungen mit drei großen „Inter- 
essenten” scheitern. Selbst 
wenn diese zum Erfolg führen, 
wird ein Teil der Belegschaft 
‚gehen müssen; man denke nür 


an die Rationalisierungspraxis 
eines » der‘ _ Interessenten, 
Thyssen! 


Der seit 97 Jahren bestehen- 
de Familienbetrieb besitat zwar 
noch Aufträge für drei Monate 
(ca. 25 Millionen DM), ist aber 
ganz offensichtlich nicht in der 
Lage, der großen Konkurrenz 
der Konzerne standzuhalten. 


In der Belegschaft wird eine 
„gar nicht so schlimm”-Stim 
mung verbreitet und die Hoff- 
mung geweckt, es handele sich 
nur um eine vorübergehende 
Krise. Schon einmal, in der 
Krise von 1968 ließ man die 
Belegschaft die Karre für die 
Unternehmer aus dem Dreck 
ziehen. Nach einem vom Be- 


Jahr lang auf. 20 % ihr 
verzichten und diesen als Kre- 
dit an die Firma geben. Auf 
die Art und Weise wurde das 
Unternehmen saniert. Ähnliche 
Pläne werden jetzt wieder vor 
allem von Seiten des Betriebs- 
rats geschmiedet. Viele der Ar- 
beiter setzen auch jetzt wieder 
ihre Hoffnung auf den Erhalt 
des Arbeitsplatzes in eine solche 
Möglichkeit. 1/3 der Deschäftig- 
ten ist schon über 4$ Jahre alt, 
und 470 gehören dem Netriob 
jahre an. 


illn zuf VW beschrinkt —..De der 
 utsche Export immer se 

werde, hält es Ford durchaus für 
möglich, daß in den nächsten schn 
bis zwölf Jahren noch mehr KFZ“ 
‚Produktionen von deutschen Firmen, 
ins Ausland verlagert werden.” 
HB", 7.6.73) 


Angesichts der Tatsache, daß in 
der BRD 3,6 Mio (ca. 15 %) Werk- 
tige direkt oder indirekt in der 
Automobilbranche arbeiten, kommt 
hier eine Entwicklung heran, die der 
Arbeiterklasse _Massonentlassungen, 
Produktionsstillegungen in. großem 
Stil beschert. Hiergegen eine einhelt- 
liche Kampffront aufzubauen, muß 
das Ziel der klassenbewußten Arbei- 
ter sein. 

DIE KRISE DARF NICHT WIEDER 
AUF DIE ARBEITERKLASSE A) 
GEWÄLZT WERDEN. . 


Betriebszelle Hanomag/Henschi 
KB/Gruppe Hamburg £ 


wieder die Preise 
böhung um 200, DM teurer: 
bestenfalls ließe sich damit eine 
Preiserhöhung um 3,5 % be- 
wünden. 


Das milt allerdings die 
Schreiberlinge der bürgerlichen 
Presse nicht ab, diesen Schmus 
zu verbreiten. $o schreibt bei- 
spielsweise ein Kommentator 
der „Süddeutschen Zeitung” 
am 13)5 


Hier kann „sich auf recht 
anschauliche Weise bestätigen, 
daß in dieser Lage Lohner- 
'höhungen von einem gewissen 
Ausmaß an in Arbeitslosigkeit 
münden, ein Zusammenhang, 
auf den die Bundesregierung 
‚zum Ärger der Gewerkschaften 
frühzeitig aufmerksam gemacht 
hat. OTV und IG Metall haben 
also Arbeitsplätze gefährdet. 
Doch eine Behörde, die gegen 
solche Lohnpolitik angeht, die 
gibt es nicht. 0 


Diese Stimmung det Beleg- 
schaft benutzt die Geschäftslei- 
tung nun, um in aller Ruhe so- 
wohl alle Vorsorge für einen 
Konkurs zu treffen als auch 
mögliche Übernahme-Verhand- 
lungen zu führen, ohne dabei 
von „aufmüpfigen“ Arbeitern 


gestört zu werden. . 
Frankfurt: 


Philipp Roth KG 
macht dicht 


Der Frankfurter Zulieferbe- 
trieb für die Auto-Industrie 
hat Pleite gemacht, 440 Arbei- 
ter (darunter 200 Frauen und 
190 Ausländer) sind arbeitslos. 
Der Lohn für den letzten Mo- 
mat wurde nicht susbezahlt! 


_— [0 


Wagner Computer: 
160 Arbeiter entlassen 


Die Eisenbahn-Gesellschaft ent 
übt zum 30.6. 160 der 400 
Arbeiter, vor allem im Karlı- 
ruher Werk und in Westberlin, 
Durch diese „Gesundschrump- 
fung” soll das Karlsruher Werk 

in dem schon seit Mitte 
letzten Jahres 150 Entiassun- 
gen vorgenommen wurden 
ur auf den Vertrieb ausgerich- 
tet werden. 

Gegenüber der bürgerlichen 
Presse gab die Firmenleitung 
eine besonders bIöde „Erkii- 
rung” für die Entlassungen ab: 

„Die Entlassungen seien 
‚notwendig geworden, weilnach 
einer im Februar dieses Jahren 
erfolgten Hausdurchuchung 
der Firmenruf geschädigt sei, 
»0 daß sich die Abiatumöglich 
keiten verschlechtert Allen. ” 
(„Süddeutsche Zeitung", 68. 
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Grüber, Lüdenscheid: 
Über Nacht saßen 550 Arbeiter auf der Straße 


Die Firma August Grüber in 
Lödenscheid ist der größte Zu: 
lieferer für die Installationsin- 
dustrie in der BRD. Fast $50 Ar 
beiter und Angestellte sind mit 
der Herstellung und dem Ver- 
trieb von Preß- und Formdreh- 
teilen für Armaturen beschäftigt 
Die Firma hat Auftragsbestände 
für fast ein halbes Jahr (über 
20 Millionen DM) — schon seit 
Wochen wird in Doppelschich- 
ten gearbeitet, 

Es schien also alles bestens, 
bis überraschend Mitte Mai die 
Pleite bekannt gegeben wurde, 
die Firma ist mit 30 - 40 Millio- 
nen DM verschuldet, die Firmen- 
inhaber haben immer kräftig für 
den privaten Verbrauch aus der 
Firma rausgeholt, was zu holen 
war. Die gute Auftragslage war 
für die Pleite kein Hindernis 
550 Arbeiter liegen plötzlich 
auf der Straße, 

Darunter sind etwa 200 aus- 
ländische Arbeiter, die schwer 
einen neuen Arbeitsplatz finden 
werden; und die älteren Arbe 
ter, die bis zu 40 Jahren in der 
Firma schufteten, werden keinen 
Arbeitsplatz finden. Für die 
Lehrlinge besteht kaum eine 
Möglichkeit, ihre Lehre fortzu- 
setzen. In Lüdenscheid gab es zu 
der Zeit schon etwa 2000 Ar- 
beitslose, und nach vorsichtigen 
Schätzungen des Arbeitsamtes 
lassen sich in der nächsten Zeit 
für nur etwa 150 der Beschäftig- 
ten neue Arbeitsplätze finden. 

Hinzu kommt: der April 
Lohn wurde zwar noch ausge- 
zahlt, die 14 Tage im Mai bile- 
ben die Kapitalisten. schuld 


Opel plant 


Seit Eintritt der sogenannten 
„Ölkrise" Ende letzten Jahres 


weiterhin. Höchstprofite zu er- 
zielen. Das kann nur auf dem 
Rücken der Belegschaft gesche- 
ben. Kurzarbeit, Entlassungen 
und gesteigerte Arbeitshetze 
sind die Mittel hierzu. Gleich- 
zeitig versuchen die Opel-Kapi- 
talisten, durch gezielte politi- 
sche Entlassungen ‚den Wider- 
stand der Kollegen zu brechen. 
Mehrfach. wurde in den Opel- 


Kurzarbeit in Rüsselsheim 


Werken Bochum, Rüsselsheim 
und Kalserslautern sowie im 
‚AntwerpenerWerk ( Belgien ) 
kurz gearbeitet, Zuletzt vom 
12-18, Mal in Rüsselsheim und 
Kaiserslautern (21.000 Arbeited 
und vom 4.12. Jun (36.000) in 
allen Werken. Dadurch spart der 
Opel-Konzern eine ganze Menge 
Lohngelder, benutzt aber gleich- 
zeitig die Angst um den Arbeits- 
platz, um die Arbeitshetae zu 
verschärfen - allein im Bochumer 
Werk ist trotz Kurzarbeit die 
Produktivität um etwa 10% ge- 
durch Forcierung 
‚mpos, und die voll 


Für etwa 100 Bewohner von 


werden die 


Werkswohnungen 
Mieten ansteigen, 
In dieser Situation suchten 
die Arbeiter nach einem Auswog. 
Sie wollten die Firma in eigener 
Regie weiterführen und 140 A, 
Iegten in kurzer Zeit 


beiter 


die Firmeninhaber hatten recht- 
zeitig für „Rücklagen” gesorgt, 
die Banken waren sofort zur 
Stelle (der ganze Maschinenpark 
war an die Dresdner Bank ver- 
pfändet worden), die Gläubiger 
dumten blitzschnell Hallen und 
Lagerräume, 


Unentschlossene Grüber-Arbeiter müssen die 
Räumung ihres Betriebes durch die Aasgeior- 
Gläubiger mit ansehen. Polizei (links im 


Bild) schützt die Räumung. 


260.000 DM aus Ersparnissen, 
Bausparverträgen, „vermögens- 
wirksamen Leistungen” etc. zu- 
sammen. Damit war allerdings 
dem hohen Schuldenbetrag von 
fast 40 Millionen DM nicht bei- 
‚zukommen. Die Banken und das 
Land _weigerten sich, Kredite 
bzw. Bürgschaften hierfür zu 
geben, 


Während die Arbeiter bei der 
Stillegung hart getroffen waren, 
sind die Kapitalisten fein raus 


Schon als der April-Lohn aus- 
‚gezahlt wurde, hatten die Kapi- 
talisten vorsorglich 80 Polizisten 
aus Lüdenscheid und Umgebung 
vor dem Betrieb auffahren las- 
sen („80 Polizisten zogen dis- 
kret auf, weil Ausschreitungen 
befürchtet wurden”, „Handels- 
blatt"" vom 20.5,74). 

Als die Gläubigerversamm- 
lung stattfand, demonstrierten 
die Arboiter mit „Aasgeier"-Ru- 
fen vor das Versammlungsgebäu- 
de, . 


Massenentlassungen 


Stolz gelobte Senkung des Kran-, 
kenstand: 

Seit einigen Monaten werden 
in den drei BRD-Werken mona, 
lich 49 Mann entlassen (die Gren- 
ze für meldepflichtige Massenent- 
lassungen liegt bei 50) und die 
sogenannten „natürlichen Abgän- 
ge” werden nicht ersetzt. Auf 
diese Weise sank die Beschäftig- 
tenzahl in Bochum seit dem 
letzten Oktober um 1200, in 
Rüsselsheim ist sie gar im letzten 
halben Jahr vom 36.000 auf 
32.000 zurückgegangen. 

Hauptkriterium für die Ent- 


„ Jassungen: Fehlzelten, die in den 


Begründungen seit 1972 vorge 
rechnet werden und gezielte po- 
itische Entlassungen. 

Vor kurzem ist nun folgendes. 
bekannt geworden: Opel will die 
Belegschaft um 10.000 Mann 
verringern, davon 6.500 in der 
BRD, die übrigen in Belgien. 
Begründung: „Entsprechend der 
Marktlage im RG-Bereich sei für 
1974 nur mit einer 60-prozen- 
tigen azitätsauslastung zu 
rechnen." Zur gleichen Zeit kauf. 
te General Motors ein britischen 
Automobilwerk in Spanien auf, 
das nach den Plänen der Kom 
zern-Herren den bisherigen Ex 


port der BRD-Werke übernehmen 
soll 

Während die Opel-Kapitalisten 
alle Meldungen über Entlassun- 
gen abzuschwächen versuchen ‚! 

das „Zuviel“ an Arbeit solle 
durch Kurzarbeit „ausgeglichen” 
werden etc. — gab der Rüssels 
heimer  Betriebsratsvorsitzende 
und Aufsichtsratsmitglied Lorenz 
vor Vertrauensleuten zu, daß es 
eine Illusion sei zu glauben, es 
che jetzt noch ohne Massenent 
lassungen ab. 


Den deutschen Arbeitern wird 
als „Trost" versprochen: erstmal 


sind die Ausländer dran, den aus- 
ländischen Kollegen empfiehlt 
man, ruhig ihren Urlaub durch 
ein paar unbezahlte Tage zu ver 
lingern. Auf diese Art sollen ge- 
meinsame solidarische Aktionen 
verhindert werden. 

Doch noch auf andere Weine 
sorgen die Opel-Kapitalisten vi 
gezielt versuchen sie aktive Ge 
werkschafter rauszusäubern (An 
‚gaben für Bochum) 


© 2 Betriebsräte wurden im 
letzten Jahr gekündigt, 

© 2 Vertrauensleute und 

© 4 ausländische Arbeiter wur- 

den nach dem August-Streik 

1973 entlassen, 

und im Mai dieses Jahres 

1 spanischer Vertrauensmann. 

1 deutscher Vertrauensmann- 

Kandidat, 

© 1 Syrer, Mitglied der VK- 

Leitung und Sprecher der aus 

lündischen Arbeiter, 

Gerade die letzte Entlassung 
ist im Hinblick auf Masenent- 
lassungen bedeutungmvoll, da der 
Syrer großen Einfluß unter den 
ausländischen Arbeitern hatte. 

Für die Opel-Arbeiter heißt es 
in nächster Zeit: aufgepaßt und 
solidarisch — deutsche und aus 
ländische Arbeiter gemeinsam 
den Kampf gegen die Maßnahmen 
der Kapitalisten aufzunehmen. 
(Daten- und Zahlenangaben nach 
„Extre-Dienst” vom 28.5. und 
informationen des Büros für Be 
triebafragen vom 18.8.) . 


Metall-Komitee 
Kn/Gruppe Hamburg 


"nen: Gawerkschaftsausschlußverfahren 
gegen Vertrauensmann von 
mag. 


-Hen: 
Am Montag, dem 27.5., fand im DGB- 
Haus das Gewerkschaftsausschlußver- 
fahren gegen einen Vertrauensmann 
von Hanomag-Henschel in Hamburg 
statt. Dieses Verfahren nach $ 30.1 
der IG MetallSstzung (Ausschluß 
mit Verfahren) war der Auftakt zu 
einer Reihe von Gewerkschaftsaus- 
schlüssen, mit denen Hamburgs IG 
Metall-Führer versuchen, die „kom- 
munistische Gefahr“ auszuschalten. 
Der Vertrauensmann hatte Ende letz- 
ten Jahres nach einem Warnstreik ak- 
tiv eine Unterschriftensammlung in 
‚der Belegschaft für die Durchsetzung 
finer mußerordenilichen Betrieben 
Sammlung unfenütet. Daraus ml. 
te ihm ein Strick gedreht werden: die 
Ortrerwaltung entzog Ihm auf Ak 
trag der VK-Leitung seine Funktion — 
und mußte dieses Unterfangen auf- 
Arund eines Gerichtsbeschluses wie- 
der zurdeknehmen. Daraufhin wurde 
‚gegen den Kollegen.über einen Stroh- 
mann ein Ausschlußverfahren eröff- 
net, weil der Kollege angeblich formal 
Sinen Beschluß des VK’s mißachtet 
habe 

Im Laufe der ganzen Zei bizum 
Van Ka es raschen ars, 
chen, die Arbeit des Kollogen au ber 
hindern. Der jüngste Gipfel war der 
Versich, zu verhindern, daB er sch 
für einen körperbehinderten Kollegen 
einsetzt, der eine ihm unzumutbare 
Arbeit machen mußte, 

Dieser Anschlag auf’eine konse- 
quente, an den Interemen der Kl 
San orientierte Vertroucnaleearbei 
Solte mit dem Ausschuß des Kol: 
Ben seinen krönenden®. Absealuß 
Finden 

Die Zusammensetzung der „Unter 
muchungakomione selbe it 0 
reits aut vollkommen _williiche 
Entscheidungen ausgerichtet: fünf 
stimmberechtigte Mitglieder. davon 

simmberechtigte Miipeder, ao 
Seal Anteile and eier 
der 10 MeilFührung = die Mehr 
hetsverhältnius sind gesichert. Vol 
kommen- willkürlich und als Farce 


Die Klöckner-Hütte Bremen ist schon 
bekannt für die hohe Zahl von Be- 
triebsunfällen. Bereits bei der Einstel- 
lung bekommt man zu hören, daß sich 
auf der Hütte pro Jahr ca. 800 melde- 
pflichtige (11) Unfälle ereignen. Melde, 
pflichtig sind alle Unfälle, die eine Ar 
beitsunfähigkeit von mehr als drei Ta 
gen zur Folge haben. So weist die Sta 
tistik der Monate Januar bis März, al- 
so von einem Vierteljahr, schon 234 
solcher Unfälle auf, auf ein volles Jahr 
wären dies ca. 940, bei einer Beleg- 
schaftsstllrke von rund 5.200 Mann. 
Dazu kommen noch ca. 100 Unfälle 
pro Jahr, die auf dem Weg zur Arbeit 
passieren, Es ist also im Grunde m 
eine Frage der Zeit und des Zufalls, 
wann „man” dran ist, Ein Grund für 
die starke Fluktuation der Belegschaft 
liegt in der großen Unfallgefahr, Im 
ersten Quartal 74 waren es rund 500 
Abgänge, in einigen Abteilungen (z.B 
Hochofen) ist die Fluktuation sogar 
»0 groß, daß praktisch jedes Jahr ein: 
mal eine neue Besetzung dran ist. 


In den letzten Monaten passierten 
nun mehrere sehr schwere Unfälle auf 
der Hütte 


© am 16.3, fiel ein Kollege am Hoch- 
‚ofen in kochenden Stahl, als er 

eine Abstichrinne überspringen wolk 

te und dabei ausrutschte. Der Kollege 

starb infolge der schweren Verletzun- 

gen. 

© am 26.3. wurde ein türkischer Kol- 


schel 


lief entsprechend die „Untersuchung“ 
‚der Vorfälle - per Mehrheitsbeschluß 
wurde die Forderung abgelehnt, alle 
Begleitumstände, die zu diesem Vor- 
fahren führten, zu berücksichtigen: 
der erste Versuch mit dem Funktions. 
entzug, die ganze Frage des Streiks 
und der Unterschriftensammlung, die 
beispiellose Diffamierungskampagne 
im VK, der offene Boykott der VK- 
Arbeit durch rechte Vertrauensleute, 

All dies wurde unter den Tisch ge- 
fegt, untersucht wurde lediglich, ob 
der Kollege einen Beschluß des VK’s 
formal mißachtet. hat, Nun, selbst 
dies war nicht zu klären. Nach der 
tatsächlichen Fassung des Beschlus- 
ses hat der Kollege den Beschluß for- 
mal nämlich voll und ganz beachtet 
nur war merkwürdigerweise das Pro- 
tokoll der VK-Sitzung, in dem der 
Beschluß festgehalten ist, „abhanden 
‚sckommen ... ."“ Ebenso verhielt es 
sich mit einem weiteren Protokoll 
von einer wesentlichen VK-Sitzung. 
In der Tat — ein Hauch von Water- 
gute! 

Die von dem Kollegen mitgebrach- 
ten Zeugen, die allesamt die Vorwür- 
fe widerlegen könnten — wurden 
nicht angehört — „weil sie zur Sache 
‚nichts mehr hätten sagen können") 

Trotzdem beschloß die Untersu- 
‚chungskommission mit 3:2, daß die 
Vorwürfe voll und ganz berechtigt 
seien und „empfahl“ dem Vorstand, 
einen sechsmonatigen Funktionsent- 
zug auszusprechen, Allerdings kann 
der Vorstand auch jede andere Maß- 
‚nahme (Ausschluß) in eigener Regie 
durchführen. 

Es offenbart sich hier, daß die 
Verfahren zur Feststellung von „. 
werkschaftsschädigendem Verhalten“ 
tatsächlich nichts anderes als eine 
Farce sind: vollkommen willkürlich 
wird ein Teil der Vorwürfe ianliert 
wird ein Aell der vorwurte wouert 
vom gesamten Verlauf der Ereignisse 
„untersucht“. . 


Todesursache — 
„Menschliches Versagen”??? 


Wenn das kapitalistische Gewerbe- 
aufsichtsamt oder die Berufsgenosson- 
schaft solche Betriebsunfälle unter- 
sucht, kann man das Ergebnis in fast 
allen Fällen voraussagen — der Kollege 
hätte „nicht aufgepaßt” oder er hilie 
die „Sicherheitsvorschriften nicht be 
achtet” heißt es dann. Auch bei dem 
Kollegen, der in kochenden Stahl fiel, 
hieß es ganz lapidar: „Die Sicherheits- 
bestimmungen schreiben vor, daß die 
Abstichrinnen umgangen werden mür- 
sen” („Bremer Nachrichten” 18.3.) 
Nun, wer weiß, wie lang Abstichrin- 
nen sind, wird verstehen, warum der 
Kollege darüber gesprungen ist. Esgalt 
für ihn, Zeit zu sparen, das mörderr 
sche Arbeitstempo trieb ihn zur Nicht- 
beachtung der Sicherheitwvorschri 
ten. „Menschliches Versagen” ist nicht 
die Ursache dieser Unfälle - die Uns 
che liegt in der wahnwitzigen Akkord- 
hetze, die den Mord am Arbeitsplatz 
zur Selbstverständlichkeit macht 

$0 soll die Produktion in Bremen 
auf 240.000 t bin Ende 74 und auf 
280.000 t bis Ende 7 pro Monat ge- 
steigert werden. Der Umsatz soll ent- 
sprechend auf 1,25 Mrd. DM wachsen 
(im Vorjahr 0,988 Mrd. DM). Mit an- 
deren Worten, man will durch Ratio- 
nalisierungen und verstärkte Arbeit 
hetze noch höhere Profite aus den 


lege im Warmwalzwerk von einem 
abreißenden Stahlband getroffen und 
in die acht Meter tiefe Fundament- 
grube gerissen. Er starb sofort 
@ am 13.4. passierte der schwerste 

Unfall in dieser Serie. Im LD-Werk 
waren vier Kollegen einer Reinigungs- 
firma damit beschäftigt, einen Kemel 
TUV-fertig zu machen. In dem Dreck 
mußten sie einen falschen Anschluß 
erwischt haben, so daß ihre Schleif- 
maschinen statt mit Preßluft mit Sau- 
orstoff liefen. Das so entstehende 
hochexplosive Gemisch von Öl, Sauer 
stoff usw. verpuffte blitzartig. Zwei 
Kollegen starben auf der Stelle, zwei 
weitere später im Krankenhaus 


Im selben Zeitraum passierten noch 
weitere schwere Unfälle, so eine Ver- 
puffung am Hochofen, bei der mehre- 
re Kollegen schwer verletzt wurden. 


Kiöckner-Arbeitern"  herauspremen. 
Diesen Leuten reicht es noch nicht, 
‚daß sich die erzeugte Rohstahlmenge 
pro Arbeiter und Stunde in den letz 
ten 10 Jahren verdoppelt hat!!! Und 
da wird eben ein Arbeitsunfall, bei 
dem ein Kollege sein Leben lassen 
muß, zum „Betriebsunfall”, genauso 
wie eine Maschine mal einen Defekt 
hat oder aussetzt. Ob ine Arber 
terfamilie ins Elend gestürat wird, In- 
teressiert nicht, 

Diese Arbeitsunfälle offenbaren die 
‚ganze Unmenschlichkeit des kapitals 
stischen Systems, sie entlarven die LO- 
wen vom „Sozlalstaat” und von der 
„sozialen Verpflichtung den Eigen- 
tums”. Und so werden diese übelsten 
Erscheinungen des Kapitalismus auch 
erst dann verschwinden, wenn diesen 
inao System verschwindet! . 
KD-Sympathisantengruppe Bremen 
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‚Betriebsvorsammlung bei Jungheinrich (Hamburg) 


Ein Lehrstück 
kapitalistischer Betriebspolitik 


Die Firma Junghei 


schaft 
Sie stoßen dabei auf starken Widerstand der Geschäft 


ats sowie auf den Bi 
Siggi Hahn. 


und des Betriebs- 


'ykott ihrer Arbeit durch den zuständigen IGM Sekretär 


‚Vor kurzem fanden in den beiden Werken Wandsbek und Norderstedt Betriebs- 
yermmmlungen statt, wo diese Tatsache erneut sehr offensichtlich 
Gieichzeitig aber gingen die fortchritlichen Kollegen gegen diese Desorindie: 


Wir wollen hier den Verlauf der Auseinanderse 


auf den Betriebsversamm- 


kungen darstellen und einige der Lehren daraus aufzeigen, die die Kollegen in. 


ihren Kampf einbeziehen müssen. 


Immer die Ruhe bewahren ... 


Der Rechenschaftsbericht, der 
nach Aussage des BR-Vorsitzenden 
ir „Imagepflege“ des Betriebsrats 
(BR) dienen soll, ging wiederum fast 


BREMER GEWERKSCHAFTSFÜHRER 
WOLLEN ’KLAR SCHIFF’ MACHEN 


völlig an den Problemen der Kollegen 
vorbei. Kein Wort von der Werksver- 
lagerung von Wandsbek nach Norder- 
stedt und den damit verbundenen 
Freizeit- und Geldeinbußen für die 
Kollegen; die Kritik der Kollegen an 
dem bestehenden Sozialplan wurde 


Gewerkschaftsausschlüsse gegen 
Streikführer eingeleitet 


/Aus der gemeinsamen Erklärung der vier vom 
jewerkschaftsausschluß, 


Kolleginnen und Kollegen, am Mittwoch erklärte der IGM-Verwal- 
tungssekreiär Kränker auf einer Betriebsratssitzung, daß von mehreren 
Kollegen des Bremer Vulkan gegen uns ein Gewerkschaftsausschlußan- 


selbstyerständlich noch nie erwähnt 
‚Kein Wort zu den ständigen Akkord- 
kürzungen und der seit einem Jahr ver- 
‚sprochenen, aber immer wieder ver- 
schobenen Höhereinstufung. Die Um- 
satzsteigerung von 100% in zwei Jah- 
ven (!) wurde natürlich lobend er- 
wähnt, die damit zusammenhängende 
Arbeitshetze und die Rationalisie- 
rungsmaßnahmen und vor allem, was 
die Kollegen dagegen machen können, 
fiel unter den Tisch. Ein kritisches 
Wort zur eigenen Arbeit oder die Of- 
fenlegung von verschiedenen Meinun- 
sen im BR haben die Kollegen sowie- 
so von diesem, durch Rechtsverstöße 
und Geschäftsleitungsunterstützung 
„gewählten“ BR noch nie gehört. 
Ich in allem versuchte er, die zur 
teren Produktionssteigerung nöti 
„Rühe und Ordnung“ al bei Jung. 
heinrich üblich und erhaltenswert hin- 
zustellen. 


.„. damit alles beim Alten bleibt 


Mehr Weitblick offenbarte da die 
Geschäftsleitung. Da die Kapitalisten 
wissen, daß die dauernde Verschlech- 
terung der Lebensbedingungen der 
Werktätigen auf spontanen Protest 
stoßen wird und dieser durch fort- 
schrittliche Kollegen in eine ihnen un- 
angenehme Richtung gebracht werden 

begann die Geschäftsleitung 
auch hier mit einer ideologischen Of- 
fensive. Geschäftsführer Rosenkranz 
führte aus: „Vergleichen wir unser ge- 
sellschaftspolitisches System mit ei- 
‚nem Auto, so ist deutlich, wie unab- 


Nachdem. die Metaller im Bezirk Un- 
terweser in der zurückliegenden Ta- 
rifrunde ‚über zwei Wochen für die 
Durchsetzung ausreichender Lohn- 
erhöhungen gestreikt hatten, präsen- 
tierten ihnen die Führer der IG Me- 
tall bekanntlich ein ‚Schlichtungser- 
gebnis‘ zur Urabstimmung, das zu 
Recht als Provokation empfunden 
undvonder Mehrheit der Arber 
ter und Angestellten abgelehnt wur- 
e. 
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dingbar der Unternehmer als demen 
Motor ist. Er hat in der Vergangen- 
heit oft genug seinen Mut und seine 
‚Kraft bewiesen, nicht zuletzt wenn es 
darum ging, unser System gegen die 
Leistungsunwilligen und extreme Kräf- 
te zu verteidigen.” 

Anschließend fordert er ie Kolle- 
in auf: „ auch sie ihr eigener 
ler, Insien se ich nicht gewerk, 

schaftspolitisch mißbrauchen entge- 
‚gen unser aller Interessen.“ 

Diese hochpolitische Rede wurde 
von einer Kollegin unter Beifall em- 
Pört zurückgewiesen: Sie erinnerte da- 
Tan, was passieren würde, „wenn (sie) 

ses System und die Unterneh- 
mer ablehnen würde“, und daß cs ge- 
rade „eine der wichtigsten Erfahrun- 
der Arbeiterbewe 1. daß die 
Kollpen nur at Streichen, wenn 
gemeinsam und organisiert vi 
hen." Wie wichtig diese Lehre gerade 
für Jungheinrich ist, zeigt die sich ver- 
schlechternde Lage und der Zustand 
ihres Vertretungsorganes, des BR. Wer 
‚nun erwartet hatte, daß Sigi Hahn (er 
silt in der Hamburger IGM Ortsver- 
waltung als „Linker“!) von der IG Me- 
tall Rosenkranz" Angriff auf die ge- 
werkschaftliche Organisationsfreiheit 
zurückweisen und auf die Probleme 
der Kollegen eingehen würde, der sah 
sich erneut getäuscht. 

‚Schon in seiner Anrede zeigte er, 
mit wem er es hält: „Lieber Herr Ro- 
senkranz“ begann er. Hier wie im fol- 
genden vergaß er die Kollegen, von de- 
nen einige daraufhin gelangweilt oder 
empört die Versammlung verließen. 

‚Seine Ausführungen waren ein ein- 
ziger Versuch, die Bedenken des Herrn 
Rosenkranz gegen die gewerkschaftli- 
‚che Organisierung als unbegründet zu 
zerstreuen und sich anzubiedern. Hahn 
führte aus, daß „die Gewerkschaft kei- 
ne Kampforganisation ist, sondern ein 
Stabilisierungsfaktor. Gerade auch mit 
der Mitbestimmung hat sie bewiesen, 
daß sie Verbesserung, nicht Zerstö- 
rung will. Die Unternehmer sollten 
uns dies endlich abnehmen. “!!! 


ee nr 
Es geht um die richtige Politik! 


fand das Bemühen des fortschrittlichen 
Teils der Lehrlinge seinen Ausdruck, 
meinsam mit den älteren Kollegen 

‚die Intereimen der Arbeiterklasse 
zu kämpfen, Diese Auffassung wurde 
vom gesamten BR sofort unter Be- 
schuß genommen, $o warf ein DR den 
Lehrlingen vor, „daß ie mit Ihrem ra- 
dikalen Gerede das Betriebsklima stö- 
ren.“ Br fuhr fort; „Wenn sie dann ih- 
re Ausbildung sbjeschlomen haben, 
sind sie weg und die älteren Kollegen 
müssen die Folgen Ihrer unverantwort- 
lichen Arbelt tragen. Anstatt mit dem 
DR. zusammenzuarbeiten, fallen sie 
uns in den Rücken!“ Kein Satz, in 
dem nicht mindestens etwas verdreht 
wurde. Normal waren allerdings L0- 
gen und Aufhetzung gegen die Jünge: 
ren Kollegen. 

Als ein Jugendvertrei 
würfe zurück Ir 
Diskussionslelter erst einmal das Mi- 
krophon ab und drohte: „Sie haben 
hier über die Arbeit des BR’ gar nichts 
zu sagen! Laut Betriebsverfassu 
tz dürfen se nur Ergebnlme mitte. 

Diskussionen darum gehen nie- 
mand etwas an!“ Abgeschen davon, 
daß das Gesetz „nur' bestimmte Teile 
‚der Diskussion als geheim bezeichnet, 
waren die Kollegen doch schr erstaunt 
über diesen Paragraphen, Anhand sol- 
cher Punkte wird es in Zukunft ver- 
stärkt die Aufgabe der fortschrittlk 
chen Kollegen sein, das Gesetz insge- 
samt zu entlarven. Der Jugendvertre- 
ter führte dann aus, daß an erster Stel- 
1e die Zusammenarbeit mit den Kolle- 

n insgesamt und der Kampf zur 
Durchsetzung ihrer Forderungen ste- 
.. 

„Dabei hält die Jugendvertre 
selßstrerständlich eine Zusammenar 
beit mit dem BR für notwendig. Wenn 
innerhalb des BR Richt- 
‚schnur des Handelns von anderen Din- 


‚arbeit mit diesem BR nicht geben kön- 
nen."“ Der BR resgierte wiederum em- 
rt gegen diesen Angrif auf die 
ollegen, die ja nur ihrem Gewissen 
verantwortlich sind“. Demagogisch 
forderte er die jungen te auf: „Ler 
nen sie erst einmal mit der Freiheit zu 


trag gestellt worden sel. (..) ‚Auf einer ;nicht-offiziellen‘ Streik- ist ein Fortschritt in der 
Es lt allen Vulkanesen seit langem bekannt, daß wir nicht bereit ind, | | versammlung (am Tag der Urabstim- Be 

uns der Politik der sozialdemokratischen Gewerkschaftsführer zu un-| | mung) verurteilten klassenkämpferi- Das davon ist, Sata nad Eu Magen ha ne 
terwerfen. Wir sind der Meinung, daß die Politik der Gewerkschaftsfün- | | sche Gewerkschafter vor rund 2 500 | daß die Gremien ausschließlich an den | her Antworten auf die brennenden 
rung nicht den Interessen der Arbeiter und Angestellten nützt, son- Kollegen der Bremer Vulkan-Werft | Interessen der Kollegen orientiert ar- Probleme der K: im Betrieb zu. 
‚dern denen der Kapitalisten und der Regierung. Ein, wenn auch nicht | | den Abschluß und die sozialdemo- | beiten müssen. Genauso ist die Ge- | geben, das ist der Weg, auf dem weir 
‚der einzige, Beweis dafür ist der Verlauf des völlig ungenügenden Ab-| | kratische Lohnpolitik überhaupt — ae ‚da, um Ruhe zu er- | tergearbeitet werden muß. . 
schlusser des Sreiki während der iizien Tarifrunde, der uns 12,25 % | | und seliten den Antrag, die Führer | Di1S), sendern um unser Instrumen 

Lohnerhöhung brachte, die Vulkun-Kapitllsten haben dagegen für| | der IG Metall Loderer, vom Steeg und | ZU", Dur BEE ren | ihnen Metall; 

1973 einen Gewinn von 34 % eingesackt. Weinkauf wegen Arbeiterverräterei | Unter anderem in diesem Beitrag | KB/Gmppe Hamburg 


aus der Gewerkschaft auszuschließen. 
Mehr als 1 000 (!) Kollegen der Vul- 


"Mich als’ 00870y Kollegen der Var 


kan-Werft unterstützten diesen An- 


‚Gegen uns ist der Ausschlußanirag gestellt worden, weil wir unsere 
Meinung über die Politik von Loderer, vom Steeg und Weinkauf auch 


"Meinung über die Politik von Loderer, vom Steeg und Weinkauf auch 
wertreten und den Kollegen sagen, daß eı sich bei diesen Leuten nicht 


terstürzt wurde. 


Anträge zu zwingen. 


‚haben, 


Mund auftut, aurzwschließen. 


Meinz Scholz Heinz Koldehofer Hartwig Eister 


len Fragen, v0 1.B. im letzten Streik und nach dem Streik die Forde- 
rungen der Kollegen vertreten haben, indem wir für Lohnerhöhungen 
in Mark und Pfennig für ale gleich eingetreten sind. (.. .) 

Wenn wir immer für das eingetreten sind, was den Vulkanarbeitern 
aätzt, voll das gewerkschaftsschädigend sein? 

Wir haben gleichzeitig auch immer gesagt, war wir von der Politik der 
gegenwärtigen IGM-Führung halten, daß sie den Arbeitern schadet und 
deshalb nach dem Streik auch den Ausschluß von Loderer und Co. ge- 
fordert, der von über tausend Kollegen durch ihre Unterschrift un- 


Im Betrich sind wir gegen die Leute in unseren Reihen aufgetreten, 
die dem gemeinsamen Kampf der Vulkanesen gegen die Kapitalisten 
schaden, weil sie mis den Vulkankapitalisten zusammenarbeiten. 

Wir sind also für eine Änderung der Gewerkschaftspolitik auf Bundes- 
und Betriebsebene eingetreten und dafür, daß die Leute, die den Arbel 
tern schaden, aus Ihren Funktionen abgewählt werden. 

Jeder Kollege kann beurteilen, daß wir immer dafür eingetreten sind, 
daß die Gewerkschaftsmitglieder entscheiden. (.. .) 

Wir vier Vulkan-Arbeiter sind nicht die einzigen von den Gewerk- 
schafsausıchlüssen Betroffenen. Hunderte von Kollegen, die es ge- 
wagt haben, gegen die Politik der Gewerkschaftsführung einzutreten, 
#ind Bisher von ihr ausgeschlossen worden. Nur wo sich ungeachtei 
der politischen Differenzen gegen Ausschlußanträge eine breite solida- 
rlsche Front bildet, wie genau vor einem Jahr beim Kollegen Elstner, 
ieren den Kirchhof schon einmal einen Antrag gestellt hatte, ist es 
möglich gewesen, die Gewerkschaftsführung zur Rücknahme solcher 


Die Gewerkschaftsführung will mit allen Mitteln erreichen, daß die Ge- 
werkschaften weiterhin rein sozialdemokratisch beherrschte Organisa- 
tionen sind, in denen Kollegen mit anderen Ansichten nichts zu suchen 


Um die Millionen der Arbeiter und Angestellten in den DGB-Gewerk- 
schaften weiter an die klamenversöhnlerische Politik der SPD-Führung 
keiten zu können, und um jede Kritik im Keim zu ersticken, greifen 
die Gewerkschaftsführer, fast alle SPD-Funktionäre, immer häufiger 
zum Mittel des Gewerkschaftsaumchlumen gegen fortschrittliche, op- 
positionelle und kommunistische Mitglieder. Das Mittel der Gewerk- 
‚schaftsführer sind die sogenannten Unvereinbarkeitsbeschlässe.(.. ) 

Jeder muß sich deräber.im klaren nein. daß, wenn der Gewerkschafts- 
führung unser Ausschluß gellngt, wir nicht die letzien sein werden. 
‚Die Gewerkschaftsführer werden dann vernichen, jeden, der den 


Dieter Bachmann 


„In jedem Fall wären kommunisti- 
sche und andere klassenbewußte Ar- 
beiter gut beraten, ganz besonders In 
en nächsten Monaten vor den ‚Kom- 
erachlägen' der Gewerkschaftsführer 
auf der Hut zu sein. Denn für die 
Gewerkschaftzspitze ind — egal ob 
sie das zugibt oder nicht - das Urab- 
Atimmungsergebnis und die Aus 
schlußanirige objektiv eine 
Herausforderung. Sie wird auf ihre 
Weise darauf antworten!“ (AK 42, 
April 74) 

Während das Verfahren gegen die 
‚Führer der IG Metall, das vor mehr als 
zwei Monaten von über 1 000 Kolle- 
gen beantragt wurde, Immer noch 
nicht eingeleitet ist, dreht die Ge- 
werkschaftsspitze jetzt einfach den 
Spieß um und stellt ihrerseits Aus- 
schlußanträge gegen die Vertrauens 
leute der Metallarbeiter: 

Am 22, Mai '74 teilte der IGM- 
Bevollmächtigte in _Bremen-Nord, 
‚Klöver, auf einer Betriebsratssitzung 
beim Vulkan mit, daß gegen vier Ge- 
werkschafter (1 Betriebsrat, 2 Jugend- 
vertreterund I Vertrauensmann) Aus- 
‚schlußverfahren eröffnet worden sei- 
en und daß die gewerkschaftlichen 
Rechte und Pflichten der vier ab »0- 
fort ruhen, 

Den vier Kollegen wird ‚vorgewor- 
fen’, die Politik des KBW bzw. der 
‚KPD‘ unterstützt zu haben und auf 
der ‚nicht-offiziellen‘ _ Betriebes 

| | sammlung am Tag der Urabstimmung 
(#.0.) für die Belange der Arbeiter 
eingetreten zu sein 

Da es natürlich unschön ausgese 
hen hätte, wenn beispielsweise die 
Bremer Ortsverwaltung selbst als An- 

ragsteller aufgetreten wäre, haben 


Sommer seine Freistellung verlor und 
zurück Band mußte, der Vorsit- 
EA 
Meister und ein Kalkulator " („KVZ”, 
DZ 


Das Vorhaben der sozialdemokra- 
tischen Gewerkschaftsführer, ausge- 
rechnet diese vier Kollegen aus der 
IG Metall auszuschließen, muß als 
Versuch gewertet werden, die den So- 
zialdemokraten (wenigstens. teilwek 
se!) aus dem Ruder geratene Bewe- 
gung beim Vulkan wieder einzufan- 
gen. Das kann ihnen nur gelingen, 
wenn sie die entschiedensten Vertre- 
ter der Arbeiter, die Kommunisten, 
ausschalten. 


Erfahrungsgemäß wird der Ge- 
werkschaftsausschluß auch vom Ka- 
pitalisten als Aufforderung verstan- 
den, nun seinerseits mit Kündigun- 
gen nachzusetzen, ‘damit wieder Ru- 
he im Betrieb ist‘. Das Beispiel der 
Hamburger Stahlwerke zeigt aber 
auch, daß die Gewerkschaftsführer 
sogar selbst die Kündigung oppositio- 
neller Gewerkschafter fordern, um ih- 
re sozialpartnerschaftliche Politik oh- 
ne Widerspruch und Widerstand sel- 
tens der Arbeiter betreiben können. 

Diese Gefahren sollten auch beim 
Vulkan nicht übersehen werden! 


Einheitliche Kampffront 
notwendig! 


Nach Bekanntwerden der neuesten 
arbeiterfeindlichen Maßnahmen der 
Bremer IG Metall Ortsverwaltung ha- 
ben die vom Ausschluß bedrohten 
Kollegen Unterschriften für eine 


die 1G-MetalkFührer ihrerseits ‚Un- 
terschriften beim Vulkan gesammelt 


und auch tatsächlich einige Lumpen 


außerordentliche  Vertrauensleu 
te- und Mitgliederversammlung. ge- 


trag durch ihre Unterschrift. für ihr Vorhaben einspannen können: | sammelt, um vor ihren Kollegen -zur 
a ee ker u anal habesı van nn In dieser Zeitung hatten wir be | gerunter „ein SPD-Betriebsrat, der | Sache Stellung zu nehmen. 
7 R reits seinerzeit eingeschätzt mach dem selbständigen Streik im | Ferner verfaßten die vier Gewerk- 


schafter eine gemeinsame Erklärung, 
in der sie die absurde Anschuldi- 


weisen und positiv ihre Auffassun- 
gen von konsequenter Klassenpolitik 
‚der Gewerkschaften darlegen. (siehe 
‚nebenstehender Kasten!) 

Bei den Angriffen der Gewerk- 
schaftsführer auf die Positionen der 
Vulkan-Arbeiter handelt es sich nicht 
um isolierte Maßnahmen: 

„Weitere Ausschlußanträge hat die 
Ortsverwaltung Bremen bei VFW ge- 
‚sen vier kommunistische Gewerk- 


schafter gerichtet und gegen den Vor- 
sitzenden den 16 Meta Orangen 
ausschusser Bremen." (KVZ, 11/74) 


Was den Führen der IG Metall 
recht ist, it ihren ‚Kollegen' in ande- 
ren Vorständen billig; 

„Der Amtigruppenvorstand der 
Deutschen Postgewerkschaft (DPG) 
Deren ce Kofegen Auchigeni: 
gegen sechs 
ge gestellt, weil sie an der KBW-Mat- 
demonsrration teilgenommen haben. 
Die _Tenahme sei gewerl 
schädigend.” (KVZ, 11/74) 

Man sicht: die Gewerkschäftsfüh- 
vor sind auf breiter Front angetreten, 
um ‚ihre‘ Organisationen von klassen- 
bewußten und kommunistischen Ge- 
werkschaftern zu übern und ‚klar 


Schiff zu mach. 
Und das in erst der Anfang! 

Die kommunistischen Organisationen 
müssen versuchen, dagegen eine ein- 
heitliche Abwehrfront aufzubauen 
(und zwar über die Grenzen einzelner 
Betriebe hinweg!) und Anstrengungen 
unternehmen, klassenbewußte Arber 
ter in diese Kampffront einzubezie- 
hen. . 


Metall-Komitee, KR/Gruppe Hamburg 
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Hamburger Berufsschule 
Reaktionäre Entwicklung an 
der Schule Schlankreye 


Mit diesem Artikel wollen wir einen 
Einblick in das Kräftererhältnis an 
unserer Schule geben und darstellen, 
wie en der Schulbürokraile im Verein 
mit. renktionären Kräften innerhalb 
der Schülerschaft noch weitgehend 
velingt, die Verbreiterung demokra- 
ischer Initiativen der Schüler zu ver- 
hindern. Diese Tatssche müssen die 
forfichrittlichen Kollegen im Auge 
haben, wenn sie an der Schule aktiv 
werden. "haben wir hier ein 
lebendiges 


Zugleich 
Beispiel dafür, was pas 
siert, wenn die „KPD/ML” versuch 
jen Schülern ihre  ssktiererische 
„Pollik" schmackhaft zu machen. 


Die Schule Schlankreye-in Ham- 
burgEimsbüttel umfaßt eine Berufs 
schule für Industriekaufleute und ein 
Wirtschaftsgymnasium. Die At: 
mosphäre an der Schule war, so 
Schulleiter Halstenberg, immer von 
sinem „liberalen Geist” erfüllt. Dies 

trauensvoller Zu- 
zwischen Schülern, 
Lehrern und der Schulleitung, in der 
Beschränkung der Schälerratsarbeit 
uf Organisierung von Schulfesten 
usw. In der letzten Zeit drohte dieser 
„liberale Geist” jedoch verloren zu 
jehen. Fortschrittliche Schüler, de- 
nen die Darstellingen im Unterricht 
und in der bürgerlichen Presse über 
den Faschiamus in Grischenland und 
den israelischen Aggressionskrieg zu 
einseitig waren, wollten die Schüler- 
schaft mit Hilfe von Wandzeitungen 
informieren. Sie hängten die Wand- 
zeitungen in der Schule auf und s0- 
fort bildeten sich große Trauben um 
sie herum. 

Für die Schulleitung war dies „ei 
seitige Agitation und Propaganda 
und im Fall der Griechenland-Wand- 
zeitung wurden ihrer Meinung nach 
noch „unverschimte Parallelen zur 
BRD“ gezogen. So entgegneie sie mit 
Androhungen von Disziplinarmaß- 
nahmen, Für solche Fälle hatte die 
Behörde ja vorgesorgt. Mit dem »0- 
taldemokratischen  „„Reformwerk”, 
dem neuen Schulrerfassungsgesetz 
(SG) ist den Schulleitern jede Mög: 
lichkeit gegeben worden, gegen de 
mokratische Bestrebungen, wie der 
‚Forderung nach freier politischer Be- 
tigung Und Meinungsfreiheit, vor- 


zugehen. Die großen Versprechungen, 
‚mit denen das Gesetz begleitet wor. 


UL 


(SVG) ist den Schulleitem jede Möp- 
lichkeit. gegeben worden, gegen de- 
mokratische Bestrebungen, wie der 
Forderung nach (rer politischer Be- 
titigung und Meinungsfreiheit, vor- 
zugehen. Die großen Versprechungen, 
mit denen des Gesetz begleliet wor. 


Ausschlüsse 


den war (mehr Demokratie in Staat 
und Gesellschaft), erweisen sich in 
der Praxis als leeres Gerede, 

15  „Mehr-Demokratie'-Gesotz 
im Rücken, verbot die Schulleitung, 
Vandzeitungen in der Schule anzu 
bringen, wenn se nicht vorher von 
ihr genehmigt wurden, Um dieser 
Maßnahme einen größeren Nach“ 
druck zu verleihen, berief sle sich, 
neben dem SVG, noch auf ein Urteil 
des Bundesverwaltungsperichts, das 
besagt, „daß dem Grundrecht auf 
reie Meinungsäußerung nicht die Be: 
Jugnis zu entnehmen ir, innerhalb 
eines Schulgebäudes Anschläge nach 
eigenem Gutdünken aufsuhängen”. 
Ein Rundschreiben mit diesem Inhalt 
ging durch alle Klassen. 

Dies alles sollte bewirken, daß die 
Schüler eingeschüchtert werden, sich 
nicht für ihre demokratischen Rechte 
einsetzen - und wenn sie es doch 
tun, als Gesetzesbrecher abpestem- 
pelt werden. 

In der Schülerschaft fand die Hak- 
tung der Schulleitung leider großen 
Zuspruch. Die reaktionären Gruppen 
Junge Union/rechte SPDler) an bei 
‚den Schulzweigen unterstützten tat- 
kräftig die Destrebungen der Schul- 
ing. Sie beschworen das „politi- 

Vakuum”, den „politischen 


sche 
Freiraum” der Schule und meinten, 


wenn es völlige Meinungsfreiheit 
gibe, würde die Schule ‚ein Tummel- 
Platz für Linksredikele‘, Mit Hetzti- 
Taden“ gegen Linke versuchten sie, 
unter den Schülern Stimmung zu 
machen. 

Bei vielen Schülern liefen sie da- 
mit offene Türen ein. Zwar sprach 
sich die Mehrheit im Gesamischiler- 
rat (bestehend aus dem Berufsschü- 
lerrat und dem WG-Schülerrat) für 
freie Meinungsäußerung aus, was je- 
doch leider nicht die Meinung der 
Nehrheit der Schülerschaft repräsen- 
tiert und zum anderen ein reines. 
Lippenbekenatnis Ist. Das zeigte ich, 
als für einen Kompromiß gestimmt 
‚wurde, der ein Gremium von einem 
WG-Schüler, einem Berufsschiler und 
dem Schulleiter vorsah (wobei der 
Schulleiter Vetorecht hat), das die 
‚Aufgabe haben soll, Wandzeitungen 
vorabzu zensieren. 

Die fortschrittlichen Schüler waren 
eindeutigin der Minderheit. Ihnen ge- 


wursenvier, einem Berufsschüler und 
dem Schulleiter vorsah (wobei der 
Schulleiter Vetorecht hat), das die 
Aufgabe haben soll, Wandzeitungen 
vorab zu zensieren, 


Die fortschrittlichen Schüler waren 
eindeutig in der Minderheit. Ihnen ge- 
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Fachgruppe Buchhandel und Verlage 
Inder Gewerkıchaft HBV, München 


‚Rundschreiben an alle Fachgruppen 
‚Buchhandel und Verlage 


5 3.5.74 


Liebe Kollegen, 

‚Nun Ist eingetroffen, wus seit den 
„Abgrenzungsbeschläsien" zu erwar- 
ten wer: Hexenjagd auf kritliche Ge- 
werkschofuumiiglieder. Inigesumt 9 
Kollegen der HBV München — davon 
allein 6. aus der Fachgruppe Buch- 
handel und Verlage - Maben vom 
Heuptvornand aus Düsseldorf eine 
Ausschlußandrohung erhalten. Der 
Text Inutet wie folgt 

„Von unserer Ortsverwaltung Min- 
chen liegen uns folgende Informatio- 
nen vor, die den Schluß zulassen. daß 
Sie einer ünksextremen Organisation 
angehören, deren Mitgliedschaft nicht 
mit einer Mitgliedschaft in unserer 
Orgunwarion nach $ 11 Zufer 2 b un- 
sever Satzung vereinbar Ist 


Unser Gewerkichaftsausschuß hat 
auf Grundeines Beschlusses des DGB- 
Bundesvorstandes vom 3.10.13 feıt- 
gelegt, daß Mitglieder der KPD, der 
KPD/ML, der „Revolutionären“ bzw. 
„Roten ” Gewerkschaftsoppasition“ 
der der sogenannten Arbeiter-Basis- 
Gruppen aus unserer Organisstion 
auszuschließen sind. 

Vorauigesetat, daß unsere Annah- 
‚me richtig it, fordern wir Sie hiermit 
auf Inre Mitgliedschaft in der links- 
extremen Organisation umgehend zu 
kindigen und uns die Durchschrift 
Ihres Kündigungsichreibens zuzusen- 
den. Sollten Ste die Kündigung nicht 
vornehmen oder auf den heutigen 
Brief innerhalb von 14 Tagen nicht 
antworten, 10 sind wir leider gerwun- 
sen, Dei unserem Hauptvorstand An- 
frag auf Ausschluß aus unserer Onga- 
nlation zu stellen. Als Anlage erhal- 
ten Sie unsere Satzung sowie eine Ab- 
schrift des Beschlusses des DGB-Bun- 
desvorstandes vom 3.10.73, 

In diesem Schreiben werden also 
wederdie Informationen genannt, die 
angeblich der Orierwaltung vorlie- 
en, noch ist angegeben, bei welcher 
von diesen aufgeführten Orgunisatio- 
nen eine Zugehörigkeit vermutet 
wird. 


‚Diese Ausschlußandrohungen re- 
ten 9 Kollegen einer Ortsverwaltung - 
die alle aktive Gewerkschaftarbeit 
leisten (eine Kollegin, Dagmar Fre 
ist Vorsitzende der Fachgruppe Buch- 
handel und. Verlage), ist wohl das 
schwerste Geschüiz, das selt Beute“ 
hen dieser Beschlüsse aufgefahren 
wurde, 

Am meisten befremder uns die 
Vorgehensweise 

a) wurden die der Ortsverwaltung 


angeblich vorliegenden Informationen 


hang es nicht, gegen die Hetzkampas: 
ne der Schulleitung und der reaktlo- 
nhren Schüler anzukommen und der 
Schülerschaft inhaltlich  klarzu- 
machen, was freie Meinungsäußerung 
für die Arbeit des Schülerrats und für 
jeden einzelnen Schüler bedeutet, und 
warum es notwendig, ist, dafür ge- 
meinsam zu kimpfen. 

Eines Tages hingten mehrere 
Schüler des Wirtschaftseymnasims 
eine unzensierte Wandzeitung auf, 
mit der se gegen die Methode ei 
Lehrer protestierten, die in die Zeug 
nisse von zwei Schülern Kommentare 
wie; „ihre Äußerungen im Unter- 
richt sind undurchdacht und z.T.un- 
sachlich” hineingeschrieben. hatten. 
Die beiden Schüler, die der „‚KPD/ 
NL-RoteGarde” nahestehen, waren 
mitbeteiligt an dieser Aktion. Die 
Schulleitung nahm dies zum Anlaß, 
ein Exempel zu statuieren. 


Fänf Tage nach der Aktion be- 
schloß die Klassenkonferenz, die bei- 
den Schiler für zwei Wochen vom 
Unterricht auszusperren und der Ge- 
samtkonferenz vorzuschlagen, der 
einen Schüler den amtlichen „Rat 
zu erteilen, die Schule zu verlasen. 
Die beiden hielten sich jedoch nicht 
an diesen Beschluß und erschienen 
in der Schule, Daraufhin wurde Sıraf- 
antrag wegen Hausfriedenshruch ge- 
sen einen gestellt, und beide wurden 
= in einem Fall von den Eltern, im 
anderen von der Schulkonferenz — 
abgeschult. Die beiden Schüler, die 
dies nicht akzeptierten und weiterhin 
zur Schule kamen, wurden dann 
durch die vom Schulleiter gerufene 
Polizei aus der Schule geholt. Insge- 
samt dauerte dies alles etwa. einen 
Monat. 

Der Schulleitung ging es darım, 
zu zeigen, dıß se der Herr im Haus 
ist und.kein Schüler es wagen sollte, 
gegen diese Autorität aufzumucken, 
Das harte Durchgreifen fand den Bei- 
fall der reaktionären Schüler und 
großer Teile der Schülerschaft, Eine 
Vollversammlung des. Wirischafts- 
aymrasiums, die kurz nach der Sus- 
Pendierung einberufen wurde, sprach 
sch mit eindeutiger Mehrheit gegen 
eine Solkdarisierung mit den beiden 
Schülern aus. In einer von zwei Be- 
rufsschulklassen einstimmig verab- 
schiedeten Resolition wurde sogar 
wefordert, daß endlich härter gegen 
die Kommuristen vorgegangen wer- 
den sollie. . 


fordert, daß endlich Nirter gegen 
ie Kommunisten vorgegangen wer- 
den solle, . 


Genossen an der Berufsschule 
Schlankreye, 
KB/Gruppe Hamburg 


nicht genannt, die Betroffenen wis- 
‚sen also gar nicht, wozu sie Stellung 
nehmen sollen. 


) wurde die Angelegenheit nicht 
im_Ortsvorstund. besprochen, dem 
‚zwei betroffene Kolleginnen angehö- 
ren. 


Deher kann man annehmen, daß 
diese Maßnahme nicht vom Ortiror- 
Stand ausging. 

Diese Ausschlußandrohungen sind 
nach unserer Meinung Schiise ins 
Leere. Wir haben inzwischen folgende 
Maßnahmen getroffen: 

a) die betroffenen Kolleginnen und 
Kollegen antworten auf die Aus- 
schlußandrohung, bzw. geben ihre 
Stellungnahme zu dem Vorwurf ab; 

5) die Fachgruppe Buchhandel 
und Verlage hatauf der Fachgruppen- 
altzung am 29.5.74 eine Solidaritätr- 
resolution mit den beiroffenen Kolle- 
‚sen verabschiedet, die dem Ortsvor- 
stend München und dem Hauptror- 
stand in Düsseldonf zugeleltet wird; 

©) der Kollegin Dagmar Fries, Fach- 
eruppenvorsitzende der Fachgruppe 
‚Buchhandel und Verlage (die erst auf 
der letzten Fachgruppenuitzung vor 
0a. 4 Wochen wiedergewählt wurde) 
wurde auf der gleichen Fachgruppen“ 
sttzung emeut das Vertrauen ausge: 
sprochen und sie wurde nochmalı in 
Ihrem Amt beusdtigt; 

.d) haben wir eine außerordentli- 
che Orisvorstandsuitzung beaniragı. 

Liebe Kollegen, tragt diese Infor- 
mationen welier. Sobald uns weitere 
Einzelheiten bekannt sind, erhalter 
Inr wieder Nachricht. 


Mit kollegialen Grüßen 


‚Fachgruppe Buchhandel und Verlage 
Inder Gewerkichaft HBV, 

OY München 

— Fachgruppenvorstund 


A. Detlev von Klinkowström 


Texaco, Hamburg/Grasbrook; 
Kodolitsch feuert wieder 


linken Vertrauensmann 
Nachdem vor einem. halben“ Jahr 
schon drei linke Vertrauensleute un- 
ier masıivem. antikommunisischem 
Trommelfsuer der Kodolitsch (Ham- 
burger Gewerkschaftssekretär), Kuch, 
Kosiedowaki & Co. (rechte Betriebs 
fürsten) aus dem Vertrauenskör- 
per gefeuert wurden, schlug diese 
Clique am 20. Mai, (bei der letzten 
Vertrauensleutesitzung) erneut: zu. 
In geheimer Abstimmung wurde ein 
Vertrauensmann der "Expedienten, 
der den arbeiterfeindlichen Kurs des. 
VLK's nicht weiter mitfahren wollte, 
geschaßt 

Interessant ist auch in diesem 
Fall die politische Auseinandenet- 
zung und „Begründung” der Rechten 
für den Ausschluß: 

Der Vertrauensmann hatte bean- 
tragt, daß in der zukünftigen Lohn- 

el (Entgeittarifvertrag) die Kolle- 
ginnen vom Reinigungspersonal zu- 
Summen mit dem Küchenpersonal in 
Lohngruppe 2 hochgestuft werden 
(bisher galt der Tarif Gruppe 1). — 
Dazu der rechte Sozialdemokrat und 
Betriebsrat Langmesser: „Bitte ver- 
steht mich nicht falsch, aber das 
Reinigungspersonal” verrichtet nun 
mal die niedrigste Arbeit." Nach Mei- 
nung der rechten SPD-Vögel war so- 
mit die niedrigste Lohnstufe ausrei- 
chend begründet. Der Kapitalist kann 
sich die Hände reiben. Als der Ver- 
trauensmann dennoch auf seinem 
Antrag. bestand, mischte sich der 
berüchtigte IG-Chemie-Sekretär und 
Antikommunist Kodolitsch ein, um 
dies Problem um eine Lohn-Ausein- 
andensetzung zu einem Problem der 
„Chaoten“.Jagd zu machen; 

„Kollegen, waı hier gerade wieder 
passiert, it folgendes: Hier wird ver- 
sucht, einen Artikel für die KBPoatil- 
le vorzubereiten, in dem ıtehen soll, 
der VK Grasbrook würde sich wei- 
gern. die Interessen des Reiniguner- 
Personals zu vertreten.” Nach die- 
sem Strickmuster LEBE sich in "der 
De ertnnn 

n: 


Brem 


t 1 6 den Engagement für die In- 
teressen Kollegen sabotleren. 
Die eigentliche Funktion. des Anti- 
kommunismus wird wieder mal schr 
deutlich. 

Kodolitsch blieb am Ball, Zum 
Thema „Betriebrversammlung" for- 
derte er die versammelten Vertau- 
ensleute auf, mit Psycho-Terror zu 
verhindern, daß künftig noch linke 
Kollegen das Wort ergreifen. Durch 
‚Buhen und systematische Zwischen- 
nufe sollen diese eingeschüchtert und 
zum vorzeitigen Abbruch ihrer Rede 
ezwungen werden. „Bi muß endlich 
was geschehen, redet mit den Kolle- 
‚gen, daß se sich Reden von ‚Chaoten' 
nicht mehr bieten kauen!) 


In diesem schon hektischen Klima 
antikommunistischer Emotionen sing 
man zum Tagesordnungspunkt „pol 
(üsche Situation” über. Nach einigen 
Lobethymnen auf die SPD-Resie- 
rungpolitik. wurde gefordeit: „Wir 
müssen hier bei uns wubere Reihen 
schaffen”. Den direkten Vorstoß ge- 
gen den linken Vertrauensmann FF, 
übernahm Betriebsrat Langmeser: 
„Willst Du in Zukunft hier positiv (? 
Initarbeiten?"” und „Wilst Du hier 
noch einmal solch ein albernes Flug- 
blatt verteilen? ” (PF, verteilte ein- 
yangs einige Kopien eines Briefesmit 
Vorschlägen zur Tarifrunde, der von 
einigen siner Kollogen ausgearbeitet 
wurde!) Betriebsrat Langmeser: 
„Wenn je, dann stell ich hier Anırag 
@uf Ausschluß aus dem Verrauens- 
körper.” P.F's Antwort: „Ich siehe 
hinter der Satzung der IG-Chemie und 
vertrete Arbeitnehmer-Iniereuen.” 
(Nach kurzer Pause kam ein neuer 
Vorstoß von Langmesser: „Mist Du 
über diese Diskussion im Betrieb De- 
richten?” - Antwort: „Selbsmer- 
ständlich, das ist meine Pflicht als 
Vertrauensmann!” "— Das war für 
die Rechten genug. Der Vertrauens- 
mann P.F. war dies die längste Zeit 
gewesen. _Arbeiterdemokratie/ — 
selbst in ihren niedersten Elementar- 
Formen it für diese rechte Bande be- 
reits gewerkschaftsschädigend. ® 


Betriebszelle Texaco 
KB-Gruppe Hamburg 
On 


Kinderschule Grünhöfe 


Wie wir bereits im etzten ARBEITER- 
KAMPF (Nr. 44) berichteten, stellte 
der Kirchenvorstand der Petruskirche 


lich ein gelungenes Finale hinterlisti- 
ger, aber durchaus typischer bürgerli- 
eher „Sozialpolitik. Die Kirche ent- 


Bremerhaven: 


Kinderschule Grünhöfe 


‚Wie wir bereits im letzten ARBEITER- 
KAMPF (Nr. 44) berichteten, stellte 
ne 
schule Finkenstraße” endgültig ein. 
ee as 
ee 
amade 
die Kinder schon durch den „Still 
a ne 
auf die Straße gesetzt wurden (siche 
fürsten ein eindeutiges Verhandlungs 
Same 
Eltern und Mitarbeiter die Besetzung 
Bee 
frei zu machen; nich! zuletzt, um zu 
ze: 

a a 8 Ken 
weitergeführt werden. Dies nahm der 
Kirchenvorsteher zum Anlaß, von 
Ben 
Dee 


Nachdem in der „Bremerhavener 
Bürgerzeitung” _(„UBZ", SPD-Zei- 
tung) der SPD-Sozlaldemagoge H. 3. 
Rehberg. mehrfach. öffentlich über 
„Frankfurter Hausbesetzer" spekulier- 
ie, (de, die Besetzung der „Kinder- 
schule” anleiten und unterstützen 
Würden (um soan die brgerliche Hetz- 
Kampagne gegen die Hausbesetzungen 
anzuknöpfen) müssen wir nun I 

die Vermutung aussprechen, daß die 
Kirchenväker in Grünhöfe von Hausbe- 
sitzern aus Frankfurt, Hamburg 0. d, 
Angeleitet werden. 


Wie Hausbesitzer In. Frankfurt, 
Hamburg usw, „ünrentable” Häuser 
abbruchreif machen, x» bemühen sich, 
die Kirchenbürokraten, die Kinder- 
schule unbenutzbar zu machen: zu- 
nichst ließen sie Strom, Gas etc, ab- 
stellen, dann kinuten sie das Mobiliar 
und sollen neuerdings sogar die Tür 
versiegelt haben, Dies ist wahr 


lich ein gelungenes Finale hinterlist- 
ger, aber durchaus typischer bürgeri 
cher „Sozialpolitik. Die Kirche en 
larvte sich offep alsSachwalterin die- 
#es Staates, indem sie mit allen Mitteln 
an der 7 ung der fortschrittl 
hen Initiatire KSF arbeitete. 


Anseige: 
DER KAMPF 


UM DIE KINDERSCHULE 
— Dokumentation — 


285 Bremerhaven 


Mi der Vertreibung aus den Räu- 
men der KSF ist die Initiative aber 
‚noch nicht zerschlagen. Von den El- 
tern und Mitarbeitern wurde ein „Ver- 
ein Kinderschule” gegründet, der die 
Grundlage zu einer eigenständigen, un- 
abhängigen Kinderarbeit bilden soll 
An eino Kinderarbeit In vernünftigen 
Bahnen it momentan allerdings nicht 
zu denken (ohne Räume, Material 
usw.) Der Verein soll jetzt sowohl die, 
rlumlichen wie die finanzen Grund» 
Iagen hierfür schaffen. . 
Vertnie on 
KB/Gruppe Bremerhaven 
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Krone, Westberlin: 
UNVERSCHÄMTER 
VORSTOSS DER 
GEWERKSCHAFTSFÜHRUNG 


‘Vor kurzem haben die reaktionären 
Gewerkschaftsfunktionkre bei der 
Firma Krone (Fernmeldetechnik, ca. 
3.000 Beschäftigte) einen erneuten 
Versuchsballon gestartet. BR-Vor- 
itzender Thimm und VLK-Vonit- 
‚zender Kroesen (SEW!) fordern in 
einem im Betrieb verteilten Pamphlet, 
daß jedes Gewerkschaftsmitglied eine 
Erklärung unterschreibt, die besagt, 
‚daß er keiner „gegnerischen Organi- 
satlon angehört oder für sie tätig 
sein wird”, 

Dies provokatorische Schreiben 
wurde als Test von rechten Ver- 
trauensleuten an Vertrauensleute und 
auch an Linke im Betrieb "verteilt 
Es wurde aber noch nicht gezielt 
allen Kollegen gegeben und es wurden 
auch noch keine Unterschriften ge- 


Gewerkschaftsführung erst einmal die 
Reaktion der Kollegen und speziell 
der Linken im Betrieb testen wollen. 

Dieses Vorgehen stellt eine neue 
Qualität der Taktik der Gewerk- 
schaftsführung gegen fortschrittliche 
Kollegen und einen weiteren Schritt 
zum Abbau der Demokratie in der 
Gewerkschaft dar. Es reicht der Ge- 
werkschaftsführung nicht mehr, das 
Mittel der Reverse gegen einzeine 
fortschrittliche Kollegen anzuwen- 
den, sie wollen eine Loyalitätser- 
klärung aller Gewerkschaftsmitglieder 
haben. Wer nicht unterschreibt, kann 
mit dem Ausschluß rechnen. Wir 
haben immer schon aufgezeigt, daß 
die Reverse-Politik direkt auf die 
Spaltung der Gewerkschaft abzielt 
An diesem Vorstoß bei Krone wird 
dieses Ziel der Gewerkschaftsspaltung 
noch deutlicher. Aus der Gewerk- 
schaft ausgeschlossen werden sollen 
nicht nur Kommunisten und Kolle- 
gen, die mit den Kommunisten sympa- 
thitieren, sondern auch jeder Kollege, 
der unter bestimmten Umständen zu 
einer Zusammenarbeit mit den Kom- 
munisten. bereit sein könnte. Wenn 
man bedenkt, daß die Arbeiterklasse 
unter der faschistischen Hitler-Dikta- 
tur und später nach Ende des zweiten 
Weltkrieges für die Einheitsfront von 
"kommunistischen und sozialdemokra- 
tischen Kollegen und speziell für die 
Einheitsgewerkschaft gekämpft hat, 
wird die Unverfrorenheit dieser Poli- 
tik noch klarer. 


‚Arbeiterkampf Nr. 45/11. Juni 1974 


In der Begründung für ihr Vor- 
schen, stellten Thimm und Kroesen 
diese Reversepolitik in den direkten 
Zusammenhang zum Gewerkschafts- 
tag. der IG-Metall, der im Herbst in 
innover stattfinden wird, Wollen 
diese Arbeiterverräter ihren Kumpa- 
nen vom Bundesvi die Spak- 
tung der Gewerkschaft bei Krone als 
Geschenk zum Gewerkschaftstag prä- 
sentieren? 

Diese Politik der Gewerkschafts- 
führer hat bei Krone eine besondere 
Tradition, Seit mehreren Jahren ver- 
suchen die Kapitalisten systematisch 
die Linken aus dem Betrieb zu „siu- 
ern”. Bei diesen Versuchen der Ge- 
schäftsleitung haben die Gewerk- 
schaftsführer bei Krone mehr als nur 
Handlangerdienste geleistet, und SEW- 
Mitglied Kroesen immer mit dabei. 

Dieses Vorgehen gegen die Lin- 
ken hat einen besonderen Grund 
Es gibt Anzeichen, daß die Firma 
in Kürze an Siemens, ABG oder 
SEL verkauft werden soll. Wir wis- 
sen, daß mit dem Verkauf einer 
Firma immer Produktionsverlagerun- 
‚gen, Rationalisierungen und. Entlas- 
sungen verbunden sind, Davor wol- 
len die Kapitalisten sich möglichst 
die Linken vom Hals schaffen. Die 
Kapitälisten haben in Zusammenas 
beit mit den reaktionären Gewerk. 
schaftsfunktionären vor zwei Jahren 
begonnen, den Betrieb zu „säubern”. 

1972 wurden aufgrund verschie- 
dener Ereignisse im Betrieb elf fort- 
schrittliche Kollegen in den BR ge- 
wählt (also fast die Hälfte der 23 
BR-Mitglieder). 

„Harte Auseinandersetzungen im 
BR gab es oft wegen Kündigungen. 
Entlohnungsfragen und über Art und 
Umfang der Information der Beleg- 
schaft. Gerade in der Frage der Ver- 
hinderung von Kündigungen und der 
Information der Kollegen über die 
BR-Arbeit hatten die fortschrittlichen 
Kollegen große Erfolge zu verzeich- 
nen.” (aus: „Arbeitervertreter in der 
BRD”, Dokumentation einer Aus- 
einandersetzung um eine außeror- 
dentliche BR-Wahl bei Krone Wb, 
herausgegeben von Gewerkschaftern 
bei Krone) 

Der Versuch von acht rechten 
Betriebsräten im März 73, einen fc 
schrittlichen Kollegen aus dem BR 
rauszuwerfen, endete mit einer Ab- 


Neuwahl nicht im Wege zu stehen, 
‚gaben noch weitere vier Mitglieder 
ihren Rücktritt bekannt, 

Mit dem Mittel der Neuwahl hofften 
die Hüter der reaktionären Linie der 
Gewerkchaftsfürhung, die Linken erst 


einmal auf „elegante” Art aus dem 
BR zu feuern. Ihnen kam zu Gute, 
daß die Linken (es handelte sich 
hierbei wesentlich um eine Betriebs- 
gruppe der ehemaligen PL/PL und 
die „KPD") noch nicht lange bei 
Krone gearbeitet hatten und nicht 
50 bewußt von den Kollegen ge- 
wählt worden waren, daß man jetzt 
unbedingt damit rechnen konnte, 
laß die Kollegen sie weiter unter- 
stützen würden. So rechnete 2.B. die 
OV damit, daß die Linken nur 1% 
der Stimmen bekommen würden. 
Urn die Linken zu isolieren und von 
vornherein vor den Kollegen als Ge 
werkschaftsfeinde hinzustellen, hat- 
ten sie die linken Kandidaten nicht 
auf die offizielle „IGM-Liste” auf- 
‚genommen, sodaß cs zu einer Listen- 
wahl: mit einer zweiten, fortschritt- 
lichen Liste kam; 

Das offensive Auftreten der 2. 
Liste und die breite Auseinander- 
setzung mit der Betriebspolitik der 
Liste 1, das Aufzeigen ihrer Funk- 
tion als Handlanger der Krone-Kapi- 
talisten an verschiedenen konkreten 
Beispielen, hatte eine hohe Wahlbe- 
teiligung €72% gegenüber 66,4% der 
Vorjahrs BR-Wahl) zur Folge. 34% 
‘der Kollegen wählten die Liste 2. 
Zwar hatte die Liste 1 die absolute 
Mehrheit erhalten, aber der Ver- 
such, die fortschrittlichen Kollegen 
aus dem BR zu werfen, wa 
scheitert. Aber mehr noch: 
den Kollegen hatte sich auch einiges 
getan. Durch die offene Auseinander- 
setzung war ihnen die Alternative 
— Liste | oder Liste 2 — „sozial- 
Partnerschaftliche” Zusammenarbeit 
mit den Kapitalisten oder eingestän- 
ige Klassenpolitik und Klassenkampf 
— klarer geworden, sodaß sie die Kol- 
legen der Liste 2 viel bewußter ge- 
wählt haben als noch vor einem Jahr. 

Damit war erst einmal der Höhe- 
punkt der Bewegung bei Krone er- 
reicht. Aber die Kapitalisten hatten 
schon ihren nächsten massiven An- 
griff gegen die Belegschaft geplant. 
Die Belegschaft sollte um 10% ver- 
ringert werden: 300 Kollegen sollten 
weg! Um nicht beim Arbeitsamt die 
‚Kündigungen anmelden zu müssen 
(mehr als 49 Kündigungen sind mel- 
depflichtig), hatten die Krone-Kapi- 
talisten viele Tricks drauf 

Ausländische Kollegen reichten 
nach einer „Unterredung” mit dem 
Personalchef' „freivillig” ihre Kündi- 


IG-Chemie Hamburg: 


EIN BISSCHEN DEMOKRATIE 
IST SCHON ZUVIEL 


Linke Kollegin aus Tarifkommission 


gefeuert 

Auf dem letzten Gewerkschaftstag 
der IG-Chemie (im September 72) 
kam gegen den Willen des Hauptvor- 
Standes ein fortschrttlicher Beschluß 
— der einzige — zustande, der eine 
stärkere Beteiligung der gewerk- 
‚schaftlichen Vertrauensleute bei T=- 
rifrunden beinhaltete: während bis 
‚her die Mitglieder der Tarifkommis 
sionen von dem örtlichen Verwal 
tungsstellen-Vorständen vorgeschla- 
gen wurden und die Vertrauenskör- 

‚7 diese nur bestätigen konnten, 
‚onnten die Vertrauensieute jetzt 
ihre Tarifkommissionsmitglieder 
selbst wählen. Allerdings galt die 
Einschränkung, daß sie der örtliche 
Vorstand bestätigen muß — oder 
auch nicht. 

Von diesem Beschluß wurde von 
interesierter Seite sehr viel Aufhe- 
bens und Wirbel gemacht (vor allem 
von ‚lnks’'sozialdemokratischer Sei- 
te, aber auch von Seiten verschiede 
ner Berufsoptimisten wie den dama- 
ligen Führern des NRF, heute KBW- 
Führer) und — da nunmal beschlos 
sen - versuchten auch die Gewerk- 
‚schaftsführer diese einzigartige demo- 
kratische Errungenschaft der IG- 
‚Chemie ins rechte Licht zu rücken. 

In der Praxis allerdings bemühen 
sich die Gewerkschaftsführer, die 
Wahl fortschrittlicher TK-Mitglieder 
zu verhindern und — wo dies nieht 
gelang - sie in den Tarkkkommimio- 
‚nen selbst „unschädlich” zu machen, 
indem sie diese Kollegen durch kon- 
wentrierte Angriffe und Diffamierun- 
wen völlig isolierten und in die Rolle 


der „Dauer-Querulanten” drängten. 
Der Rausschmiß, einer fortschritt- 
lichen Kollegin aus der Hamburger 
Tarifkommission während der zwei- 
ten Verhandlung mit den Kapitali- 
stenvertreterm (am 27.5.) hat noch 
mal deutlich gemacht, daß dieses 
neue „demokratische” Recht durch- 
aus kein Schritt auf dem Weg zu der 
vielgepriesenen „kontinuierlichen De- 
mokratisierung der Gewerkschaften” 
ist, wie es z.B: die Strategen des 
linkssozialdemokratischen  „Soziall- 
stischen Büros” damals der inter- 
essierten Arbeiterschaft weismachen 
wollten. Bei Bedarf wird dieses Recht 
mit Füßen getreten und „Ruhe und 
Ordnung" wieder hergestellt: Wer 
die Macht hat, hat das Recht, 
Übrigens: Falls es tatsächlich ein- 
mal zu der — sehr unwahrschein- 
lichen - Situation kommen sollte, 
daß irgendeine Tarifkommission ei- 
nen Beschluß faßt, der nicht auf der 
Linie des Hauptvorstandes liegt, hat 
sich dieser per „Tarifrichtlinien" 
das Recht: gesichert, einzugreifen 
und der Verhandlungsführer kann 
den Beschluß » lange „aussetzei 


bis die Sache zur Zufriedenheit der 
ist 


‚werkschaftsführer 
Völlig unsinnig wäre es auch, 
zunehmen, daß sich durch die direkte 
Wahl der Tarifkommissionsmitglle- 
der ingend etwas am Charakter der 
Tarifverhandlungen geändert hätte. 
Die „Empfehlungen” des Hauptvor 
standes bezüglich der aufzustellen- 
den Forderungen werden weiterhin 


„gekli 


nach Kräften {n den Tarifkommissio- 


nen bzw. schon in den Vertrauens 
körpern durchgesetzt. Die Lohn- und 
Gehaltsabschlüsse werden nicht im 
Kampf und breiter Mobilisierung der 
Kollegen erreicht, sondern per „Kon- 
zertierter Aktion” und anderer Mau- 
schelebenen zwischen Kapitalisten 
und Gewerkschaftsführern im vor- 
hinein festgelegt. 

Was danach als „harter Kampf um 
Prozente” ausgegeben wird, dient nur 
‚noch der Irreführung der Köllegen 
und dem Zur-Schau-tellen „freier, 
unabhängiger" Verhandlungen zwi- 
schen den Tarifpartnern. 

Die gefeuerte Kollegin - Vertre- 
terin der Fa, Promonta — hatte diese 
unchrliche Schau, die auch den Tarif- 
kommissionsmitgliedern vorgespielt 
wurde, in einem ironischen Schrei: 
ben, das sie in der Tarikommission 
verteilte, angegriffen. Doch Engel- 
mohr (Bezirksleiter). Walter Holst 
(Vorsitzender der Hamburger Ver- 
waltungsstelle) und andere fühlten 
sich so schr auf Ihre Arbeitnehmer- 


Kollegin sofort rauswarfen. 
Dies ist das Schreiben: 
„An die Kollegen 
'ommi 
Innen, Kollegen, 
wenn ich in der Tarifkommission 
öfter mal Kritik an verschiedenen 


Kollegen und ihrem Vorgehen 
äußert habe, s0 müßt Ihr mir 
verzeihen. 

Die lerate Sitzung, auf der mit 
den Unternehmern verhandeli 
hat mich überzeugt, daß ich 
‚ge bisher völlig falsch gesehen habe. 
Solch ‚eine Einigkeit (mir Bdgur 
Engelmohr), solch einen Kampf. 
‚gelit, solch eine Unnachgiebigkelt 
hatte ich bisher noch nicht erlebt. 
Und wenn unsere kleine Verhand- 
lungskommission dann vom Schlacht‘ 
feld (0 darf ich es wohl mal nennen) 
urückkehrte, dann habe ich die Kol- 
legen vom Bezirk und Verwaltungs 


1. 


nungen ein. Vice deutsche Kollegen 
‚kündigten auf Grund der Verunsiche- 
fung, und dann wurde von den Kapi- 
talisten gekündigt: Sympathisanten 

Liste 2, die während der Wahl- 
kampagne aufgefallen waren, ältere 
Kollegen, besonders Frauen und alle 
Halbtagskräfte, 

Um den Kapitalisten zu helfen, 
hatten sich der BR-Vorsitzende 
Thimm (Liste 1) und sein Stellver- 
{reter Heide („altgedienter” BR-Vor- 
sitzender und Inimfreund der Fa- 
milie Krone) etwas ganz besonde 
ausgeklügelt: Damit die Betriebsräte 
der Liste 2 kei 
Kündigungen. er richteten 
‚Thimm und Heide einen sogenannt 
„Ausschuß für personelle Einzelmaß- 
nahmen” ein, auf deutsch einen Kün- 
digungsausschuß, der natürlich nur 
mit Mitgliedern der Liste | besetzt 
war. _ Bevorstehende Kündigungen 
wurden von nun an nicht mehr im 
gesamten Betriebsrat besprochen, 
sondern dem Ausschuß übergeben, 
der natürlich der Geschäftsführung 
ergeben seines Amtes waltete und 
mit Vorliebe Kündigungen gegen Kol- 
legen, die politisch aufgefallen w. 
Ten, unterschrieb i 
(Inzwischen wurde dieser Ausschuß 
auch vom Berliner Arbeitsgericht für 
rechtens erklärt. Ein linkes BRMit- 
wlied hatte gegen seine Einrichtung 
geklagt.) 

Verstärkt wurde die Verunsiche- 
rung der Kollegen durch die bürger- 
liche Kampagne anläßlich der Ölkrise, 
Um die Gefahren der Energiekrise 
zu illustrieren, hatte die Geschäfts- 
leitung im Betrieb die Heizungen 
drosseln lassen. 

‚Auf diesem Hintergrund gelang es 
der Geschäftsleitung auch, den zu- 
sätzlichen _„Sozialklimbim" (Aus- 
druck der GL) ohne nennenswerten 
Widerstand der Kollegen zu streichen. 
Das Weihnachtsgeld wurde gekürzt 
Nur der tariflich abgesicherte Min- 
destbetrag wurde ausgezahlt, die Er- 
folgsbeteiligung wurde gestrichen und 
der Werksbus wurde eingespart. 

Betriebsrat Heide übernahm dann 
wieder eine besonders schmutzige 
Rolle in der „konzertierten Aktion“ 
gegen die Kollegen. Er stellte vor 
‚dem Arbeitsgericht Antrag auf Aus- 
Schluß der Liste 2 aus dem Betriebs- 
Begründun, 
1. Vorsätzliche Ablehnung einer Zu- 
mmenarbeit mit der Mehrheit 
BR. 

. Veranstaltung „von „Volksbefra- 
gungen“. 

3. Vorsätzliche, z.T- wiederholte, 
pflichtwidrige Verletzung gesetz- 

licher Pflichten, 

4. Vorsätzlicher, grober Mißbrauch 
des Betriebsratsamtes zum Scha- 


‚den des Betriebarats (1) 
5. Ungerechtfertigte, gehlssige Dif- 
aafenerung von Betrieberaumiigle- 
Iern 
6. Aufruf zu Kampfmhßnahmen 
Ein Antrag von Heide auf eine 
einstweilige Verfügung, daß alle BR- 
Mitglieder der Liste 2 bis zum Ur 
teilsspruch des Arbeitsgerichts nicht 
an BR-Sitzungen teilnehmen dürfen 
024 Ihm Rechte und Pflichten ruhen, 
wurde 


In der Zwischenzeit sind die Ge- 
werkschaftsausschlußverfahren gelau- 
fen. Ein großer Teil der Betriebsräte 
wurde ausgeschlossen, bei einem stell- 
te sich heraus, daß er überhaupt nicht 
der Gewerkschaft angehörte, einige 
andere, die sich in der letaten Zeit 
den Angriffen der Kapltalisten und 
der Gewerkschaftsführung gebeugt 
hatten, blieben — sozusagen auf we: 
tere „Bewährung“ — in der Gewerk- 
schaft 

Aber such mit diesen Maßnahmen 
hatte die „Konzertierte Aktion“ die 
Kollegen nicht zum Schweigen ge- 
bracht und nicht alle fortschrittlichen 
Kollegen zum Kündigen aufgespürt, 
Das zeigte sich auf der Betriebsver- 
sammlung im Februar, wo Geschäfts- 
führung und Betriebsrat (Liste 1) 
heftig von den Kollegen angegriffen 
wurden. 

Allerdings zeigte sich hier auch, 
daß GL und reaktionäre BR's mit 
ihrer Spalterpolitik auch einen nicht 
zu unterschätzenden Erfolg gehabt 
hatten. Ein BR-Mitglied der Liste 2 
hielt eine Rede, mit der sich sogar 
der BR-Vorsitzende einverstanden er- 
klärte, und viele Kollegen verließen 
die Versammlung resigniert. 

Der Versuchsballon des SEW-Mit- 
lieds Kroesen, Reversen für jedes Ge- 
werkschaftsmitglied verbindlich zu 
machen, ist das nächste Glied in der 
Kette von Versuchen, die Fa. Krone 
zu säubern. 

Nicht zufällig rief die Gewerk- 
schaftsführung zur 1. Mai-Demonstra- 
tion mit der Parole „Überlassen wir 
die Straße nicht den Feinden der 
Demokratie‘ auf. Im Klartext. heißt 
das; Überlamen, wir ‚die, Bapiabe 
und den Staat nicht den Feinden 
derKapitalisten“, Das ist die „Kampf- 
parole“ der Gewerkschaftsführung. 
Dem müssen wir die geschlossene 
Kampffront der Arbeiter gegen die 
Kapitalisten und alle ihre Handlanger- 
in der Arbeiterbewegung enigegen- 
setzen. . 
Genossen des KB/Gruppe Westberiin 


stellenvorstand gar nicht wiederer- 
kannt. Abgekämpft waren sie, aber 
‚nicht müde und nicht kleinzukriegen. 
Edgar hatte häufig noch ein paar 
‚Schweißperlen auf der Stirn, aber er 
wur frohen Mutes und zu neuen Ta- 
ten entschlossen. Ja, ohne Edgar wd- 
ren wir alle aufgeschmissen. So wie 
er kann es den Arbeitgebern keiner 
‚geben. Wie er sie z.B. dazu gerwun- 
gen hat, uns das Abendessen in den 
Sitzungıraum zu schicken — wer an- 
ders hätte so viel Mut gehabt? 
Ich dachte zwar manchmal, wer 
ist diese kleine Tarifkommission ek 
gentlich — wenn jetzt ein paar tau- 
send Kollegen vorm Tor stehen wür- 
den oder zehntausend streiken, dann 
hätten wir wenigstens was im Rücken. 
"Aber schließlich Din ich auch von 
diesem Gedanken ‚kommen, 
denn die Arbeitgeber verwickelten 
sich immer mehr in Widersprüche 
und ihr Widerstand wurde je auch 
0 Immer schwächer, Die haben ja 
Bolno mar zwei sch Köpfe, wie 
Edgar sagte, die anderen 
Schafe. Und mit denen sollen wir 
es nicht aufnehmen können? 
Zwischendurch habe (ch such mal 
gedacht, eigentlich würde ich fa 
‚gern wissen, was die kleine Verhand- 
hungskommission da ml den Arbeit: 
‚sebern fünfmal zwei Stunden lang 
redet. Aber das war ja völlig über“ 
Aüusig, weil Eiger hinterher immer 
einen Bericht machte, der 10 an- 
schaulich war, daß wir manchmal 
Trängn lachen mußten, wie die Ar- 
beitgeber wieder abgebürstet worden 
waren 
Dann habe ich auch mal gedacht, 
wieso wird die ganze Verhandlung 
denn bis in die Nacht in die Länge ge 
zogen. Was soll denn bei den gunsen 
Pausen, die zwischendurch eingelegt 
wurden, an neuen Standpunkten ent“ 
wickelt werden. Aber da hatte ich die 
Verhandlungstaktik. unserer führen 


den Tarifkommissionsmirglieder noch 


nicht durchschaut. Denn die gehen 
mit psychologischer Kriegsführung 

vor und darauf sind die Arbeitgeber 
‚offenbar nicht gefaßt gewesen. Das 
scheint ihr schwacher Punkt zu sein. 
Und deshalb bin ich auch diesmal 
‚gern bereit, bis in die Nacht durchzu- 
halten und ruhig in meine Skatkarten 
zu schauen, wenn 10 ein Unterneh- 
merknecht vorbeigeht, als wenn mich 
das alles gar nicht kümmert. Das 
macht sie offenbar sehr unsicher. 
Und wenn es der Sache dient, bitte. 

Ich habe noch etwas viel Schlim- 
meres gedacht. Dir müßt mir auch 
das verzeihen. Ich habe zu Anfang 
gedacht, was soll bei dieser Ver 
handlung schon Neues herauskom- 
men. Andere Tarifbesirke haben 
schon abgeschlossen, das steht doch 
sowieso schon alles fest — Lohnleit- 
Hinien und so, Aber wie schr man 
sich täuschen kann, Wenn alles schon 
feststehen würde, dann brauchte man 
a nicht s0 lange zu verhandeln. Das 
ist doch logisch. 

Ich glaube jerzı ganz fest, daß wir 
die Unternehmer klein kriegen und 
wenn wir uns noch ein paar Nächte 
um die Ohren schlagen müssen. Das 
muß man schom auf sich nehmen, 
wenn man ein so schwierigen Ami 
übernimmt. Schließlich sind die Un- 
ternehmer ja auch nur Menschen und 
brauchen auch Ihren Schlaf. Wenn 
wir abends mur lange genug durch- 
halten, dann unterschreiben sie viel- 
leicht weichgeklopft unsere Forde: 
rungen. 

Aber die Unternehmer wollen es 
uns in Hamburg offenbar zeigen. Da 
wire es schon ein Erfolg, wenn wir 
den Abschluß wie in den anderen 
Bexirken hinkriegen, oder ? 

Wenn wir 10 weiter machen, wer“ 
den die Kollegen im Betrieb sicher 
sehr aufrieden mit uns sein. 


Ganz in diesem Sinne 
Rur 
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DAS 'GEWERKSCHAFTSKABINETT’ 


"„Die SPD hat nun in der Regierung 
Ihre große Aufsabe.., Die engen Ver- 
bindungen zwischen SPD und den 
Gewerkschaften, die bisher als Ein- 
Auß der Gewerkschaften auf die 
‚Sozialpolitik der SPD in Erscheinung 
traten, müssen jetzt umgekehrt die 
Einfußnahme der SPD auf die Ge- 
werkschaftaführer ermöglichen.” 

(‚Industriekurie”, bereits 24.1.671) 


Ein „Bonner Gewerkschaftskabinett”, 
„Schmidt's Labour-Kabinett”,so und 
ähnlich Iauteten die Schlagzeilen der 
bürgerlichen Presse nach der Bildung 
‚der neuen Bundesregierung. Besonders 
hervor tut sich hierbei der Bundesver- 
band der Deutschen Industrie (BDI), 
der seine seit längerem verbreitete 
Schreckensthese von der „gewerk- 
schaftlichen Machtergreifung” und 
dem Gewerkschaftstast” angeblich 
bewiesen sicht. 

Anlaß zu solchen Kommentaren ist 
das Heranziehen weiterer amtieren- 
‚der oder ehemaliger Gewerkschafts 
führer in die neue Regierung: 
Matthöfer und Ruhnau von der IG 
Metall, Gscheidie von der Postge- 
werkschaft (er war Kandidat für den 
DGB-Vorsitz) und den Gewerkschafts- 
‚spezi der SPD, Helmut Rohde, der 
Vorsitzender der SPD-Arbeitsgemein- 
schaft für Arbeitnehmerfragen ist. 


Sie gesellen sich zu zwei schon seit 
‚Jahren amtierenden Ministern aus den 
Reiben der Gewerkschaftsführung: 
Verteidigungsminister Leber (IG Bau) 

ein unter Rechten angesehener 
und geachteter Staatsschätzer — und 
Arbeitsminister Arendt (IG Bergbau). 
Beide hielt Helmut Schmidt für geeig- 
net, seinen schärferen Regierungskurs 
in ihren Wirkungsbereichen weiter zu 


Wenn heute die Kapitalisten, die 
reaktionäre Presse sowie die CSU/ 
CDU die drohende „gewerkschaft- 
liche, Machtergreifung” in „Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft” (BDA- 
Präsident Schleyer) beschwören, dann 
nicht etwa, weil sie eine derartige Ge- 
fahr wirklich sehen. Sie zielen mit 
derartigen Schreckensvisionen ganz 
bewußt auf Vorurteile und Ängste 
des Kleinbürgertums, däs ebenfalls 
bedroht von kapitalistischer Konzen- 


ee m nn 


Zum besseren Verständnis dieses 
Schreibens: Die Tarifkommission 
verhandelt nicht insgesamt mit den 
Kapitalistenvertretern, sondern 
„wählt” eine Verhandlungskommis 
sion (4 — 6 Mann), was in der Regel 
0 vor sich geht, daß die „zuverläs- 
sigsten” Leute (hauptamtliche Sekre- 
täre, auch mal Betriebsratsvorsitzen- 
de) vorgeschlagen und wegen eindeu- 
tiger Mehrheitsverhältnisse zugunsten. 
der Rechten (die auch jederzeit mani- 
pulativ hergestellt werden können) 
auch bestätigt werden. 

Während diese Verhandlungskom- 
mission nun mit den Kapitalistenver- 
tfetern in langatmige Wortgefechte 
eintritt, sitzen die anderen TK-Mit- 
glieder herum und warten. Diese TK- 
Mitglieder haben ohnehin nur die 
Kulisse für das Geschehen abzuge- 
ben und sind nichts als Statisten. 
Der Verlauf der Verhandlungen liegt 
fest in den Händen der „kleinen 
Kommission", dor Gewerkschaftsfüh- 


ver 

Die Taktik bei solchen Verhand- 
lungen ist immer dieselbe: Die Kapi- 
talisten-Vertreter schalten zu Anfang 
auf stur, machen entweder ein ganz 
niedrigen Angebot oder weigern sich, 
über einen Teil der Forderungen über- 
haupt zu verhandeln, Daraufhin ist 


port 
mit einem harten Gegner zu tun hat 
und sich auf Kompromime einlaen 
muß. Nun beginnt das „Ringen” um 
Zugeständnise der Unternehmerver- 


treter. In Hambu 
zweimal 16 bis 


dauerte der Spuk 
8 Stunden. Zum 


Schluß hat fast jeder den Überblick 
über die einzelnen Stationen der Ver- 
ist müde und 


handlung verloren, 
hofft auf das Bı 


ration und Monopolisierung, die Ur- 
sachen für seine Existenznot in den 
maßlosen Forderungen 
klasse und der „Macht 


einer faschistischen For- 
mierung von Teilen des Volkes soll 
eine antigewerkschaftliche, feindliche 
Stimmung gegenüber der Arbeiter 
klasse und ihren berechtigten Forde- 
rungen geschaffen werden, 


$o verführ die Bourgeoisie bereits. 
während des Fluglotsenstreiks, so ver- 
fuhr sie besonders auch während des 
Streiks im Öffentlichen Dienst. Ihre 
Kampagnen verband sie mit Forderun- 
gen nach Einschränkung gewerksci 
licher Rech! 
Abschaffung 
Doch auch in den Reihen der 
Werktätigen selber werden antigewerk- 
schaftliche Einbrüche versucht, Die 
Stimmverluste des DGB bei den „So- 
zialwahlen” (vgl. Artikel in diesem 
ARBEITERKAMPF) sind der Bour- 
geolsie und ihrer Presse willkomme- 
ner Anlaß, ihre Kampagne fortzuset- 
zen. Unter der Überschrift „Abfuhr 
für den DGB” schreibt dazu die 
„Welt” vom 5. Juni: „Das Ergebnis 
der Sozialwahlen muß bei der Bera- 
tung des Parlaments über die Mitbe- 
stimmung in den Unternehmen be- 
rücksichtigt werden. Hier liegt eine 
demokratische Wahlaussage gegen je- 
de Machterweiterung der sozialistt- 
schen Einheitsgewerkschaft vor. Die 
Angestellten haben ihre Rolle als 
selbständiger Faktor unterstrichen.” 

In ähnlichem Sinne äußerten sich 
CDU-Führer nach dem Regierungs- 
wechsel. CDU-Führer Kohl erklärte 
den DGB zur „Hilfsorganisation der 
SPD“, und der CDU-Vorsitzende von 
|Nordrhein-Westfalen, Köppler, 
te die ‚gegenwärtigen Führer des DGB' 
in diesem Zusammenhang mit schar- 
fen Worten, sie müßten sich ‚darüber 
im Klaren sein, daß es zur Einheits- 
‚gewerkschaft Alternativen gibt‘. Die 
Alternative liege ‚in Abstinenz der 
Mehrheit der Arbeitnehmer gegenüber 
den Gewerkschaften‘, wenn diese sich 
völlig auf eine Partei festlegten. 
(„Süddeutsche Zeitung vom 20,5.74). 


Unter dem Deckmantel „parteipo- 
itischer Neutralität” zielen die CDU- 
Führer auf eine völlige Entwaffnung 
der Gewerkschaften als Interessen- 
vertretung und Klassenorganisation, 
und damit letzlich auf eine Abschi 
fung der Gewerkschaften. Sie machen 
sich dabei dis wachsende Unzufrieden- 


sen wurde, noch als Erfolg”. 

Wozu dieses Schattenboxen, m 
man sich fragen, Einmal dient cs n 
ürlich der Glaubhaftigkeit gegenüber 
(den Kollegen. Wenn alles ganz glatt 
über die Bühne gehen würde und nach 
zehn Minuten - was objektiv durch- 
aus möglich wäre - das Ergebnis 
feststehen würde, dann kämen viele 
Kollegen sehr schnell dahinter, daß 
ihnen hier nur etwas. vorgespielt 
wird. Zum anderen soll wohl 
‚jedem einzelnen Sozialgemokı 
‚der Tarifkommission von Zeit zu Zeit 
‚das Gefühl vermittelt werden, daß er 
kämpft und sei dieser Kampf auch 
künstlich herbeigeführt. 

Der Tarifkommission kommt inso- 
fern eine besondere Bedeutung inner- 
halb der gewerkschaftlichen Gremien 
zu, als sie — in der Regel — das höch- 
ste Entscheidungsgremium in Lohn“ 
und Gehaltsfragen ist und den Schein 
von Demokratie besitzt. Man kann 
immer sagen: Eure Vertreter haben 
beschlosen . . . Die Gewerkschafts- 
führer setzen daher alles daran, nur 
ausgefuchste oder zumindest loyale 
Sozialdemokraten in dieses Gremium 
zu bekommen. Nun hat die Ham- 
burger Tarifkommission eine gewisse 
„Durchlässigkeit” bezüglich der In- 
formation der Kollegen im Betrieb 
erhalten, dadurch, daß einige weni- 
ge fortschrittliche Vertreter von ih- 
fen Vertrauensleuten dorthin. dele- 
giert wurden. Daß die uneinge- 
schränkte Autorität und Glaubwür- 
digkeit dieses Gremiums darunter le 
den könnte, mißfällt den Gewerk- 
schaftsführern sehr 


Wahl der TK-Mitglieder durch 
Vertrauensleute soll wieder 


Chemie-Zeitschrift für 
Funktionäre, „gewerkschaftliche um: 
schau", vom März/April 74, wird in 


heit mit der Politik der soziaklemo- 
au- 


Das „Gewerkschafts-Kabinett” 
‚soll „die Konflikte überspielen” 


Während die Bourgeoisie auf der e- 
nen Seite Ihre antigewerkschaftliche, 
arbeiterfeindliche Hetze verstärkt, 
weiß sie andererseits die Regierungs- 
beteiligung von Gewerkschaftsführern 
sehr wohl zu schätzen. Sie erwartet — 
und das ist die einzige Chance, die sie 
der neuen Bundesregierung gibt, be- 
dingungslose Durchsetzung Ihrer 
essen, $o reagierte denn auch die „In- 
dustrie teils befriedigt, teils besorgt” 
(„Handelsblatt” vom 20.5.) auf die 
Regierungserklärung. Von den Ge- 
werkschaftsführern erwartet sie, daß 
diese „die Konflikte überspielen. Ob 
diese Taktik des neuen Kanzler, so- 
weit sie Has Kabinett betrifft, erfolg- 
reich sein wird, muß. sich zeigen. 
Zwar könnte das ‚Gewerkschaftska- 
binett’ Schmidt bei den Arbeitmeh- 
merorganisationen in jenen Fragen, 
in denen erfahrungsgemäß mit ge- 
werkschaftlicher Kritik gerechnet wer- 
den muß, den Rücken freihalten.” 


(„Unternehmerbrief des BDI" vom 
23.5.7). 
In der Tat: die Regierungs-Ge- 


werkschaftsführer sollen das Ihre tun, 
um den schärferen Regierungskurs. 
zu Lasten der Arbeiterklasse in den 
Gewerkschaften abzusichern und zu 
erwartenden Widerstand so gering 
wie möglich zu halten. Hierin muß 
sich die neue Bundesregierung zu- 
nächst noch bewähren, che sie die 
volle Gnade, der Kapitalisten finden 
kann. 

$o erklärt sich, daß Helmut 
Schmidt nur einen Tag nach der Re- 
gierungserklärung den DGB-Vorsit- 
zenden Vetter und die Vorsitzenden 
der 16 DGB-Gewerkschaften empfing. 
Vetter erklärte hinterher offen: „er 
habe ‚keine Differenzen’ gegeben. 
Dererste Schritt der neuen Regierung 
in die Öffentlichkeit über den Bun- 
destag hinaus habe. ‚Symbolkraft', 
weil darin das Verhältnis der Bun- 
desregierung zur Arbeltnehmerschaft 
als Ganzes zum Ausdruck gekommen 
sel.” („Welt vom 20.5.74) 

Neben dieser „symbolischen Re- 
präsentanz der Arbeitnehmer" in der 
Regierung, wird das unmittelbare 
Eingreifen der Gewerkschaftsführer 
in ihren Arbeitsbereichen zur Min- 


unzweideutiger Weise klargemacht 
daß die nächste „Bundesarbeit 
gung” vom 6. -"9. Oktober 74 
(außerordentlicherGewerkschaftstag) 
sich mit den Erfahrungen, der Wahl 
der TK-Mitglieder durch die Ver- 
trauensleute als eines ihrer Hauptthe- 
men beschäftigen wird, da „die Ta- 
nfarbeit dadurch nicht einfacher (für 
wen?) wurde, im Gegenteil”. Insbe- 
sondere diese Tarifrunde habe ge- 
zeigt, wie schwierig es war, zu einer 
einheitlichen Meinungsbildung in den 
verschiedenen Tarifkommimionen zu 
kommen. „Und so werden gelegent 
lich die "Empfehlungen der Ver 
trauensleute als imperatines Mandat 
 missionsmitglieder 
Wenn sich also ein 
Tarifkommissionsmitglied an die For- 
derung hält, die seine Vertrauens- 
leute aufgestellt haben, dann hat er 
seinen Auftrag angeblich mißverstan- 
den. Man höre nur, für wie bIöd die 
Heyen Gewerkschaftsführer fort- 
schrittliche Kollegen halten: „...wenn 
Ieder Vertrauensleutekörper seine T- 
Fifkommissionsmitglieder mit gebun- 
denem Mandat entsenden würde, 
dann kämen Beschlüsse überhaupt 
nie zustande,” Natürlich wäre kein 
Kollege böse darüber, wenn sein TK- 
Mitglied einer höheren Forderung 
zustimmen würde, allerdings dann ja, 
wenn er sich auf eine wesentlich 
niedrigere Forderung einläßt. 

Was den Gewerkschaftsführern in 
Wirklichkeit nicht schmeckt, das ist, 
‚daß es jetzt zum Teil schwieriger ist, 
den Kollegen niedrige Forderungen 
der Tarıfkommission plausibel zu 
klären, weil die Tarifkommission jetzt 
ein kleines Stück durchschaubarer für 
die Kollegen geworden ist . 


Chemie-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


derung von Widerständen angestrebt 
Gscheidle als Postminister hat die 
Aufgabe, die Bundespost aus den 1o« 
ten Zahlen herauszuführen, zum ei- 
nen durch weitere Preissteigerungen, 
vor allem aber auch durch umfa 
reiche Rationalisierungsmaßnahm 
und Entlassungen. Er bietet sich für 
diese Aufgabe geradezu an. Als che- 
maliger stelvertretender Vorsitzend 
der Postgewerkschaft kennt er die 
Pläne und Probleme, vor allem aber 
auch die. Widerstände seitens der 
Postler 
= Rohde als Bildungsminister erhält 
als Gewerkschaftsspegi die besondere 
Aufgabe, energisch (nicht so zaghaft 
wie Dohnany) die „Reform der be- 
ruflichen Bildung” ” durchzuziehen 
und die Stufenausbildungspläne der 
Kapitalisten zu verwirklichen. 
— Ruhnau schließlich kennt: alle 
Schliche des Betrugs an der Arbeit 
klasse: sowohl als Hamburger 1G} 
Bezirksleiter, als auch als Arbeits- 
direktor bei der coop und Polizei 
senator hat er dabei reichlich Er- 
fahrungen gesammelt. 


Nicht das Gewerkschaftsbuch — 
die Politik zählt! 


Die Gewerkschaftsführer haben der 
Regierung ihre bedingungslose Un- 
terstützung zugesagt. Vetter konnte 
„keine Differenzen” feststellen und 
der IGM-Führer Loderer sagte zur 
Regierungserklärung: _ In der Tat 
decken sich Ziele, Zwischenbilanz 
und Schwerpunkte der neuen Bun- 
desregierung im Grundsätzlichen welt- 
‚gehend mit den kurzfristigen gewerk- 
schaftlichen Vorstellungen.” („Me- 
tall? vom 28.5.74). 


Die „Beweisführung” hierfür tritt 
das DGB-Organ „Welt der Arbeit” 
vom 24.5. an. Dort heißt es unter der 
Überschrift „Es gibt gute Gründe, die 
Regierung zu unterstützen”: 


KONTAKTADRESSEN 


Bromerhaven: 
F. Köpsell 

285 Bremerheven 1 
Postlagerkarte 00.31 60 


Bundeskanzler, Vizekanzler und DGB-Chaf: „In allen Fragen einig...” 


„Helmut Schmidt hat eine Re- 
‚sierung gebildet, in der viele - ge- 
werkschaftlich aktive - Arbeimneh- 
mer {fl} sitzen. Der neugewählte 
‚Kanzler und sein Stellvertreter haben 
wenige Stunden nach der Regierungr- 
erklärung das Gespräch mit der Sp 
ze des DGB gesucht. In beiden Ent- 

dungen kommt zum Ausdruck, 
daß dieses Kabinett pronociert eine 
Politik für Arbeitnehmer machen und 
dabei den Interessen der großen Mehr- 
heit des Volkes gerecht werden will 
Die Gewerkschaften haben Anlaß, 
diese Absicht mit Beifall und Freude 
aur Kenntnis zu nehmen.” 

So ist das also, 

Allein die Tatsache, daß ein paar 
Gewerkschaftsführer in der Regierung 
sitzen, daß sie mit Schmidt einen 
ausschnacken, soll Beweis für eine 
„Arbeitnehmer-Politik” dieser Regie- 
fung sein. 

Maßstab hierfür sollten allerdings 
Pläne und Handlungen dieser Regie- 
rung sein, und die sprechen eine 
andere Sprache. Sie machen duetlich, 
daß gerade eine schärfere Gangart 
gegen die Arbeiterklasse den Regie- 
rungskurs bestimmt und darüber kön- 
nen auch noch so hoch gehaltene 
Gewerkschaftsbücher nicht. hinweg: 
täuschen. 

Einmal mehr erweisen sich. die 
Gewerkschaftsführer als treue Agen- 
ten der Kapitalistenklasse, Ihre Zu- 
stimmung zur Regierung Schmidt/ 
Genscher und deren Programm ist 
die Zustimmung zur Politik der Ka- 
pitalistenklasse, Sie ist der Verzicht 
auf die Durchsetzung von Forde- 
rungen der Arbeiterklasse — sie geht 
sogar soweit, Maßnahmen gegen die 
Bevölkerung direkt mit zu tragen. 

Diese Loyalität der sozialdemo- 
kratischen Gewerkschaftsführer zur 
neuen Regierung wird auch die Aus- 
einandersetzung in den Gewerkschaf- 
ten verschärfen. . 


Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


Kontaktadressen weiterer Vortriebs- 
gruppen den ARBEITERKAMPF: 


Göttingen: 
KAG im Buchladen „Rote Stradie“ 


3 Göttingen 
‚Rote Straße 10 
Di. 17- 19 Uhr 


Hannover: 
Buchhandlung Ernst-Thälmanın 
Grotstraße 13 
Dienstag 16.00 18:30 Unr 
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Forts, Italien 


in Turin und ebensoviele in Bologna, 
‚80.000 in Florenz, 80.000 in Genus, 
‚30.000 in Veni 


is, 
‚Aber selbst in mittleren und klei- 
nen Stidten, weit abselts vom Haupt- 
Industriegebiet Norditaliens, fanden 


Menschen in Taranto (Süditalien), 
18.000 in Darl (Süditallen), 10.000 in 
Catania (Sizilien), 15.000 in Aquila 
(Mittelltalien), 15.000 in Cagliari 
(Sardinien). 

In vielen Fällen gingen die Redner 
der DC, die sich auf den Kundge! 
‚son mit. heuchlerischen „Trauer”re- 
den als angeblich. antifäschistische 
Partei präsentieren wollte, in wü 
‚den Protestrufen und Pfeifkonzerten 
‚der Menge unter, Das verlogene Ge- 
schwätz. der Christdemokraten — die 
mit Unterstützung der Gewerkschaf- 
tan und der PCI überhaupt auftreten 
durften! — war nun wirklich das 
letzte, was die Werktätigen an diesem 
Tag hören wollten. 

‚Außer der erwähnten Parole zum 
Verbot der MSI, die überall im Vor- 
dergrund stand, wurden weitere Paro- 
len spontan entwickelt wie etwa 
„Lotte di clase contro 1 fascti, 
‚Fort dal governo compagni socialisti” 
(Klassenkampf gegen die Faschisten, 
sozialistische Genossen raus aus der 
Regierung! — eine wohl illusionist- 
sche Aufforderung an die Sozialistk 
sche Partei) und „Le bombe die Bres- 
ia e di plazza Fontana hanno un 
10lo nome, Democrazia cristiana” 
(Die Bomben von Brescia und von 
der plazza Fontana — gemeint ist das 
faschistische Blutbad in einer Mailän- 
der Bank 1969 — haben einen einzi- 
‚gen Namen, Christdemokratie). 

In vielen Städten blieb die Ar- 
beiterklasse nicht bei bloßen Paro- 
len, sondern ging zu ersten prakti- 
‚schen Schritten über: Tausende ver- 
sammelten sich nach den Kundgebun- 
gen vor MSI-Büros und anderen fa- 
‚schistischen Rattenlöchern, wo be- 
reits _ starke Polizei-Truppen zum 
Schutz der faschistischen Einrichtun- 
gen ‚ aufmarschiert waren. Vielfach 
kam es zu Kämpfen zwischen Poliz 


konnte selbst die Polizei die Faschi- 
sten nicht mehr vor der Bestrafung 
retten. 
® In Neapel bewegte sich ein mili- 
tanter Demonstrationszug durch 
die Straßen, der gezielt die einzelnen 
faschistischen Rattenlöcher ansteuer- 
te. Zuerst wurde der Sitz der „Mo- 
narchistischen Union” gestürmt und 
verwüstet. Danach bewegte sich die 
Menge zum Sitz der faschistischen 
Pseudo-Gewerkschaft „CISNAL”. Ge- 
nossen besetzten das erste Stockwerk, 
und nun flogen der gesamte faschir 
stische Papierkram, Möbel, Schreib- 
maschinen durch die Fenster auf die 
Straße, wo bald ein schönes Feuer 
prasselte. Danach ging es zum Büro 
der faschistischen Studentenorganisa- 
tion FUAN, wo erst eine Sperrkette 
von Gewerkschaftsfunktionären bei- 
seite gedrängt werden mußte, bevor 
die Antifsschisten auch dort auf- 
umen konnten. Schließlich standen 
Tausende vor der Zentrale der MSI, 
die von einem gewaltigen Polizeiauf- 
gebot geschützt wurde. Hier flogen 
Steine in die Fenster, gab es mil 
tante Auseinandersetzungen mit der 
Polizei. Schließlich schoß die Polizei 
in die Menge — ein 2ljähriger Solda- 
;n-Genosse, wurde dabei verletzt. 
© In Rom versammelten sich Tau 
sende von Antifaschisten vor dem 
Büro. der MSI, das schon seit den 
Morgenstunden von starken Polizer 
truppen bewacht wurde. Einige Büros 
der MSI in. Arbeiterwohngebieten 
konnten zerstört werden. Die Poll 
zei setzte Tränengas ein und gab 
‚Warnschünse' ab. 
'® In Malland gab die Polizei vor der 
MSI-Zentrale mehrere Schüsse ge- 


m 
gear 4 ‚der Sozialistischen Partei, wurde ge- 


tötet, 12 Menschen wurden verletzt 
Die Mörder h 
lich im MSI-Büro befunden, das an der 
Straße 1ag, durch die sich die Demon- 
stration bewegte, 

© Am 25. August 1972 wurde in 


stranten ab, die sich mit Steinen 

und ‚Mollies' wehrten. 

© In Viereggio (Badeort an der Went- 
‚küste) stürmte der Demonstrations 

zug das Büro der MSI und setzte den 

Inhalt in Brand. 


© In Bergamo wu 
MSI und der 


'n die Büros der 
ISNAL” verwüstet. 


@In Sassari (Sardinien) versichten | „ 
ermordet 
sten hatten den Genossen überfallen 
und zu Tode geprügelt, Die meisten 
der Schläger wa 
MSI; einer von ihnen war zur Zeit 
‚des Mordes Kommunalrat der MSI 
© Am 12. April 1973 kamen hun 


einen Tag später (30. Mai) faschi- 
stische Schläger einen Überfall auf 
Genossen in der Universität. Es for: 
mierte sich daraufhin rasch ein anti- 
faschistischer Demonstrationszug, der 
zuerst das Büro der „CISNAL” ver- 
wüstete und dann zum Büro der MSI 


mal zehntausende, vielleicht 100000 
die zusammengekommen waren, um 
das siebente Todesopfer des faschi- 
stischen Anschlages zu ehren — Luigi 
Pinto, 25 Jahre, auch er ein Lehrer 
wie die Mehrzahl der Todesopfer, 
Mitglied der ‚CGlL-scuola’ (Lehrer- 
‚gewerkschaft), 


Fast jeden Tag ein 
faschistisches Verbrechen 


schläge ist lang und fast ununter- 
brochen 
© Das größte Blutbad richteten die 


1969 mit einer Bombe in der Mai- 
länder Landwirtschaftsbank an 
Menschen starben und über 90 wur- 
‚den verletzt. 


der Staatsapı 
„den Linken 
rere Genossen einer anarchistischen 
Gruppe saßen deswegen über drei 
Jahre unschuldig im Gefängnis, be- 
vor der Staatsapparat endlich ge 
zwungen werden konnte, die fasc 
stischen Urheber des Mailänder Blut- 
bads zu verhaften und die anarchist- 
ischen Genossen frei zu lassen. 

© Am 4. Februar 1971 warfen Fa- 


eine oder mehrere Handgranaten ge- 
gen einen antifaschistischen Demon- 


w Mariano 
„Lotta Continua” 


‚zog, wo os Schligerelen mit der Po- 
Iizol gab. 

Insgesamt wurden am 29. und 
30. Mai einige Dutzend faschistische 
Rattenlöcher ausgeräuchert — in eini- 
‚gen Fällen wurden auch Büros der 
Christdemokratischen Partei ungogif- 
fen, 

Die Arbeiterklasse hat damit eine 
erste deutliche Antwort auf di 


und „gesetzlichen Verfahren” des 

Stastsapparates — der der direkte 
‚Komplize des faschistischen Terrors 
ist — sondern proletarische Eigenini- 
tiative und Vertrauen auf die eigene 
Kraft. Die Arbeiterklasse „dlsku- 
tiert” nicht mit ihren Mörder, son- 
dern sie schlägt sie — auch das wurde 
deutlich. Und auf Mord, massenhaf- 
ten Mord, läuft letzten Endes in Ita- 
ben wie anderswo der Faschismus 
‚Immer hinaus. 

Dies wurde dadurch unterstrichen, 
daß auch nach dem Massaker von 
Brescia der faschistische Mordterror 
andauerte: ein Bombenanschlag am 
30. Mai auf das Gebäude der Me 
lergewerkschaft in Rho (bei Mailand). 
Bomben am 3. Juni in Trento (S0d- 
tirol) und Reggio Calabria (Südita- 
lien). Ein Anschlag auf die Eisenbahn- 
linie Mailand-Sondrio, ein faschisti- 
‚scher Überfall auf eine Schule in Mai- 
land. Am 31. Mai in Neapel ein Über- 
fall auf einen alten antifuschistischen 
Genossen in seiner Wohnung: Zuerst 
bedrohten die Faschisten seine Fami- 
lie, dann schossen sie auf den Genos- 
sen, Er wurde durch einen Kopfschuß 
lebensgefährlich verletzt. 

Zu einer gewaltigen Antwort auf 
den faschistischen Terror wurde am 
31. Mai die Beerdigung von sechs Ge- 
nossen und Kollegen in Brescia. Wie- 
viel Menschen waren es, die aus ganz. 
Italien zusammengekommen — die 
Straßen und Plätze der Stadt so füll- 
ten, „daß man nicht mehr atmen 
konnte", wie die kommunistische 
Tageszeitung „‚l manifesto” vom 
Juni schreibt..? „Lotta Continu: 
spricht von mehr als 500.000 Men- 
schen. Regierungschef Rumor von 
der DC ließ seine vorbereitete „anti- 


der Jackentasche, und Staatspräsi- 
‚dent Leone (auch DC) hastet 
über den Platz, ur 
Kranz loszuwerden und dann abzu- 
rauschen. Aus der Menge hörte man 
Rufe „Was wollt ihr hier? ”, „Haut 
ab!", Pfiff 


eilig 
schnell seinen 


Und am 3. Juni waren es noch ein- 


Die Kette faschistischer Mordan- 


Faschisten am 12. Dezember 
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Wir haben mehrfach berichtet, wie 
it dieses Verbrechen 
anlasten wollte. Mch 


schisten in Catanzaro (Süditalien) 


ionszug. Ein Arbeiter, Mitglied. 


‚m sich offensicht« 


Parıma der kommunistische Genos 
‚po (Mitglied von 
von. Faschisten 
Mindestens sechs Faschk 


'n Mitglieder der 


derte bewaffnete Faschisten aus 
an Italien nach Mailand, um an einer 
roßangelegten Provokation unter 
Führung. des MSI-Senators Ciccio 
Franco, berüchtigt als Verantwort- 
licher zahlreicher faschistischer Pro- 
vokationen in Reggio Calabria (Süd- 
italien), teilzunehmen. Im Verlauf 
des faschistischen Krawalls wurden 
Handgranaten gegen eine Gruppe von 
Polizisten geworfen, wobei ein Poll- 
zist getötet wurde. Die Polizei fand 
bei_ den Faschisten mehrere Ruck- 
säcke voller Handgranaten,offensicht- 
lich aus Armee-Beständen. Obwohl 
es. offensichtlich war, daß die fa 
schistische Provokation direkt von 
der MSI organisiert war, beschränk- 
ten Polizei und Justiz sich auf die 
Festnahme der unmittelbar Ausfüh- 
renden des Anschlags. 
Am 15. Mai 1973 warf ein Fa- 
schist in Mailand eine Handgran 
te in eine Menschenversammlung, die 
der Einweihung einer Gedenkstätte 
für den ein Jahr zuvor erschossenen 
Kommissar der Politischen Polizei, 
Calabresi, zusahen. Vier Menschen 
starben. Der Mörder wollte sich als 
„Anarchist“ ausgeben. Es wurde je- 
doch bewiesen, daß or Mitglied einer 
pro-amerikanischen reaktionären Or- 
ganisation gewesen war, daß er zwei 
Jahre in einem israelischen ‚Kibbuz* 
gelebt hatte und Israel erst eine 
Woche vor dem Mordanschlag ver- 
lassen hatte, daß er die Nacht vor 
dem Mordanschlag in der Wohnung 
eines Funktionärs der faschistischen 
Pseudo-Gewerkschaft CISNAL ver- 
bracht hatte, 
© Am 28. März dieses Jahres explo- 
dierte eine von Faschisten gelegte 
Bombe auf dem Wochenmarkt in. 
Varese (Norditalien). Es gab einen 
‚Toten und einen Verletzten. 

Zu diesen von den Faschisten 
ausgeführten Morden kommen wahr- 
scheinlich noch weitere: 
@ Am 6. Mai 1972 wurde in Mai- 

land der Kommissar der Politi- 
schen Polizei, Calabresi, vor seiner 
Wohnung erschossen. Calabresi hatte 
Sich einen Namen als Anarchisten- 
und Kommunistenjäger gemacht; u. 
a. wurde er verantwortlich gemacht 


Italien 


für den Tod des Anarchisten Pinell, 
der 1969 während eines „Verhön 
em Fenster des Polizelpränt- 
diums geworfen wurde. So wurde 
denn auch zunächst die revolutionäre, 
Linke für den Tod Calabresis verant- 
wortlich gemacht. Zeitweise wurde 
sogar die westdeutsche „RAF" (, 
‚der-Meinhof-Gruppe“) mit dem 
schlag in Verbindung gebracht. Im 
September 1972 wurden danndie Fa- 
schisten Nardiy Stefano und Kiess 
mit einem Auto voller Sprengstoff 
an der Schweizer Grenze erwischt 
Obwohl es sogleich Anhaltspunkte 
für eine Verbindung zur Erschießung 
Calabresis gab, wurden die Faschk 
sten laufen gelassen. Inzwischen hat 
sich die Justiz. zu einem Haftbefehl 
wegen Verdacht der Ermordung Ca-, 
labresis gegen die drei Faschisten 
entschlossen — die aber sind erst ein- 
mal „untergetaucht“. 
® Am 31. Mai 1972 wurden die Ca- 

rabinieri zu einem gestohlenen. 
‚Auto gerufen, das in Peteano (Nord- 
italien) abgestellt war. Das Auto war, 
mit Sprengstoff vollgepackt, als Bom- 
be präpariert. Bei der Explosion 
wurden drei Polizisten getötet und 
zwei. verletzt. Nachdem Justiz und 
Polizei auch in diesem Fall zuerst 
eifrig der „soten Spur“ folgten, alt- 
zen jetzt sechs kleine Kriminelle auf 
der Anklagebank, denen die Tat 
offenbar auch nicht nachzuweisen 
ist, „Lotta Continua“ behauptet, 
daß der Anschlag von Mitgliedern 
der faschistischen Terrorgruppe 
„Ordine nuovo“ („Neue Ordnung”) 
verübt wurde. 

Zu den faschistischen Terrorakten 
mit tödlichem Ausgang kommen 
noch zahlreiche Anschlage, bei de- 
nen es nur durch Zufälligkeiten nicht 
zu weiteren Blutbädern kam. So ha- 
ben die Faschisten z.B. oft Bomben- 
anschlägeauf Züge unternommen, die 
im Falle,des „Gelingens“ mit Sicher- 
heit viele Todesopfer gefordert hät- 
ten. 

So unternahmen die Faschisten 
in der Nacht vom 8. auf den 9. Au 
gust 1969, sozusagen als Generalpro- 
be auf das Massaker in der Mailän- 
der Landwirtschaftsbänk, Bomben- 


Entführter Staatsanwalt freigelassen 


Wie im AK 43 berichtet, wurde am 
18. April der Genueser Staatsanwalt 
Sossi von Genossen der sogenannten 
„Roten Brigaden” entführt. Am 23. 
Mai wurde Sossi von den „Roten Bri- 
gaden” auf freien Fuß gesetzt. 

Als Student hatte Sossi zweimal auf 
der Liste der FUAN (Studentenonga- 
nisation der neofaschistischen Partei 
MSI) zu universitären Wahlen kandi- 
diert. 

Als Staatsanwalt hatte er 1969 
nach der „strage di stato” (faschisti- 
scher Bombenanschlag auf eine Mai- 
länder Bank, bei dem 16 Menschen 
starben) massenhafte Wohnungsdurch- 
suchungen bei Genossen der revolutio- 
nären Linken veranlaßt und hatte auch 
Genossen der revisionistischen Partei 
PCI durchsuchen und festnehmen las- 
sen. 

Sossi war Staatsanwalt im Prozeß 
gegen die anarchistische Gruppe „22. 
Oktober", gegen deren Mitglieder 
Strafen von lebenslänglich, 54 Jahre, 
43 Jahre, 39 Jahre, 30 Jahre, 25 Jahre 
u. a. verhängt wurden — insgesamt 
rund 400 Jahre Gefängnis und einmal 
Nebenslänglich, 

Als der bekannte sozialistische Ver- 
Neger Feltrinelli 1972 bei einer bis heu- 
te nicht aufgeklärten Bombenexplo- 
sion ums Leben kam, war Sossl beson- 
‚ders bemüht, die Ermittlungen gegen 
die Linke zu richten und alte Partisa- 
nen und Mitglieder der PCI zu bela- 
sten. 

Obwohl Sossi sich einen Namen 
is Feind der italienischen Arbeiter 
ısse gemacht hat, standen die mei- 
sten Organisationen der revolutiond- 
ren Linken der Entführung durch die 
„Roten Brigaden” ablehnend gegen- 
über, Diese Aktion wurde vor allem 
mit Blick auf das Referendum zum 
Scheidungsgesetz am 12. Mai als schäd- 
lich für die Linke und die Arbeiterklas- 
se betrachtet. 

Nach der Entführung Sossis wurden 
vor allem in Genua umfangreiche 
„Suchaktionen” von der Polizei 
durchgeführt, Zahlreiche Genossen der 
fevolutionkren Linken wurden durch- 
sucht, verhört, festgenommen. In den 
„roten” Arbeiterviertein von Genua 
4.000 Polizisten 2. T, 
Wohnung für Woh- 


Sossi forderte daraufhin erstmals 
in einer Botschaft den Staatsapparat 
auf, die „unnützen und schädlichen 
Suchaktionen” einzustellen, um sein 
Leben nicht zu gefährden. Scheinbar 
wurden danach tatsächlich die Such- 
aktionen unterbrochen, am 29. April 
‚jedoch in noch größerem Umfang wie- 
‚der aufgenommen. Sossi beschwerte 
sich darüber in einer Botschaft vom 2. 
Mai: „... Jeder muß seine Verantwor- 


tung tragen. Ich bin nicht allein für 
‚meine Fehlerverantwortlich. Jede Un- 
tersuchung und Suchaktion ist schäd- 
lich...” 


Mai verlangten die „Roten 

" die Freilassung von acht 
Mitgliedern der „Gruppe 22. Okto- 
ber” im Austausch gegen Sossi. Das 
wurde vom Staatsapparat abgelehnt. 

Der Ton von Sosis Botschaften 
wurde daraufhin noch schärfer, 80 
forderte er am 7. Mai, auf das Ange- 
bot der „Roten Brigaden” einzuge- 
hen: „.... Der Stuat, der mich ohne 
‚Schutz ließ, während er mich lange 
Zeit großen persönlichen Risiken aur 
hetzte, hat jetzt die moralische Pflicht, 
mich und meine Angehörigen zu 
schützen und so wenigstens teilweise 
seine schweren Versäumnisse wieder 
‚gut zu machen ... Ich will nicht für 
fremde Fehler bezahlen ... " 

Am 15. Mai wandte sich Sossi mit 
einem Brief an den italienischen 
Staatspräsidenten Leone Mag 
mein Verhalten richtig oder falsch ge- 
wesen sein, so ist doch das Amt des 
Staatıanwalts unpersönlich, und jede 
Handlung der Untergebenen geht von 
Rechts wegen auf den zurück, der das 
‚Amt leitet ... Soweit mir bekannt ist, 
hat keiner der ‚Unnachgiebigen" sich 
bis heute angeboten, mich im Volke 
gefängnis zu ersetzen ... " 

‚Am 20. Mal bewilligte das 
ser Gericht die Freilassung der acht 
Mitglieder von „22. Oktober". Dage- 
gen empörte sich vor allem Sossis di- 
tekter Vorgesetzter, Generalstaatsan- 
walt Coco - auf den Somsis oben zitier- 
te Worte vor allem gemünzt waren. 
Auch Innenminister Tavianı erklärt 
die „Würde des Staates” erlaube 
nicht, auf die „Erpressung” einzuge- 
hen. In dieselbe Kerbe schlugen die 
Revisionisten der PCI, die wieder ein- 


anschläge gegen neun Züge: Bei den 
Explosionen gab es tw Ve letzte, 


‚Am 22. Oktober 1972 verübten 
die Faschisten mehrere Bomben- 
anschläge gegen Züge, die Arbeiter 
aus ganz Itallen zu einer zenin 
antifaschistischen Manifestation nach 
Reggio di Calabria brachten. Nur 
keiner der Spreng- 


Im April 1973 explodierte ein 
Zündsatz in den Händen von Nieo 
Azzi, der sich auf das WC des Zugen 
Turin-Rom zurückgezogen hatte, um 
dort eine Bombe zusammenzubasteln. 
Die Masse des Sprengstoffs explo- 
dierte glücklich ‚nicht, Azai 
Aaıeofferar Delete di Dom- 
de mit einem Zeitzünder gerade in 
einem Tunnel zur Explosion zu brin- 
‚gen, was verheerende Folgen gehabt 
hätte. Azzi war zur Zeit des An- 
‚schlags Mitglied der MSI. Persönliche 
Kontakte verbanden. ihn mit den. 
Terroristen der „SAM" („Aktions; 
trupp Mussolini“), einer faschisti- 
schen Bombenleger-Bande. Der Boı 
ben: ‚sollte offenbar eine Art 
„Auftakt” für die wenige Tage später 
Da 12. April 1973) stattfindende 
faschistische Provokation in Mailand 
sein, wobei ein Polizist durch eine 
Handgranate getötet wurde (5.0). 


Am 26. November 1972 wurde 
auf Grund eines Telefonanrufs eine 
Bombe im Zug Venedig-Rom ent- 
deckt und konnte unschädlich ge- 
macht werden. 

Am 29. Januar 1974 verübten Fı 
schisten einen Bombenanschlag 
die Bahnlinie Mailand-Bari in der 
Nähe von Pescara. Der Maschinist 
eines Güterzuges hatte „ein zylin- 
drisches Objekt“ auf den Schienen 
geschen. Wenige Minuten zuyor hat- 
te der Eilzug „Freccia del Sud“ 
die Strecke passiert. Er hätte die 
Bombe auslösen sollen; zum Glück 
war nur der Zünder explodiert, nicht 
aber der Sprengsatz von 7-8 kg. 
Einen Tag vor dem Anschlag war in 
Pescara ein faschistischer Aufmarsch 
mit MSI-Chef Almirante an der gu, 


mal bestrebt waren, sich als 

der zu ihrer 
Unia” sie, die Entschek 
äung der Genueser Richter sei zwar 
„menschlich verständlich”, aber „im 
interesse des Staates” falsch, denn: 
„Jede Verbrecherbande könnte, wenn 
man dieser Linie folgt, versuchen, ein 
‚gerechtes (!) Urteil zu Fall zu brin- 
gen.” 

Indem die Regierung sich weigerte, 
den acht Mitgliedern von „22. Okto- 
ber" im Fall ihrer Freilassung Pässe 
für die Ausreise ins Ausland zu geben, 
wurde die Entscheidung der Genueser 
Richter blockiert. ih 

Die „Roten Brigaden” entschieden 
sich daraufhin dafür, Sossi freizulas- 
sen — offenbar in der richtigen Annab- 
me, daß zu diesem Zeitpunkt ein toter 
Sossi der Bourgeoisie lieber gewesen 
wäre als ein freier, 

Solange Sossi im „Volksgefängnis” 
‚der „Roten Brigaden” war, behaupte 
te der Stantsapparat einfach, die Bot- 
schaften Sossis seien „erzwungen” 
worden, seien „gefälscht h 

Sossi jedoch erklärte nach seiner 
Freilassung alsbald, er habe diese Bot- 
schaften freiwillig und bewußt ge- 
‚schrieben. Er wiederholte seine Aus 
trittserklärung aus der UMI (reaktio- 
närer Richterverband), die er schon 
in einer Botschaft aus dem „Volkage- 
fängnis” ausgesprochen hatte. In einer 


weiteren Erklärung dankte er u. a. der 
„Magistratura Democratica” (demo- 
kratischer Juristenverband), die sich 
für seine Freilassung eingesetzt hatten, 


bestimmte und geschuldeie. Verant- 
wortlichkeiten zu übernehmen.” 

Generalstaatsanwalt Coco behaup- 
‚Min, Sossi sei „nicht ganz 
„Ammer noch unter einem 
le, 

Tatsächlich hat hier ein reaktiond- 
ser Staatsanwalt eine — wie er selbst 
nach seiner Freilassung sagte - „für 
immer nützliche Erfahrung” gemacht: 
daß ihn nämlich Bourgeoisie und 
Staatsapparat gegebenenfalls nicht vor 
‚der revolutionären Gewalt schützen 
können, und daß sie herzlich gern sein 
Leben der „Staatsautorität" geopfert 
hätten. In diesem Sinn hat die 
Entführung anscheinend auch alige- 
mein eine gewisse Polarisierung und 


Widengruchssntwickiung Im Walk, 
hen ‚pparat gefördert, 
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schlossenen Kampffront der Werk 


tätigen gescheitert 

‚Am.22. April 1974 scheiterte ein 
Massaker nur an einem doppelten 
Zufall. Die Faschisten hatten in der 
Nähe von Prato (Tosk, 
ba an der Bahnstrecke Bologna- 
renz angebracht. Es scheint, daß das 
Zündwerk durch einen Güterzug be- 
schädigt wurde, der auf einem Ne 
bengleis fuhr, und daß die Faschi 
sten sich daraufhin entschlossen, die 
Bombe direkt zu zünden. 20 Meter 
Schienen flogen in die Luft. Der 
Schnellzug Paris-Rom konnte wenige 
hundert Meter vor der Explosionsstel- 
le gestoppt werden. Die faschisti- 
sche Terror-Bande „Ordine nuovo“ 
erklärte, die Bombe gelegt zu haben, 

Nach einer weit verbreiteten An- 

icht kommt außerdem die Entgiek 
ccla del Sud“ bei Gioia 
/0 auf das Konto eines 
'hen Anschlags. Damals gab 
es sechs Todesopfer. 

Der faschistische Terror hat in 
Italien ein Ausmaß erreicht, das für 
ein nicht- isches Lan 
spiellos ist. Natürlich können die Fa- 
schisten keine offene Konfrontation 


© Am 27. April explodiert inTiiest 
eine Bombe in einer Schule der 
slowenischen Minderheit, die zum 
Glück nur Sachschaden” anrichtet 
Der Anschlag steht allgemein im 
Zusammenhang mit einer nationa 
iistischen Kampagne gegen Jugor- 
lawien (die italienischen Imporili 
sten träumen von „Gebietsansprü- 
chen" gegenüber Jugoslawien) und 
im engeren Sinn ist dieser Mordan- 
schlag eine Antwort auf den Faschi- 
stenchef Almirante, der wenige Tage 
vorher in einer Rede gefordert hatte 
„den slowenischen Bazillus aus Triest 
zu entfernen“. 
© Am 3, Mai verletzen die Faschisten 
in Verona einen Schüler durch 
Schüsse ins Gesicht schwer. Der 
Schüler hatte einen Aufruf zu einer 
Faschisten-Kundgebung abgerissen 
© Am I0.Mai explodieren vier Bom- 
ben in Behörden- und Privatge 
bäuden in Mailand, Bologna (zwei 
Bomben) und Ancona. 
@ Am 14. Mai greifen Faschisten in 
Rom vor einem MSI-Büro Genos- 
sen mit gezogenen Pistolen an. Ein 
Passant wird durch einen Bauch- 


schuß schwer verletzt 


Portianen-Genossinnen im antifsschistlichen Befrekungskriog 


mit der Arbeiterklasse wagen. Es 
‚gibt kaum einen Ort, wo die Faschi- 
sten eine Kundgebung ohne massiven 
Polizeischutz halbwegs heil über die 
Runden bringen könnten. Das be- 
vorzugte Mittel der Faschisten ist 
daher die Bombe. Häufig sind auch 
Überfälle auf einzelne Genossen, wo- 
bei sich die Faschisten in der Regel 
auf Polizeischutz verlassen können, 
falls die Sache wider Erwarten 
schlecht für sie auszugehen droht. 

Es ist ganz unmöglich, eine voll- 
ständige Liste der faschistischen 
Mordanschläge und Überfälle in den 
letzten Jahren zu geben. „Lotta Con- 
tinua“ hat nach dem Massaker von 
Brescia eine Aufstellung veröffent 
licht, die vom 2. März bis 27. Mai 
geht, also kaum ein Vierteljahr um- 
faßt. Sie zählt rund 90 Fälle von 
Bombenanschlägen und Überfällen 
auf — mehr als ein faschistisches Ver 
brechen pro Tag 


Hier nur einige Beispiele aus die- 
ser — sicher unvollständigen — Auf. 
zählung: 

@Am 2. Mirz wird in Mailand ein 
alter Partisanenkämpfer und Kom- 
munist von Faschisten überfallen 
und durch einen Kopfschuß lebens 
‚gefährlich verletzt 
@Am 13. März werden in Mailand 
zwei Arbeiter von Faschisten 
durch Schüsse verletzt 
@Am 25. März geben Faschisten 
in Mailand aus einem fahrenden 
Auto heraus mehrere Schüsse auf die 
Architektur-Fakultät der Universität 
und auf das „Studentenhaus“ ab 
Ein 1Ojähriges Mädchen wird dabei 
schwer verletzt 
@Am 4. April schießen Faschisten 
in Rom aus einem Büro der MSI 
auf Genossen, die Flugblätter vertei 
ien 


© Am 23. April explodieren Bom 
ben in Mailand, Lecco und Molano 
(Perugia) gegen ein Büro der Sozlalı 
stischen Partei, ein Finanzamt und 
ein GewerkschaftsGebäude. Alle 
drei Bomben verursachen schweren 
Sachschaden. 
® Am selben Tag wird in Nenpel ein 
Genome von „Lotta Continua“ 
ın durch Schüsse in den 


© Am 18. Mai wollen die Faschisten 

ein Wohnhaus in Mailand in die 
Luft sprengen. Die Bombe wird 
‚durch einen Zufall drei Minuten vor 
‚der Explosion entdeckt 


Der Staatsapparat an der 
Seite der Faschisten 


Der faschistische Terror ist nur 
mit Duldung und Unterstützung des 
bürgerlichen Staalsapparats möglich 
Die Arbeiterklasse könnte in kürze- 
ster Zeit dem Mordterror einiger 
tausend Faschisten eine Ende machen 

wenn hinter den Faschisten nicht 
der Staatsapparat stünde. 

Das beginnt, um ein äymbolhaftes 
Beispiel zu nennen, beim obersten 
Faschisten-Chef, MSI-Führer Almi- 
rante. Almirante ist ein faschistischer 
Krimineller schon in der Zeit der 
Mussolini-Diktatur gewesen. Er ist 
ein Mörder italienischer Partisanen 
und Widerstundskämpfer. EinGericht 
wies schon vor einigen Jahren eine 
Verleumdungsklage gegen Almirante 
ab und erklärte ausdrücklich, es sei 
rechtmäßig, wenn man Almirante 
Massenmörder und Folterer 
nennt, denn diese 
Bezeichnung sei „voll bewiesen und 


der Tatsachenwahrheit entspre 
chend“. Darüber hinaus läuft gegen 
Almirante ein Verfahren wegen Ver 


dachts des „Wiederaufbaus der auf 
istischen Pa 
zumindest im Zucht 
haus, wo dieser Verbrecher schon 
lange hingehört, sitzt er als Abgeord- 
neter im Parlament. | 

Erst kürzlich hat das italienische | 
Parlament, mit den Stimmen der re 
visionistischen PCI, ein Gesetz zur 
Parteien-Finanzierung beschlossen 
das der MSI umgerechnet etwa 17 | 
Mio. Mark jährlich verschafft — einer 
Partei, die nichts weiter Ist als die 
Fortsetzerin der aufgelösten Faschl 
stischen Partei Musolinis, also eine 
Partei, die selbst nach bürgerliche 
Recht" schon lange verboten sein 
te! Mit 17 Mio. Mark jährlich 
soll das italienische Volk seine eige: 
inen Mörder finanzieren! Und diesem 
Gesetz hat die PCI zugestimmt. 

Die MSI ist nicht nur eine zu ver 
bietende Organisation nach dem Ge: 


baus der aufgelösten Faschistischen 
Partei“, sondern sie ist darüber hi 
aus in fast alle faschistischen Verbre- 
‚chen der letzten Jahre eng verwickelt 
Aus Büros der MSI kommen viel 
fach die faschistischen Schlägerban- 
den und in die MSI-Büros ziehen s} 
sich zurück, wenn sie vor der Ab- 
wehrbereitschaft der. Antifaschisten 
den Rückzug antreten müssen, MSI- 
Büros sind Waffenlager und Ausgangs- 
punkt von Mordanschlägen. Zahlreiche 
MSI-Mitglieder sind in kriminelle Ak- 
tivitäten verwickelt. Aber auch viele 
MSI-Führer sind wegen Verbrechen 
der letzten Jahre belastet. 

Aber diese Partei wird keines- 
wegs verboten, sondern unterstützt 
und gefördert, weil sie den Interessen 
ter Bourgeoisie gute Dienste kistet. 

Kapitalisten bedienen sich der 
mit der MSI verbundenen faschisti- 
schen Pseudo-Gewerkschaft „CIS- 
NAL“, um politisch fügsame und 
„zuverlässige“ Arbeiter zu rekruti 
ten. So veröffentlichte die „Unit“ 
(Tageszeitung der PCI) am 5. Dezem- 
ber 1972 ein Rundschreiben der 
„EISNAL“, in dem diese 80 Me- 


taller für zwei Betriebe in Brescia 
(1) suchte, die über die örtlichen 
Gruppen der MSI und „CISNAL“ 
vermittelt werden sollten. Die Ar 
beiter müssen vorher in die „CIS- 
NAL" eintreten, und es wird außer 
dem im Rundschreiben darauf hin 


gewiesen, man suche vor allem Ar 
beiter, „die politisch auf uns orien 
tiert sind“. Die „CISNAL“ wirkt | 
also als eine Art faschistischer Ar 
beitsvermittlung, und sie hat zu- 
gleich die Aufgabe, die eingefangenen 
Arbeiter an ihrem neuen Arbeits- 
platz zu „betreuen“ (= bespitzeln, 
einschüchtern und gegebenenfalls de- 
nunzieren). 


CONTRIBUZIONE SINDACALE 
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Solche Beitrittserklärungen zur fa | 
schistischen _ Pseudo-Gewerkschaft | 
CISNAL legte FIAT „seinen” Ange- | 
stellten in die Lohntüts (aus „I"Unita” | 
vom 7.5.1972). Im Text heit ex: | 
„Ich bitte um Aufnahme in die | 
EISNAL (..) und verpflichte mich, 
den jährlichen Mitgliedsbeitrag in 12 
Monatsraten zu zahlen — such falls 
das Verhältnis im Laufe des Jahres 
gelöst wird — in der Höhe, wie ale von 
derselben jährlich fortgesstat wird.” 


In besonderem Maß hat sich der 
Fint-Konzern der „CISNAL” „be 
dient, um „politisch zuverläis 


Arbeiter aus dem Süden Italiens zu 
rekrutieren und so, in Verbindung 
mit politischen Massenentlassungen, 
die Lage in den Betrieben wieder 
unter Kontrolle zu bringen. Am 7 
März 1972 veröffentlichte die „Uni 
eine Beitrittserklärung zur „CIS- 
NAL“, die ein Fiat-Betrieb den Änge- 
stellten in die Lohntüte gesteckt hat 
te. 


Während die Bourgeolsie so mit 
der faschistischen MSI und ihrer 
Pseudo-Gewerkschaft zusammenar- 
beitet, deckt der Staatsapparat die 
schlimmsten faschistischen Mörder 
und Schläger. 

Wir haben bei vielen Gelegenheiten 
berichtet, wie der Staatsapparat alles 
tat, um den faschistischen Ursprung 
des Massakers in der Mailänder Lan 
wirtschaftsbank vom 12. Dezember 
1969 nicht ans Licht kommen zu 
lassen. Wir verweisen in diesem Zu 
sammenhang vor allem auf unsere 
1972 erschienene Broschüre „Von 
Pinelli zu Feltrinelli — Politischer 
Mord in Italien“ 

Es verschwähden wichtigste Be- 
weismittel, es verschwanden wichtige 
Zeugenaussagen, die schon wenige 
Tage nach dem Massaker zu den {a- 
schistischen Mördern hätten führen 
müssen. Stattdessen wurde fast zwei 
Jahre lang mit großem Aufwand und 
entsprechender Hetze in der bürger- 
lichen Presse ausschließlich die „xote 
Spur“ verfolgt, saßen mehrere Änar- 
chisten drei Jahre unschuldig in „Un- 
tersuchungs“haft 

‚Aber selbst jetzt hat der Staats- 
Apparat erst die unmittelbar Ausfüh- 
renden des Mailänder Massakers und 
anderer Bombenanschläge in diesem 
Zusammenhang in Haft genommen 
Einer der am schwersten belasteten 
Hintermänner des faschistischen An- 
schlags, Pino Rauti, zur Zeit des 
Massakersin der „Zentralen Leitung“ 
der MSI, wurde 1971 nach wenigen 
Wochen „Untersuchungshaft“ wieder 
entlassen. Andere Hintermänner des 
Massakers in der MSI, im Geheim- 
dienst u.a. wurden ohnehin nie ver- 
folgt 

Die Polizei ist bis heute „unfähi 
gewesen, irgendeines der großen fa- 
schistischen Verbrechen „aufzuklä- 
ren“, Die Justiz ist bis heute „un- 
fähig" gewesen, irgendeinen Verant- 
wortlichen für die großen fasch 
schen Verbrechen der letzten Jahre 
schen Verbrechen der letzten Jahre 
abzuurteilen. Selbst der Prozess ge 
gen die faschistischen Bombenleger 
Freda, Ventura & Co. ist mehr als 
vier Jahre nach dem Mailänder Blut- 
bad noch lange nicht abgeschlossen, 
sondern läuft — nach mehrmaligen 
Unterbrechungen und Verschiebün- 
gen — immer noch. Die Justiz besaß 
sogar den blutigen Zynismus, die bis 
Ende 1972 in „Untersuchungshaft 
gehaltenen Anarchisten jetzt auf die- 
selbe Anklagebank wie die Faschisten 
zu bringen, indem sie die makabre 
These vertritt, die Anarchisten hät- 
ten das Verbrechen vielleicht ge 
meinsam mit den Faschisten be. 
sangen 

Verhaftet und 2.T. abgeurteilt 
wurden bisher immer nur die „klei 
nen Fische“ des kriminellen faschisti 
schen „Untergrunds“. Das sind Leu 
te, die entweder aus Trottligkeit der 
Polizei z.B. mit Autos voller Waffen 
und Sprengstoff direkt in die Arme 
liefen oder Verbrecher, die von Antk 
faschisten direkt der Polizei überge 
ben wurden 

Die meisten faschistischen Verbr 
cher werden nach der Aburteilung 
„vorläufig“ freigelassen, um alabakl 
erneut als faschistische Mörder und 
Schläger aktiv zu werden. 

Ein typisches Beispiel ist d 
2tjährige Faschist Angelo Angeli 
Schon als Jugendlicher am aahlrei 
chen faschistischen Verbrecher be- 
teiligt, vor allem als Schläger auf 
getreten, bekam er am 8. Mirz 
1971 unter Hinweis auf seine 
Jugend den Freibrief der: Straf 
„Unreife“, „wegen Unrelfe unfähig, 
zu beabsichtigen und zu wollen 
Mit diesem Freibriel war Angeli wel 
ter sehr aktiv, jetzt wahrscheinlich 
auch als Bombenleger gegen ein Büro 
der Sozialistischen Partei, gegen eine 
Filiale der PCI-Zeitung „Unitd“ u.a. 

Am 10. Februar 1972 wurde An 
geli verhaftet, aber wen 
der freigelassen. Er rannte dann di 
rekt zu einem Büro der MSI, wo sich 
zwei seiner „Chefs“ befanden. Der 
eine der beiden war jener Bspo 
der am 30. Mai 1974 bei einem Feu 
ergefecht mit der Polizei getötet 
wurde. Angeli bekam Streit mit 
seinen „Chefs“ (wahrscheinlich um 
Geld-Fragen) und bedrohte sie mit 
der Pistole, Sie Iferten ihn darauf: 


hin der Polizei aus, und so aß 
‚Angeli erst einmal wieder da, wo er 
hingehört 

Im April 1972 wurde er zu drei 
Jahren, 11 Monaten und 11 Tagen 
Gefängnis verurteilt, Nichtsdesto- 
trotz wurde er erneut. „vorläufig 
freigelassen und auf die Arbeiter- 
klasse losgelassen. 

Im Februar dieses Jahres wurde 
Angeli von der Schweizer Polizei 
festgenommen unter der Beschuk- 
‚digung, einen Kapitalisten „entführt“ 
zu haben. Weit verbreitet ist alle 
dings die Meinung, bei der „Ent 
führung“ habe es sich um ein abge: 
kartetes Spiel gehandelt — mit dem 
Zweck, den Faschisten auf leichte 
Weise Geld zuzuschustern. 

Ein anderes Beispiel. Wir erwähn- 
ten den bei einer Schießerei mit der 
Polizei am 30. Mai getöteten Faschi- 
sten Esposti. Zu der Schießerei kam 
es, als Polizisten im Verlauf der 
äußerlich lautstarken, aber in Wahr- 
heit insgesamt sehr lau geführten 
„Ermittlungen“ nach dem Massaker, 
von Brescia auf ein paramilitärisches 
„Übungslager"“ der Faschisten stie- 
Ben und diese zu schießen begannen. 
Esposti nun war im April 1972 
— im selben Prozeß wie Angeli — zu 
vier Jahren und einem Monat Ge- 
fängnis verurteilt worden. Auch er 
wurde jedoch „vorläufig“ zu neuen 
Verbrechen auf freien Fuß gesetzt. Bei 
der erwähnten Schießerei wurde 
auch der Faschist Alessandro D’Inti- 
no festgenommen, Er hatte im No- 
vember 1972 in Mailand einen Schü- 
ler niedergestochen, wurde deshalb 
verhaftet und gleich wieder frei ge- 
lassen. In der Nacht vom 3 auf den 
4. Februar 1973 war er an einem 
Attentat auf ein Büro der Sozialisti- 
schen Partei in Brescia (!) beteiligt 
Er wurde deswegen zu drei Jahren 
Gefängnis verurteilt - und wiederum 
freigelassen!! 

Übrigens wurde in dem erwähnten 
faschistischen „Übungslager“ auch 
Giovanni Damieletti festgenommen. 
Er steuerte am 24. März 1974 das 
Auto, aus dem in Mailand mehrere 
Pistolenschüsse u.a. auf das „Studen- 
tenhaus” abgegeben wurden, wobei 
ein 1Ojähriges Mädchen schwer ver- 
letzt wurde. 

Das hier an wenigen Beispielen 
geschikderte pro-faschistische Verhal- 
en ine leur .cchlich gene Arte 
ten der Justiz erklärt, warum die fa 
schistischen Schläger und Mörder Im- 
mer noch so völlig unbekümmert 
Mord und Terror veräben können; 
eine lingere Gefängnishaft riskieren 
sie ja dabei kaum, wenn sie auch 
Bomben legen, Arbeiter prögeln, Ge- 
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Forts, Italian 

nomen niederstechen, Kinder und 
Passanten anschießen. Dies ist eine 
wichtige Erklärung für das beispiel 
lose Ausmaß, das der faschistische 
Terror in Italien annehmen konnte. 
Es ist zugleich ein weiterer Beweis. 
für die Komplisenschaft des Staats- 
apparats mit dem faschistischen Ter- 
vor. 

Brauchen die Faschisten auch in 
der Regel Polizei und Justiz nicht zu 
fürchten, so kann ihnen doch die Ab- 
wehrbereitschaft der Arbeiterklasse 
und der antifaschistischen Studenten 
gefährlich werden. Aber auch in die 
sem Fall arbeitet der Staatsapparat 
in der Regel mit den Faschisten 
Hand in Hand. 

Als ein Symbol dieser Zusammen- 
arbeit kann der Tod des Genossen 
Franco Serantini am $. Mai 1972 
in Pisa gelten. Faschisten aus allen 
Teilen Italiens waren an diesem Tag. 
nach Pisa gekommen, um Provoka- 
tionen zu begehen. Hunderte von 
Antifaschisten waren dagegen mobi- 
lisiert. Die Polizei ging Seite an Seite 
mit gen faschistischen Schläigertrupps 


gegen die Antifaschisten vor, prügel 
6 brutal, verhaftete viele. Bei einem 
der Knüppeleinsätze fiel den Bullen 
‚derantifaschistische Student Franco 
Serantini, 21jährig, in die Hände. Sie 
schlugen ihn brutal zusammen. Das 
letzte, was man von Franco Serantini 
hörte, bevor er zusammenbrach, 
der Schrei „Faschisten-Schweine‘ 
Die Bullen prügelten weiter auf ihn 
ein. Schwer verletzt würde er schließ- 
lich ohne ärztliche Behandlung in 
eine Zelle gesperrt, Erst als der Ge: 
nosse im Todeskampf lag, wurde ein 
Arzt bemüht, Franco Serantini starb 
36 Stunden nach seiner Einlieferung 
ins Gefängnis. 

Die Polizei schützt aber nicht nur 

und oft mit Außerster Brutalität 

die „Kundgebungen”“ der Faschi 
sten, sondern oft ist sie auch in 
Windeseile zur Stelle, wenn eine fa- 
schistische Provokation, wie etwa 
ein Überfall auf Kommunisten, für 
die Faschisten schlecht auszugehen 
droht 

Wir beschränken uns hier auf eini- 
ge wenige Beispiele aus dem letzten 


Vierteljahr, wobei wir nur am Rande 
die Tatsache erwähnen, daß „selbst- 
verständlich” der _ gesamte „Wahl 

kampf" der Rechten und Faschisten 
zum Scheidungs-Referendum (12. 

Mai) von brutalen Polizeieinsätzen 
begleitet war, 

@ Am 25, Mära sollte in Monza (bei 
Mailand) ein wiederholt verzögerter 
und verschobener Prozeß gegen meh- 
rere Faschisten beginnen, die am 29. 
August 1972 (also vier Tage nach der 
Ermordung des Genossen Lupo durch 
Taschistische Schläger in Parma) auf 
Genossen von „Lotta Continua” ge: 

schossen hatten. 

Als die erneute Verschiebung des 
Prozesses bekannt. wurde, formierte, 
sich in Monza ein spontaner Demon 
strationszug. Plötzlich wurde dieser 
Zug von zwei Seiten her von der Poli 
zei angegriffen, die auch zahlreiche, 
Schüsse abgab. Auch faschistische 
Schlägertrupps tauchten jetzt auf, die 
gemeinsam mit der Polizei eine Jagd 
auf die Genossen unternahmen. 

9 Am 18. April wollte MSI-Chef Al- 
mirante in Florenz auftreten. Tau- 
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sende von Antifaschisten waren zu 
sammengekommen, um diese Provo- 
kation zu verhindern. Die Polizei 
prügelte brutal, dann fielen auch Schü 
se. Zwei Genossen wurden durch 
Schüsse verletzt. Die Polizei nahm 
viele Antifaschisten fest, die in den 
Polizeifahrzeugen und dann im Poll 
zeipräsldium nochmals von den fi 
schistisch verhetzten Bullen geprügelt 
wurden. 

© Am 7. Mai wurde in Pescara etwa 

20 Minuten nach Ende einer MS 
„Kundgebung“ mit Almirante ein 
Lautsprecherwagen der ‚PC(mi)I', der 
Asitation zum Scheidungs-Referen- 
dum machte, von faschistischen Pro- 
vokateuren angegriffen. 

Die Polizei griff auch hier prompt 
zugunsten der Faschisten ein, indem 
sie zuerst die Einstellung der Agitat- 
on forderte und dann brutal auf die 
Genossen losdrosch, die den Laut 
sprecherwagen schützen wollten. 
© Am 8. Mai versuchten in Neapel 

nach einer MSI-, Kundgebung“ et- 
wa 100 faschistische Schläger, ein Bü- 
10 der PCI zu stürmen. Die im Büro. 


anwesenden Genossen konnten den 
Ansturm der Faschisten zuerst einmal 
aufhalten, und dann strömten auch 
schon in kürzester Zeit kampfbereite, 
Arbeiter zur Verteidigung des PC 
‚Büros herbei, Die Faschisten zogen. 
sich daraufhin, verfolgt von den anti: 
faschistischen Werktätigen der Ge- 
gend, eilig in ein Büro der MSI zur) 
In bemerkenswert kurzer Zeit war die 
Polizei zur Stelle, um die Antifaschl- 
sten anzugreifen und den Faschisten 
einen möglichst unbeschädigten Ab- 
zug aus Ihrem Rattenloch zu sichern. 
@ Am 13. Mal griffen faschistische 

Schläger Genossen von ‚Lotta 
Continua" an, die den Slog über DC 
und MSI im Scheldung»-Referendum 
feierten. Die Faschisten wurden ins 
MSI-Büro zurückgetrieben — und wie- 
der war es die Polizei, die brutal prü- 
seind zur „Befreiung” der Faschisten 
eingriff. Ein Genosse von „Lotta Con- 
tinua“ wurde verhaftet, dem die Ju- 
stiz außer Widerstand gegen die 
Staatsgewalt‘ 'etc, auch noch Dieb- 

hl vorwirft, weil ein Faschist be- 
hauptet, ihm seien 2.000 Lire 7 


Forts. Portugal 
im eigenen Land, mußte die portugie- 
sische Bourgeoisie auf eine neue Karte 
setzen: Vom Mittel der brutalen fa 
schistischen Unterdrückung mehr zu 
‚Formen bürgerlich-parlamentarischer 
Herrschaftsausübung. 

Bei der Zulassung bürgerlicher 
Rechte und Freiheiten (Rede-, Ver- 
sammlungs-, Vereinsfreiheit usw.) be- 
stand und besteht eine enge Zusam- 
menarbeit zwischen der neuen Regie- 
rung unter Führung des Generals Spi- 
nola und den einflußreichsten kapita- 
listischen Gruppen Portugals, 

Ziel der portugiesischen Industriel- 
len. ist eine zügige Industrialisierung 
dieses rückständigsten Landes West- 
europas und enge Zusammenarbeit 
mit bzw. Integration in die „Europäi- 
sche Gemeinschaft” der Großkonzer- 
ne, Eine Bedingung dieser Entwick- 

lung war die Zurückdrängung der bis. 
dahin politisch schr einflußreichen 
Großgrundbesitzerklasse und ihrer 
Machtstützen wie der faschistischen 
Geheimpolizei. Dieses Ziel zu errei- 
‚chen und sich selbst fest in den Sattel 
zu hieven, war die zahlenmäßig kleine 
Clique von Großindustriellen allein 
nicht in der Lage. Dazu braucht sie 
für eine bestimmte Zeit eine breite an- 
tifaschistische Massenbewegung des. 
portugiesischen Volkes, gewisserma- 
en als „Versicherung” gegen einen 
neuen Rechts-Putsch. Der „Gefahr”, 
daß diese Massenbewegung über die 
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von der Bourgeoisie gesetzten Ziele 
hinausschießen und zu einer Gefahr 
für die jetzigen Unterdrücker werden 
würde, versuchte die Bourgeoisie mit 
den Mitteln des Betruges(Schüren von 
Illusionen über die wahren Absichten 
der Junta) und inzwischen - nur einen 
Monat nach dem Putsch — bereits mit 
Mitteln der Einschüchterung und der 
staatlichen Gewalt (Polizei etc.) zu 
begegrien. 

Das portugiesische Volk hatte mit 
einer gewaltigen Massendemonstra- 
tion am 1. Mai (700.000 waren in Lis- 
sabon aufmarschiert) seinen Willen be- 
kundet, für demokratische Rechte 
und Freiheiten zu kämpfen. Im gan- 
zen Land und quer durch alle Bran- 
‚chen wurde gestreikt und eine spürb: 
re Verbesserung der bisher gültigen 
Hungerlöhne sowie in vielen Fällen die 
Absetzung der Direktionen, die dem 
faschistischen Staat treu gedient hat- 


ten, gefordert 

Die revolutionären Gruppen und 
Organisationen nutzten ihre neue Be- 
wegungsmöglichkeit zu verstärkter 
kommunistischer Agitation und Pro- 
paganda und einigen spektakulären 
Aktionen, die die Unterstützung der 
Massen fanden (z. B. die Demonstr 
tion auf dem Lissaboner Flughafen 
gegen den Abtransport portugiesischer 
Soldaten in die Kolonien, bei der 
zwölf Soldaten „entführt” wurden). 

Während die Junta der Bewegung 
zunächst „freien Lauf” ließ, ist sie 
jetzt dazu übergegangen, offen gegen. 
das Volk und seine Forderungen auf- 
zutreten. 


Die neue Regierung 
lüftet die Maske 


Während die Arbeiter und Ange- 
stellten auf vielen Demonstrationen 
und Kundgebungen Lohnerhöhungen 
bis zu 70 % und einen Mindestlohn 
von 6.000 Escudos (knapp DM 600,) 
efordert hatten, setzte die Regierung 
diesem „Treiben” ein Ende, indem 
sie den Mindestlohn auf 3.300 Escu- 
‚dos (knapp DM 330,- monatlich) fest- 
legte. Das ist für viele Arbeiter zwar 
‚mehr als bisher, aber natürlich immer 
noch ein Hungerlohn, zumal die In- 
ationsrate 1973 bereits bei 20 % la 
Alle Gehlilter über 7.500 Escudos sol- 
len „eingefroren” werden. Es wurden 
zwar „strenge Preiskontrollen” zuge 
at, doch mit diesem Teil der Ver- 
sprechungen hat es eine bürgerliche 
Regierung bekanntlich noch nie ernst 
gemeint 

Am 30. Mai wurden in mehreren 
Staatsbetrieben (u. a. U-Bahn, Post- 
und Telefongesellschaft) mehrere Ma- 
nager (ristlos entlassen, weil sie den 
Lohnforderungen der Arbeiter und 
Angestellten in einem Maße nachge- 
geben hatten, das angeblich die „wirt- 
schaftliche Balance” störte. Eine 
Rücknahme der. Lohnerhöliungen 
durch die Regierung wurde angekün- 
dipt 

General Spinola erließ einen „ein- 
dringlichen Appell” an die streiken- 
den Bäcker, Omnibur- und Straßen- 
bahnfahrer, ihren Streik zu beenden, 
weil das zu „Unordnung und Anar- 
hie" führe. Die Bäcker und Omnibus 
fahrer stellten einen Tag splter ihren 
Streik ein, ohne ihre Forderungen ver- 
wirklicht zu haben, 

Am Wochenende vom 25./26 
Mai kam es zum ersten massiven ge- 
waltsamen Vorgehen der Polizei gegen 
Demonstranten, Verschiedene linke 


Gruppen unter Führung der MRPP 
(Bewegung für die Reorganisierung 
der Proletarischen Partei) hatten die 
Zufahrtswege zum  Militärhospital 
blockiert, um die Freilassung eines 
dort festgehaltenen kubanischen 
Hauptmannes, der 1969 beim Kampf 
um die Befreiung Guinea-Bissaos ge- 
fangen genommen und zu einer hohen 
Gefängnisstrafe verurteilt worden war, 
zu erzwingen. 

Nachdem die Demonstranten sich 
auf einige scheinheilige Verhandlungs- 
angebote nicht einließen, wurde mit 
Tränengas, Wasserworfern, berittener 
Polizei und Panzerwagen gegen sie vor- 
gegangen! 

"Nach einer Meldung vom 8.6. wur- 
de der Herausgeber der Zeitung 

‚Volkskampf” der MRPP (die Zeitung 
ade zum erstenmal erschienen) 
verhaftet und befindet sich zur Zeit 
in Militärhaft! 


Obwohl formell die Regierungsge- 
walt inzwischen von einer „zivilen 
Übergangsregierung” ausgeht, an der 
‚alle Parteien beteiligt sind, haben prak- 
tisch die Militärs unter Führung des 
Generals (und Staatspräsidenten) Spk 
nola weiterhin das Sagen. Das Pro- 
ımm der „Bewegung der Streitkräf- 
te" ist verpflichtende Grundlage der 
Übergangsregierung. Die Provisorische 
Regierung kann keine wichtige Geset- 
zesvorlage durchbringen ohne Zustim- 
mung des Conselho de Estado (Staats 
rat). Dieser kann hingegen jederzeit 
ohne Zustimmung des Kabinetts so- 
gar neue Verfassungsbestimmungen 
beschließen. Dieser Staatsrat besteht 
aus sieben Mitgliedern der „Bewegung 
‚der Streitkräfte”, sieben Vertretern 
der Junta und sieben Zivilisten, die 
wiederum von Spinola und der Junt: 


der Parteien (auch Sozialisten und 
Kommunisten”) an der Regierung 
hat einzig und allein den Zweck, diese. 
für die Entscheidungen der nächsten 
Zeit, die sich noch schärfer gegen das 
Volk richten, mitverantwortlich zu 
machen, statt die „linken” Parteien 
durch Nichtbeteiligung eventuell in 
eine oppositionelle Ecke zu drängen, 


„KP”.Chef distanziert sich 
und pöbelt 

Zur gleichen Zeit, wo die Linken 
das Militärhospital blockierten, sprach 


„KP"-Chef und Regierungsmitglied 
Atvaro Cunhal auf einer Versammlung 
der „Bewegung der Arbeiterjugend”. 
Er verurteilte die Aktion und wetterte 
gegen „Ultra-Revolutionäre” und 
„pseudo-revolutionäre Parolen”. Die- 
% arbeiteten angeblich auf eine Auf- 
spaltung des Volkes hin und dienten 
zum Teil wissentlich den Interessen 
der Reaktion und des Faschismus. 

Das ist dieselbe Sprache, mit der 
General Spinola das Volk ständig 
mahnt, „Ruhe und Ordnung” zu wah- 
ten, um selbständige Aktionen der 
Bevölkerung, die dem Regime nicht 
genchm sind, zu verhindern. 

Bei derselben Gelegenheit vertei 
digte Alvaro Cunhal sogar die Verfü 
gung der Junta, daß die heimgekehr- 
ten „Deserteure”, denen zunächst 
Straffreiheit versprochen worden war, 
entweder ihren Militärdienst nachho- 


len oder bis zum 31. Mai wieder aus- 


‚KP”-Chef scheute sich auch 
Im geringsten, die „wilden 
Streiks” der Postangestellten, der Om- 
‚nibus- und Straßenbahnfahrer zu be- 
schimpfen. Er behauptete, das seien 
„Abenteuer der Linken” und forderte 
die Bevölkerung auf, die „Demagogen 
zu demaskieren und Ihre Forderungen 
zurückzuweisen.” (,„ER", 31.5.74) 
Der Herr „Minister ohne Geschäfts 
bereich” hat sein wichtigsten Geschäft 
darin gefunden, der neuen bürgerli- 
chen Regierung unter die Arme zu 
greifen und die Kämpfe der Arbeiter 
und Angestellten zu verloumden sowie 
nach alter Manier der Revisionisten 
die revolutionäre Linke zum Haupt- 
feind und Hauptgefahrenpunkt au er- 
klären. 
Wie muß das Verhalten der Revk 
sionisten verstanden werden? Der 
‚portugiesische Prozeß” ist zu verste- 
hen als eine bürgerlich-demokratische 
Umwälzung (Revolution), an der sich 
naturgemäß unterschiedliche Klassen- 
kräfte beteiligen: Teile der Bourgeor- 
sie, des Kleinbürgertums, der Armee, 
die Dauernschaft und die Arbeit 
klasse. Es ist nicht so, daß im Rahmen 
dieser Umwälzung die verschiedenen 
daran beteiligten Klasenkräfte damel- 
be Ziel haben, sondern objektiv 
höchst unterschiedliche Ziele verfok 
gen. Die Bourgeoisie sowie von ihr 
beeinflußte Teile der Armes, den 
Staatsapparates, des Kleinbürgertums, 


des Mittelstandes kämpfen für Errich- 
tung eines  bürgerlich-parlamentari- 
schen Systems, d. h. für eine neue 
Form der bürgerlichen Diktatur. Klas- 
senziel der Arbeiter und Bauern ist 
hingegen. die „demokratische Dikta- 
tur der Arbeiter und Bauern” (Lenin, 
Zwei Taktiken ...),d. h. die Erlangung 
der politischen Herrschaft über we- 
sentliche Teile des Staatsapparates, 
die Säuberung desselben von Reaktio- 
nären, Auflösung des stehenden Hec- 
res, Volksbewaffnung, Rätedemokra- 
tie. Welches Ziel endgültig durchge- 
setzt werden kann — entweder bürger- 
lich-parlamentarische” „Demokratie” 
oder „demokratische Diktatur der Ar- 
beiter und Bauern” - entscheidet das 
innere Kräfteverhältnis zwischen den 
die Dürgerlich-demokratische Umwäl- 
zung tragenden Klassenkräften, also 
in erster Linie das Krfteverhältnis 


zwischen Arbeitarklasen und Amr- 


* Zwischen Arbeiterklasse und Bour- 


geoisie, aber auch die politische Stir- 
ke des Bündnisses zwischen Arbeiter- 
klasse und Bauernschaft, Die Arbeiter- 
klasse ist an der „demokratischen Dik- 
tatur" vor allem deswegen interessiert, 
weil sie die optimale Position ist, von 
der aus sie die sozialistische Revolu- 
tion vorbereiten kann, 

"Nach uns vorliegenden Informatio- 
‚nen über das konkrete Kräfteverhält- 
nis der Klassen in Portugal, ist die 
„demokratische Diktatur” als unmit- 
telbares Ziel des zur Zeit laufenden 
„portugiesischen Prozesses” kaum zu 
erreichen. Erst ein kleiner Teil der 
Arbeiterklasse ist auf revolutiondrer 
Grundlage organisiert, der Massenein- 
Auß revolutionärer Organisationen ist 
beschränkt. Reformistische und revk- 
sionistische Illusionen, Hoffnung aufs 
Militär usw. dagegen sind relativ stark 
verbreitet. 

Andererseits ist ein erneuter 
Rechts-Putsch, die Machtergreifung 
der „Ultras”, nicht ausgeschlossen und 
muß als realistische Gefahr in einer 
fevolutionären Taktik berücksichtigt 
werden, Diese Gefahr ist denn auch, 
Dreh- und Angelpunkt der Politik und 
Praxis der Revisionisten, 

‚Der faschistische Militärputsch in 
Chile mit seinen grauenvollen Massa- 
kern an der revolutionären und refor- 
mistischen Linken hat im Internatio- 
nalen revisionistischen Lager eine er 
eute erhebliche Rechtswendung 
Folge gehabt. Allgemein gültige Kor 


sequenzen im revisionistischen ae 
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gestohlen worden, 

Dies also nur ein Bruchteil von 
Fällen der direkten Zusammenarbeit 
zwischen Faschisten und Polizei. 

Bemerkenswert Ist Unbel, dab die 
Bullen oft innerhalb weniger Minuten 
zur Stelle sind, um faschistlsche Schlä- 
‚ger vorm proletarlschen Klamenhaß 
u schützen und Ihren Rückaug zu s+ 
drauchte die Poll- 
eine runde Stunde 
bis zum Eintreffen, als Faschisten in 
Neapel ein Büro von „Lotta Conti 
‚mit Brandbomben angriffen. Es 
ist offensichtlich, daß in vielen Fäl- 
len die faschistischen Schlägertrupps 
in direkter Absprache mit der Polizei 
vorgehen. 

Polizek-Binsätze machen indessen 
auch nur einen Teil der Unterstüt- 
zung und Ausnutzung faschistischer 
Schligertrupps durch die Bourgeolie 
aus, 

Daneben muß in erster Linie die 
Rolle der bürgerlichen Presse genannt 
werden, Die bürgerliche Presse spricht 
bei faschistischen Überfällen auf Ge- 


‚nomen als allgemeine ‚Sprachregelung‘ 
fast stets von „Zusammenstößen zwi 
schen Extremisten, die von der Poli- 
aoi getrennt werden mußten“, So dient 
der faschistische Terror obendrein 
noch dazu, _Verbotsvorbereitungen 
und Vorfolgungen gegen die revolutio- 
näre Linke Ideologisch zu „beprün- 
den“, 

Diese bürgerliche Verdrehung des 
Sachverhalts wird vielfach auch von 
der revisionistischen PCI mitgetragen, 
die die Genossen der revolutionären 
Linken als „Abenteurer“, „Provoka- 
teure etc. beschimpft, wenn sie mill- 
tant gegen die Faschisten auftreten. 
Nach Meinung der PCI-Führer sollte 
die Abwehr des Faschismus di 
Staatsorganen vorbehalten bleiben. — 
also den engsten Komplizen des fa- 
schistischen Terrors! 

Es vervollständigt 
Bourgeoisie und Staatsapparat selbst 
‚das Massaker von Brescia noch mög- 
lichst weitgehend gegen die Linke 
wenden wollen, So wurden nach dem 
Massaker auch Genossen der revoluti- 
onären Linken und alte Partisanen | 


Iaufen auf eine noch stärkere Kom- 
promißbereitschaft gegenüber den Ka- 
pitalisten und Reaktionären hinaus, 
auf die Versuche einer noch stärkeren 
Einschmeichelung bei der reaktionä- 
ren Armeeführung, führen zu noch 
kleineren Schritten auf dem Gebiet 
esellschaftlicher Reformen ete., all 
das, um — wie es heißt — „die Reak- 
tion nicht zu provozieren”, die Armee 
zu beschwichtigen, die Kapitalisten- 
klasse zu besänftigen und ihr den fa- 
schistischen Putsch auszureden. 

Die Kehrseite dieser Taktik bedeu- 
tet, sich beim bürgerlichen Staatsap- 
parat als Ordnungshüter ersten Ran- 


tet, sich beim bürgerlichen Staatsap- 
parat als Ordnungshüter ersten Ran- 
ges anzubieten, bedeutet Verschär- 
fung der Hetze und Demagogie gegen 
die revolutionäre Linke, bedeutet — 
wie jetzt in Portugal geschehen - die 
Einbeziehung streikender Arbeiter in 
diese Hetze. 

Zweifellos ist es richtig, daß es 
nicht Aufgabe der Kommunisten ist, 
‚jeden Streik um jeden Preis „anzuhel- 
zen“, jede Forderung nach Möglich- 
keit zu verdoppeln usw. Dies gilt be- 
‚sonders für eine Situation, in der die 
Gefahr eines Rechts-Putsches ansteht, 
bzw. noch nicht gebannt ist, Dieser 
Lage sind sich offenbar die Imperiali- 
sten selbst bewußt. So meldete z. B. 
Radio DDR, daß der berüchtigt 
Putsch-Konzern ITT Löhne und Ge- 
hälter in seinen portugiesischen Be- 
trieben astronomisch erhöht hat, mit 
dem nur schlecht verhüllten Hinterge- 
danken, diese neue Lohnmarke zum 
Streikziel auch der übrigen portugie- 
sischen Arbeiterschaft zu machen. 
Daß eine solche Entwicklung vor al- 
Nem von der mittleren und kleifen por- 
tugiesischen Bourgeoisie ökonomisch 
zur Zeit nicht zu verkraften ist und 
erneut die Rechtskräfte auf den Plan 


rufen soll, ist an den fünf Fingern ab- 


zuzählen. 
Zweifellos kann es Situationen ge- 
ben, in denen die Kommunisten auch 
gegenüber der Arbeiterbewegung 
„bremsen müssen (wie z.B. die Kom- 
munistische Partei Rußlands im Som- 
mer 1917), wenn das Kräfteverhält- 
nis es erfordert. In diesem Fall hätten 
die Kommunisten die Aufgabe, den 
Arbeitern ausführlich die Situation 
und die Aufgaben der Arbeiterbewe- 
zung zu erklären. Keinesfalls dürfen 
sich Kommunisten dazu hergeben, 
gen streikende und kämpfende Arbeı 
ter mit bürgerlichen Methoden zu he 
zen, vie als Abenteurer” usw. zu be- 
schimpfen, sie mit Demagagie zu ber- 
ziehen und — was das Schlimmste ist 
= andere Arbeiter gegen ihre kimp- 
fenden Klassenbrüder aufzuhetzen. 
Genau aber dies tun zur Zeit die Füh- 
ver des portugiesischen Revisioniamus. 
Dies ist u. E. auch Ausdruck für eine 
neuerreichte Stufe revisiönistische 
Verlumpung, offenbar ein Ergeb 
vevisionistischer „Analysen” und Kon- 
sequenzen aus ihren international vicl- 
fach gescheiterten Versuchen eines 
„friedlichen Übergangs zum Sozialis- 
mus” und insbesondere der Verarbei 
tung der „chilenischen” Erfahrung. 
Auch wenn - wie schon gesagt — 
das Ziel einer „demokratischen Dikıa 
tur der Arbeiter und Bauern” in Por- 
ugal in absehbarer Zeit wenig wahr 
scheinlich it, gt es doch im Intere 
wo der Arbe ‚en und auch an- 
derer Schichten des Volken im ökono- 
mischen und politischen Kampf ihre 
Rechte, Ihre Kampfpositionen, ihren 
Lebensstandard zu verbesern und 


‚Kampf für Inhaftierung faschistischer 
‚Geheimdienstler, Ablösung faschisti 
scher Direktoren u.v.a.m., sondern 
auch im Kampf gegen all die Kräfte, 
die den demokratischen Prozeß ein- 
schränken wollen, ihn zurückzuzerren 
versuchen auf pseudo:,,demokrati- 
sche” Verhältnisse, also gegen solche 
Kräfte, die eine Massen-Initiative nur 
#0 weit gelten lassen wollen, wie da- 
durch ein erneuter Machtantritt der 
„Ultras” gebannt wird. Lenin-hat ge- 
rade für den Prozeß der bürgerlich-de- 
mokratischen Revolution immer wie- 
der darauf hingewiesen, daß das Pro- 
letariat nicht nur seinen unmittelba- 


der darauf hingewiesen, daß das Pro- 
etariat nicht nur seinen unmittelbe- 
ren Feind im Visier behalten muß, son- 
(dern ebenso auf seine zeitweisen Ver- 
bündeten acht geben muß, die er 
nicht bloß als „schwankend” (hin- 
sichtlich ihrer Bereitschaft, tatsich- 
lich und ernsthaft für demokratische 
Verhältnisse einzutreten) und kom. 
promißbereit gegenüber dem Fein 
Kennzeichnete, sondern vor allem 
davor wanrte, daß sich Teile der 
demokratischen”) Kräfte (insbeson- 
dere aus der Bourgeoisie) mit der 
Reaktion verbündeten, als ein Ergeb- 
nis ihrer Angst vor den Forderungen 
der Arbeiter und Bauern. 

„Je vollständiger und entschiede- 
ner. je konsequenter die bürgerliche 
Revolution sein wird, desto gesicher- 
ter wird der Kampf des Proleiarlats 
‚sesen die Bourgeoisie für den Sozia- 
tsmus sein.” (Lenin, Zwei Taktiken...) 

D. h. der Ausgang, das Ergebnis 
solch einer demokratischen Umwäl- 
zung,ist für das Proletariat von größ- 
tem Interesse hinsichtlich der Positio- 
nen, die es erkämpfen kann als Basis 
und Ausgangspunkt für eine zukünfü- 
ge sozialistische Revolution. Dies gilt 

'h, wenn das Klassenziel des Prolc- 
tarlats in der bürgerlich-demokrati- 
schen Revolution (die „demokrati- 
sche Diktatur”) nicht erreicht werden 
kann, sondern bloß ein mehr_gder 
weniger gutes parlamentarisch-bürger- 
lichen System dabei herauskommt. 

Denn „es gibt bürgerliche Demo- 
kratie und Dürgerliche Demokratie” 
(Lenin). $o hat es in der bürgerlichen 
Demokartie England über Jahrhunder- 
te hinweg z. B. keine Einschränkung 
der Streikreiheit und keine Bindung 
der Gewerkschaften an Tarifverträge 
‚gegoben und auch keine polizeiliche 
Meldepflicht, während diese Freihek 
ten in der bürgerlichen Demokratie 
Deutschland bzw. Bundesrepublik nie 
existiert haben. D. h. die Frage, wier 
viel Demokratie es unter der Herr- 
schaft der Bourgeoisie für die Arber 
terklasse gibt, hängt vom konsequen- 
ten demokratischen Kampf derselben 
ab. 


So ist es für die portugiesische 
Bourgeoisie heute vorteilhaft, dab die- 
se bürgerlich-demokratische Umwäl- 
zung nicht völlig konsequent, nicht 
entschieden und schonungslos Ist 
„daß diese Umgestaltungen die revo- 
Iutiondre Aktiriiät, Initiatire und 
Energie des einfachen Volkes, d. h 
der Nauernschaft und insbesondere 
der Arbeiter, möglichst wenig entwik 
kein, denn sonst wird er den Arbeitern 
um 10 leichter fallen, ‚das Gewehr von 
einer Schulter auf die andere ıu le 
‚pen‘, wie die Franzosen sagen, d. h 
die Waffen, mit denen sie die birgerlt 
che Revolution ausrästet, die Frei 
heit, die sie Ihnen gibt, und die demo 
kratischen Kinrichtungen „.. gegen die 
Bourgeoisi selbstau kehren. "Lenin, 
Zwei Taktiken, 5. 59) . 


Spanien-Kommislon 


durchsucht und fi 
ob diese mit dem faschistischen Mi 
sonmord etwas zu tun hätten, — Wel- 
terhin wurde eine besondere Abtel- 
hung eingerichtet, angeblich um die 
Aufdeckung dos Massakers von Bres- 
la und anderer faschistischer Ver- 
brechen zu beschleunigen — in Wahr- 
heit aber als Schritt zur weiteren 
Zentralisierung von Polizei und Ge- 
heimdienst, An der Spitze dieser Ab- 
teilung steht Emilio Santillo, ein per- 
sönlicher Freund des reaktionären In- 
‚nenministers Taviani (DC). Santillo 
hat u.a, deshalb einen Namen 
Arbeiterklasse, weil er 196: 
aus der römischen Polizei-Führung 
rersetzt"" werden mußte: er hatte in 
allzu skandalöser Weise illegale Schli- 
‚gorbanden In Zivil organisiert, die dar- 
auf „spezialisiert“ waren, Demonstı 
tionen der Linken, streikende Arbei- 
ter u.a. anzugreifen. 

Weiter benutzt die Bourgeoisie das 
faschistische Massaker von Bresch 
Vorwand zu einem weiteren Aus 
des Polizeiapparats, zur Neuauflage 
alter „‚Vorbeugehaft“-Pläne, zur Pro- 
paganda für eine Verschärfung der po- 
tischen Gesetzgebung, zur Ausdeh- 
nung der Vollmachten der Polizei. 


‚nommen, als 


Faschistische „‚Lösung‘’? 


Die Faschisierung geht in Italien 
auf mehreren Ebenen vor sich. 

Zunächst einmal ist der Staatsap- 
parat durchsetzt von alten und neuen 
Faschisten sowie von Vertretern der 
mwaktionkren Rechten der Christde- 
mokratie. Diese Elemente - und nicht 
etwa „semäßigtere" Vertreter der 
Sozialdemokratie oder des „progres- 
siven“ Teils der Christdemokratie — 
beherrschen im Wesentlichen den 
siven" Teils der Christdemokratie 
beherrschen im Wesentlichen den 
Staatsapparat. Die Duldung und sogar 
Förderung der Faschisten durch gro- 
e Teile von Polizei und Justiz ist ein 
Ausdruck dieser Tatsache. 

Auf dieser Ebene ist auch die 
schrittweise Faschisierung „von oben” 
einzuordnen, wie sie vor sich geht im 
Ausbau des staatlichen Unterdrük- 
‚kungsapparats, Verschärfung der po- 
Nitischen Strafgesetzgebung auf das 
Streikrecht, Angriffe auf kommuni- 
tische Organisationen etc. 

Dazu kommt die Faschisierung 
„yon unten"; zunehmender faschisti 
scher Terror, Aufbau und Koordinie- 
nung faschistischer Banden, Aufbau 
lassenbasis“. — Was den letz- 
it anbetrifft, so haben die Fa- 
schisten in den letzien Jahren starke 
Rückschläge hinnehmen müssen. Mit 
ihren Methoden des Schlägertums und 
der Mordanschläge haben die Faschi 

ten sich bei vielen ihrer Wähler unbe- 
liebt gemacht, die zeitweilig den 
fölen vom „Recht und Ordnung‘ 
„Schweigende Mehrheit“ usw. auf 
den Leim gegangen waren. Der Auf- 
wärtstrend, den die MSI noch vor ei 
nigen Jahren bei den Wahlen zu ver- 
zeichnen hate, hat sich umgekehrt 
Heute dehnt der organisierte Faschis- 
mus und seine Anhängerschaft sich 
nicht mehr quantitativ aus, sondern 
„adikalisiert“* sich bei einer eher ab- 
nchmenden Zahl von Anhängern, geht 
zu immer bestialischerem Terror über, 

Schließlich gibt es die Verschmel 
zungen von staatlicher Faschisierung 
und organisiertem Faschismus, die in 
Putschversuchen und Putschplänen 
ihren klarsten Ausdruck Finden, also 
in Versuchen, von der schrittwelsen 
Faschisierung und faschistischem Ter- 
ror auf dem Boden der bürgerlich-de- 
mokratischen Republik zur umfassen- 
den faschistischen Diktatur überzuge- 
hen. 

So planten 1964 in einer Situation 
verschärften. Klassenkämpfe -einfluß- 
reiche Kräfte des Geheimdienstes, der 
Polizei-Streitkräfte (Carabinieri) und 
der Armee einen Staatsstreich. Die 
Pläne waren im Prinzip dieselben, wie 
die innerhalb der NATO ausgearbeite- 
ten, die 1967 dem faschistischen 
Putsch in Griechenland zugrunde Ia- 
wen: überraschende Besetzung aller 
„strategisch wichtigen Plätze“ durch 
"zuverlässige" Panzer-Einheiten, Mas 
/haftungen nach lange vorberei- 


D.C +MSi. 


teten ‚Schwarzen Listen‘, Einrichtung 
von KZ’s. An der Spitze des Putsch- 
planes stand De Lorenzo, zu jener 
Zeit Chef des italienischen Gehelm- 
dienstes, Der Putschplan wurde dann 
nicht durchgeführt, und etwa drei 
Jahre später wurde die Sache „aufge- 
deckt“, De Lorenzo wurde pensio- 
niert (er trat dann offen in die MSI 
ein) und der Geheimdienst „umorga- 
nisiert“ — angeblich mit dem Ziel, ihn 
‚demokratischer und weniger 
„putschanfällig“ zu machen. Tatsäch- 
lich ging es wohl eher darum, den Ge- 
heimdienst effektiver zu organisieren. 
und ihn zu einer schlagkräftigeren 
Waffe der Bourgeoisie zu machen. 

1971 wurde eine Verschwörung 
„aufgedeckt“, die sich 1970 gebildet 
hatte mit dem Ziel eines faschistischen 
Staatsstreichs im August 1970. An 
‚der Spitze der Verschwörung stand 
‚der faschistische Kriminelle Junio Va- 
lerio Borghese, Partisanen-Mörder wie, 
MSI-Chef Almirante, Gründer und 
Führer einer faschistischen Organ) 
tion namens „Fronte Nazionale‘ 
Borghese verfügte, über ausgezeichne- 
te Verbindungen zu italienischen, 
amerikanischen und englischen Indu- 
striellen, zu einflußreichen Militärs 
der italienischen Streitkräfte und der 
NATO, zu verschiedenen. faschisti- 
schen Siaaten. 

‚Vor einem Haftbefehl, der nach 
der „Aufdeckung“ der Verschwörung 
‚gegen ihn verhängt wurde, floh Bor- 
‚ghese nach Spanien. Inzwischen wur- 
de der Haftbefehl aufgehoben, auch 
die Mitverschwörer Borghese's sind 
alle auf freiem Fuß. Faschistische 
Putschpläne behandelt die bürgerli- 
che Justiz. allemal als ‚Kavaliersde- 
ikı 


Im November 1973 wurde eine fa- 


wen, Putschplänen, Steigerung des 
faschistischen Terrors durch die kri 
minelion Banden ist au Tragen, wie 
solche Dinge sich in die Gesamt- 
polttik der Bourgeoisie einordnen 
= ob es also „nur" darum geht, sich 
‚die Faschisten vorläufig ‚warm zu hal- 
ten’, Verbindungen aufzubauen, Vor- 
bereitungen zu treffen, oder wiewelt 
es unmittelbar schon um eine 
von der Bourgeoisie beabsichti 
reaktionäre Wendung geht. 

Ein ‚Beispiel für eine reaktionkre 
Wendung ist,die Politik der itallenk- 
schen Bourgeöisie Ende der 40er/An- 
fang der $Oer Jahre, als es darum 
ging, durch gesteigerte Repression 
und zugleich. politisch-Ideologische 
Beeinflussung. der kleinbürgerlichen 
Klassen die im antifaschistischen 
Kampf gewachsene Kraft der Arbei- 
terklasse und ihre Erwartungen auf 
grundlegende gesellschaftlich Ver- 
änderungen zu paralysieren. 

Ein anderes Beispiel war 1960 
der Versuch der reaktionären Regie- 
ung Tambroni, eine Koalition von 
Christdemokraten und MSI. Diesen 
Versuch gab die Bourgeoisie unter 
dem Druck politischer Massenstreiks 
und -Demonstrationen schließlich 
auf, die Regierung Tambroni 

Der Putschplan von 1964 war ein 
weiterer Versuch zur reaktionären 
Wendung, der von bedeutenden Tei- 
len-der Bourgeoisie unterstützt wur- 
de, wenn er auch aus Gründen, die 
wohl bis heute nicht klar sind, nicht 
zum Versuch der Ausführung gelang- 
te. 


Als ernster Ausdruck von Putsch- 
vorbereitungen sind in diesem Jahr 
die „Probealarme” anzusehen, die 
Ende Januar in den. italienischen 
Kaserne durchgeführt wurden, ohne 


schistische Geheimorganisation „‚ent- 


Im November 1973 wurde eine fa- 
schistische Geheimorganisation „ent- 
deckt“, die sich „Rosa dei Vi 
(Windrose) nannte. In den folgenden 
Wochen und Monaten wurden weitere 
Einzelheiten bekannt. Die „Rosa dei 
Venti“ war eine von zahlreichen 
Schaltstellen zwischen den Gruppen 
und Grüppchen des kriminellen fa- 
schistsichen ‚Untergrunds‘ einerseits. 
und Militärs, hohen Beamten, Ge- 
heimdienst-Vertretern und K. 
sten andererseits. Außer Waffen und 
Putschplänen wurde eine Liste mit 
‚den Namen von 1.617 Menschen ge- 
fünden, die am „Tag X“ ermordet 
werden sollten. 

„Verschwörungen“ wie diese mu- 
ten” recht dilettantisch und kaum 
ernst zu nehmen an. Man muß dabei 
aber bedenken, daß alle diese Zirkel 
von Möchtegern-Putschisten, die jeder 
für sich genommen kaum gefährlich 
ind, zusammengeknüpft 
werden durch den italienischen Ge- 
heimdienst, der in allen diesen Ver- 
schwörerzirkeln anwesend ist und der 
bei fast allen faschistischen Verbrechen 
der letzten Jahre, angefangen von der 
trage di stato“ 1969, eine Rolle 
ielte. Der italienische Geheimdienst 
arbeitet wiederum eng zusammen mit 
der CIA des US-Imperialismus, der 
seinerseits das größte Interesse daran 
hat, in diesem ‚strategisch wichtigen" 
Raum (Mittelmeer, Naher Osten) je- 
de fortschrittliche Wendung zu ver- 
hindern. 

Es verdient gerade in diesem Zu- 
sammenhang Wachsamkeit, wenn der 
Führer des Rechtskartells‘, F. 1. 
Strauß, und seine pro-faschistische 
CSU sich wiederholt bemühten, den 
faschistischen Kriminellen Almirante 
als respektablen Politiker hinzustellen 
und die These ver eine Partei 
wie die MSI sei gerade das, was der 
BRD fehlt (so verschiedenilich u.a. 
im „Bayernkurier‘‘). Man darf wohl 
annehmen, daß diese Sympathie nicht 
dei bloßen Worten stehen bleibt — 
wenn man die Funktion der CSU und 
ihres Chefs für den BRD-Imperialis- 
mus und den herzlichen Kontakt die- 
ser Partei zu Geheimdienst-Kreisen der 
BRD bedenkt, die gerade erst wieder 
anläßlich der  „Guillaume-Alfäre" 
sichtbar wurden! Man darf wohl ver- 
muten, daß auch der BRD-Imperialir 
mus in der ita- 

Wenischen Innenpolitik mitmischt 

Bei faschistischen Verschwörun- 


daß dies bis heute auch nur mit einer 
Kasernen durchgeführt wurden, ohne 
daß dies bis heute auch nur mit einer 
halbwegs plausiblen Ausrede ingend- 
wie begründet worden wäre. Man 
weiß natürlich, daß im italienischen 
Offizierskorps nach dem Putsch in 
Chile die Sektkorken knallten, daß 
die militärische Führung, wie der 
Staalsapparat insgesamt, von prin- 
zipiellen Befürwortern einer faschis- 
schen „Lösung” durchsetzt it, 

Wie aber steht es mit den anderen 
Bedingungen einer reaktionären Wen- 
de, mit der Klawenkampf-$ituation? 

Die Befürworter der reaktionären 
Wendung, die ihren „starken Mann“ 
in Fanfani von der DC haben, haben 
am 12. Mai mit dem Scheidungs-Re- 
ferendum eine Kraftprobe versucht, 
die für sie ungünstig ausgegangen it. 
Die Absicht war es, an der Schei- 
dungsfrage einen Einbruch zu schaf- 
fen aufgrund religiöser Befangenheit, 
Aberglaube, Einschüchterung durch 
die Kirche etc. Dieser Einbruch soll- 
te gleichzeitig die Basis für einen 
insgesamt stärkeren Rechts 
ruck bilden. Es kam aber anders. 
59 % antworteten mit NEIN, und 
nur 41 % folgten der DC und MSI. 
Bei den Parlamentswahlen 1972 hat- 
ten DC und MSI zusammen 47,5 % 
gehabt (DC 38,8 und MSI 8,7 #) ge- 
‚genüber 43,6 % bei den Wahlen 1968. 
(die MSI hatte von 1968 auf 1972 
‚die Zahl ihrer Stimmen verdoppelt) 

In einer Analyse der politischen 
Situation nach dem Referendum 
kommt die kommunistische Organi- 
sation „Lotta Continua" zur Ein- 
schätzung: „.dab der Faschismus 
heute wilder, aber auch schwächer 
denn je ist” („Lotta Continue”, 
2. Juni 74). 


Setzt die Bourgeoisie auf den 
Reformismus? 


Die revisionistische Partei, PCI, 


Salto 12 


In AK 44 berichteten wir schon kurz 
über den Ausgang der Volksabstim- 
mung über das Scheidungsgesetz. 


Die reaktionärsten Teile der italie 
nischen Nourgeoisie, der Christdemo- 
kratischen Purtei und der Katholı 
schenKirche wollten die Volksabstim- 
nung über das vor einigen Jahren be- 
schlossene — nicht einmal besonders 
Scheidungsgesetz, um nicht 
wsetz rückgängig zu machen, 
allgemein Klassenkampf- 
zurückzugewinnen, die 


positionen 
von der Arbeiterklasse in den letzten 
Jahren erobert worden waren. 

Dieser Versuch scheiterte. Die ita 
lienische Arbeiterklasse vor allem fei- 
erte diesen Sieg in der Nacht nach 


der Bokanntgabe des Abstimmungser 
gebnisses (59,1% hatten mit NO, also 
für die Beibehaltung des Gesetzes ge- 
stimmt) stürmisch, 50.000 jubeinde 
Menschen strömten durch die Stra- 
Sen Roms (in Rom und Provinz 
hatten 68,06% mit NO gestimmt); 
30.000 waren es in Bologna, 20.000. 
in Mailand — um nur einige Städte 
zu nennen, Zu hören waren dabei 
Parolen wie „NO NO NO ..hanno 
vinto | No, contro i proletari vincere 
non si pud" (... Die NEIN haben ge- 
wonnen, gegen das Proletariat kann 
man nicht siegen); „Dal sud al nord 
NO a Fanfani, basta co padroni ei 
democristiani“ (Von Süd bis Nord 
NEIN zu Fanfani, Schluß mit Unter- 
nchmern und Christdemokraten! 

Fanfani ist der Führer derektremen 
Rechten der DC), „Fanfani volevi una 
tisposta, siamo milioni a darti una 
batosta“ (Fanfani, du: wolltest eine 
Antwort, wir sind Millionen, um dir 
eine Abreibung zu geben) und vor 
allem immer wieder die Parole, die 
nach dem faschistischen Militärputsch 
in Chile weite Verbreitung fand 
„Unit! si ma contro la DC“ (Einig ja, 
über gegen die Christdemokratie) 

Die Zeitungen der revolutionären 
Linken erschienen mit triumphieren- 
den Kommentaren, So sprach „il 
manifesto” vom „größten Sieg gegen 
die DC und die Rechte seit Kriegs- 
ende”, „Italien hat sich geändert 
durch die geistige Kraft der Kämpfe 
dieser Jahre“, „Fanfani in Stücken“, 
„Der 12. Mai ist mehr als ein Sieg: er 
it ein Triumph nach Ausmaß und 
Qualität.“ („manifesto“, 14. Mai) 
„Die Abstimmung hat gezeigı, daß 
die DC heute die Rolle einer Minder- 


Referendum in Italien — eine historische Wende? 


helt und Nachhur spielt 
st“, 15. Mai). 

„Lotta Continua” schrieb: „Der 
sroße Sieg der NO muß die Straße 
zur Wiederaufnahme des allgemeinen 
‚Kampfes öffnen“. Das Abstimmung» 

bedeute eine „historische 
„einen großen Sieg, der 
politische Wende im ganzen 
Land bezeichnet"; „Eine Niederlage 
der DC von diesem Ausmaß ist bei- 
spiellos in der Geschichte Italiens“ 
(„Lotta Continua“, 15.Mai) 


ife 


eine 


Man kann die Situation in ge- 
wissem Sinn wohl mit der verglei 
chen, die in der BRD 1972, nach 
‚dem Scheitern des Mißtrauensvotums 
der CDU/CSU bestand. Der entschei- 
dende Unterschied ist aber: in der 
BRD scheiterte 1972 der Versuch der 
inder Opposition befindlichen 
CDU/CSU, die SPD/FDP-Regierung 
zu stürzen. Die italienische DC aber 
erlitt diese Niederlage an der Re- 
sierung -undsie muß versuchen, 
nach dieser Niederlage Weiterzuregie- 
ren, 

Die Niederlage der DC beim Refe- 
tendum gibt damit vor allem jenen 
Kräften der Bourgeoisie Auftrieb, die, 


x 


- 
Siegesfeier in Rom (auf dem großen Transparent der 


auf die Karte reformistischer „Zuge: 
ständnisse" setzen, die, anders gesagt, 
‚dem von den. Revisionisten der PCI 
angebotenen „historischen Kompro- 
miß" zuneigen. Möglichkeiten wären 
eine Koalition zwischen DC und 
PCI, oder sogar eine Regierung 
ohne DC, aber unter Einbeziehung 
der Revisionisten, oder Neuwahlen. 

Die Taktik des frontalen Klassen: 
zusammenstoßes, der offenen Faschi 
sierung, des Spiels mit dem Militär- 
putsch, dürfte in der italienischen 
Bourgeoisie zunächst einmal an Un- 
terstützung verloren haben. Zumal 
‚dader „starke Mann" fürdiese Taktik, 
Fanfani, mit dem Sieg des NO eine 
ganz persönliche, möglicherweise ver- 
nichtende Niederlage erlitten hat (so. 
wie Barzel 1972), 

Eine offen reaktionäre Wendung 
istjedoch trotzdem nicht ausgeschlos- 
sen. Im Gegenteil dürfte der Aus 
‚gang des Referendums die brutalsten, 
reaktionärsten Kräfte der Bourgeoisie 
und des Staatsapparats noch mehr 
und rascher als bisher zu faschisti- 
schen und putschistischen Abenteu- 
ern antreiben. Diese Lösung wird 
aber gegenwärtig, wie gesagt, von der 
Mehrheit des bürgerlichen. Lagers 


‚ng mit. 


‚Studentenbewegur 
ist weiter zu lesen: „Die Volksmassen sagen Nein zur DC und den Faschisten”) 


EIN WICHTIGER SCHRITT DER STÄRKUNG 
DES PROLETARISCHEN INTERNATIONALISMUS 


Irland — Solidaritätsveranstaltungen 


Der irische Genosse Sean O’Cionnaith, internationaler Sekretär der Sinn | 


Fei 


. war auf seiner Rundreise durch 


verschiedene westeuropäische Länder 


auch auf mehreren Solidaritätsveranstaltungen von KB-Gruppen anwesend. 


Er hat Referate gehalten, auf Fragen 
längere Gespräche geführt und einem 


‚geantwortet, mit unseren Genossen 
Redakteur der INTERNATIONALE 


ein ausführliches Interview gegeben. Wir werden dies alles in Kürze in einer 


speriel 


Ausgabe der INTERNATIONALE dokumentieren. Hier wollen wir 


‚einen Überblick über den politischen Inhalt.dieser Veranstaltungsreihe geben, 


Wir hatten uns die Aufgabe gestellt 
die Veranstaltungen aktiv für unsere 
politischen Anstrengungen zu nutzen 
und entsprechend zu gestalten. Die 
politische Stoßrichtung zielte zum | 
einen auf die Propagierung des pro- 
ietarischen Internationalismus, zum 
anderen auf eine intensive Beschäftl 
gung mit der Frage des Verhältnissen 
von Massenarbeit und revolutionärer | 
Gewalt, Dies stand im Zusammen 
hang mit der aktuellen Diskussion um 
den antifaschistischen Kampf 


Der Kampf des irischen Volkes | 
ist auch unser Kampf 


In den Einleitungsreferaten der 
örtlichen KB-Gruppen wurde beson 
ders die Wichtigkeit der internationa- 


ien 5 ät für unseren Kampf | 
betont | 

„Der europäische Zusammen- | 
schlß der Kaplialisten zu einem | 
neuen imperilistischen Machtblock 
führt in allen KG-Ländern zu ver 
stärkten politischen und ökonomt- | 


schen Angriffen auf die Arbeiterklas 
se, wobel die politische Unterdrük- | 
kung der Arbeiterbewegung Im Vor- | 
dergrund steht 

Im Irland gehören Hausdurchi 
chungen, willkürliche Verhaftungen, 
Folterungen und KZs zum täglichen 
Lehen. In- und ausländische Kapira 


listen beliefern faschistische, meist 
protestantische Banden großzügig mit 
Waffen. 

In der Bundesrepublik schen wir 
uns konfrontiert mit zunehmenden 
Angriffen aüf alle demokratischen 
‚Rechte, Die Berufıverbote. Ein 
schränkungen des Demonstrations 
rechts und Angriffe auf das Streik 
recht gehören genauso dazu wie der 
Ausbau des staatlichen Unterdrük 
kungsapparates und die Herausbil 
dung faschistischer Banden. 

‚Für uns heißt das, daß die irischen 
Arbeiter und wir mehr und mehr di 
rekt demselben Feind gegenüberste- 
hen. Erfolg und Mißerfolg der Kämp- 
fe der Arbeiter in Irland und der Ar 
beiter in der Bundesrepublik werden 
mehr und mehr davon abhängen, wie 
es gelingt, eine Verbindung im Kampf 
herzustellen, der gegen den gemeinsa 
men Feind geführt wird, 

Dies gilt sowohl für einen Streik, 
der in einem mulrinationalen Kon 
tern schon kaum noch erfolgreich ge 
führt werden kann, wenn mur die Ar 
beiter des einen Landes oder gar nur 
eines Betriebes den Kaplialisten ge 
‚genüberstehen und nicht zumindest 
die Unterstützung der Arbeiter in 
den anderen Werken, sowohl im In 
land als auch im Ausland, haben. 

In noch stärkerem Maße gilt dies 
natürlich für den Kampf für den So: 
zaliımus, der bei der zunehmenden 


Verflechtung und Verbündung der 
Reaktion, z. B. in NATO und EG, 
immer schwerer wird, in nur einem 
Land erfolgreich zu führen, ohne die 
aktive Unierstärzung der Arbeiter und 
aller fortschrittlichen Kräfte in den 
anderen Ländern 


In.diesem Sinne ist auch die Propa- 
gierung der Solidarität mit dem Be 
freiungskampf des irischen Volkes 
für uns keine rein moralische Frage, 
der wir uns durch gelegentliche Geld. 
sammlungen entledigen könnten. Sie 
ist eine Frage, die auch für unse 
ren Kampf gegen Ausbeutung und 
zunehmende Entrechtyng der Arbeit 
ter und aller fortschrittlichen Kräfte 
in unserem Land von großer Bedeu 
tung dat,” (Aus dem Referat des 
KB/Gruppe Oldenburg) 

Wenn wir die Schaffung interna: 
tionaler Solidarität vernachlässigen, 
wenn wir nicht jede Gelegenheit ıu 
Aktionen praktischer internationaler 
Solidarltät nutzen, werden wir nicht 
etwa nur eine unvollständige Politik 
machen, wir werden eine falsche Po 
Hinik machen, wir werden eine Nieder 
lage organisieren, 
Ebenen, im Betrieb und im Be. 
Das gilt in Zukunft 
wegen der Entwicklung der EG und 
der Zunahme der Zahl der ausländt 
schen Arbeiter, die der BRD-Imperia 


’k 


Hismus in der BRD und außerhalb 
ausbeutet. 
Die geschichtliche Entwicklung 


und unsere bewußte Politik führen 
die unterdrückten Völker und die 
der imperialistischen 
ner gemeinsamen Kampf 
front zusummen. Die nationale Be 
Jreiung ist, wie Stalin sagt, zu einem 
Teit der proletarischen Weltrerolution 
geworden. Der Kampf des irischen 


Das git auf allen | 


ch versuärkt | 
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in der jetzigen Klassenkampfaituation 
wohl noch weniger begünstigt als vor 
‚dem Referendum. 

Für den Fall einer reformistischen 
Wendung (Regierungsbeteiligung dev 
PCI. 0.4.) ergäben sich andererseits 
Probleme, die denen der chilenischen. 
Entwicklung nicht unähnlich sind. 

Diese Parallele wird auch in einem 
Artikel von „Lotta Continua“ aufge: 
zeigt, wo es heißt: „Chile kommt 
‚einem in den Sinn, in der Periode, wo 
die chilenische Bourgeolste, obwohl 
sie immer denselben Plan der ‚Moder- 
nisierung' und Neustrukturierung des 
‚Landes verfolgte, durch die Spaltung 
der bürgerlichen Parteien und durch 
‚einen Wahlsieg der Linken - die bei- 
de Frucht eines immer stärkeren Mas 
senkampfes waren — zu einer Ablö- 
zung Frei's durch Allende gezwun- 
gen wurde. 

Das Programm war das gleiche, 
aber die Bedingungen seiner Durc 
führung waren grundlegend verdn- 
dert. Nicht nur für die Bourgeoisle, 
sondern vor allem für das Prolesariat, 
das die Gelegenhelt zu nützen ver- 
stand, um einen Prozeß des Wachsens 
der eigenen Kraft und Einheit in 
‚Gang zu setzen, der in der Geschichte 


der Aufschrift VIKTORIA”-- 


Volkes ist auch unser Kampf,” (Aus 
dem Referat des KB/Gruppe Ham: 
burg) 

Die Solidaritätsveranstaltungen 
standen deshalb unter den Parolen: 
Es lebe der Befreiungskampf des irk 
schen Volkes! Für ein vereinigt 
freies sozialistisches Irland! 


Wir wollen ein 
sozialistischos Irland 


Entsprechend dieser politischen Li 
ie waren die Veranstaltungen auf 
allen Kvenen der Organkation vorbe 
reitet worden, Durch die Lektüre der 
Artikel, die in unseren Zeitungen 
ARBEITERKAMPF und DIE INTER 
NATIONALE über Irland erschienen 
waren, durch die Diskussion der auf 
tretenden Fragen und die Vorberei 
tung von Pragen und Beiträgen für 
die Veranstaltungen war die Grund 
lage geschaffen worden für die große 
Aufmerksamkeit das 

mit dem die Rede des irischen Genos 
verfolgt wurde. 

Der Genosse Sean O'Clonnaith 
Inge u nderem: „Diejenigen 
die denken, daß politische Mittel al 
lein ausreichend sind für die Wiea, 


nterewe, 


1800 Menschen besuchten die Solidaritätsveranstaltung in Hamburg 


des kapitalistischen Westens der Nach. 
kriegszeit beispiellos int." (Lotta Con. 
tinua, 15, Mai). 

Hier aber, 


es sozusagen erst 
„fchtig spar wird, endet 
der Artikel von LC. Auf den weiteren 


Verlauf und das Ende des ‚Prozessen‘ 
wird nicht eingegangen, 

Die chilenlsche Urtahrung 
denfalls gerade dies gelehrt, daß ei 
derartige ‚reformistische Wende” nicht 
nur einen Prozeß des Wachsens der 
Arbeiterbewegung Öffnet, sondern daß 
sich gegenüber der Stärkung und Ra- 
dikalisierung der Arbeiterbewegung 
auch die Tendenz der Bourgeoisie 
zu einer putschistlschen Beendigung 
eines solchen Prozesses verstärkt. ® 


Ergebnisse aus den einzelnen 
Städten 


Die folgende Übersicht zeigt Ab- 
stimmungsergebnisse aus ver 
schiedenen italienischen Städten, 
nach Angaben aus „il manifesto" 
vom 14. Mai. (angegeben jeweils. 
Zahl der NEIN-Stimmen) 


Rom (Stadtgebiet) 76,9% 
Turin %% 
Bologna 744% 
Siena 74,9% 
Florenz 72,8% 
Genua 74,3% 
Triest 3% 
Ferrara 14,2% 
Venedig 59,2% 
Neapel 50,6% 
Siracusa (Sizilien) 55,9% 
Bergamo 50,2% 
Bolzano (Bozen) 53,7% 
Reggio Calabria 45,5% 
Messina (Sizilien) 42,6% 


32,3% 


Benevento (Süditalien) 
Trento (Triefit) 
Padova (Padua) 
Verona 


Das Gesamtergebnis war 59% 
Nein-Stimmen gegen 41% Ja- 
Stimmen, Eine Mehrheit von J 
Stimmen ergab sich außer in Süd- 
italien auch in Veneto (Nordost- 
italien), wo u.a. die Ergebnisse 
aus Verona und aus Padova (fa 
schistische Hochburg, aus der u, 
die Urheber zahlreicher Bomben- 
anschläge kamen) eine deutliche 
Sprache reden, Auf Sizilien und 
ien dagegen gab cs ein 


eroberung Irlındı, verschließen Ihre 
Augen vor den Lehren der Geschick 
te, nicht nur Irlands, sondern aller 
anderen Länder, die für ihre natione 
le Befreiung kämpfen. Wenn die Frei 
) heit ohne Gewalt errungen werden 
| Ann, dann laßt sie uns auf jeden 
| Full auf diese Weise gewinnen, aber 
| wir sollten nicht zulassen, daß uns 
der Sieg enirissen wird von denen, 
| die keine Bedenken gegen die An 
wendung von Gewalt haben werden, 
wenn Machı, Reichtum und Pririle 
len ihren Klauen enigleiten. In die 
sem Zusammenhang brauche ich euch 
| mur darauf hinzuweisen, was in 
Griechenland geschah, in Afrika und 
nun in Chile, mit der Machtübernahme 
durch rechte Klemente unter Benut 
zung der Armee und mit Unter 
durch die USA 
Geschichte beweist, daß nur 
einem bewaffneten entschlossenen 
Volk Reipekt entgegengebracht wird. 
Wihrend England das Recht verlangt, 
für Irland Gesetze zu erlassen, und 
diesen Anspruch mit bewaffneter 
wult durchsetzt, müssen auch 
Iren geübt w 
sem Anspruch mit bewaffneier 


die 
ıd vorbereitet sein, die 
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Forts. Irlandveranstaltung 


walt Widerstand zu leisten. Die IRA 
der ?0er Jahre, mit ihrem neuen poll 
fischen Hewußsein, bleibt eine ge 
übte, ausgerichtete und entschlossene 
‚Armee, Aber sie ist jerat eine revolw 
Hiomdre Armee, eine Armee des Vol 
kes, befähigt, eine revolutionäre Situ 
ation zum Wohl.des Volkes zu ent 
wiekeln und auszunutzen, und weiß, 
wann sie kömpfen muß und warn sie 
zerstreuen. 

Unser Ziel is es. eine Massenbe 
wegung gegen Unterdrückung und 
‚Ausbeutung zu schaffen, eine Bewe 
ung der Arbeiter und kleinen Bau 
ern, die die verbundenen Kräfte der 
Unterdrückung und Ausbeutung in 
Irland vernichtet = den englischen 
Imperialismus und den Kapitalismus. 

Unser Ziel ist es, die Arbeiter ın 
ganz Irland zum Kampf für die Wie- 
dereroberung unseres Länder zu ver 
einen und sie zu der Einsicht zu 
führen, dafı Fanatismus, Haß und re- 
Iigiöse oder ethnische Spaltung wel- 
ter gefördert werden, solange nicht 
die Macht übergegangen ist in die Hän- 
de des Volkes in einer sozlalistlschen 
Republik. Es wird keinen Frieden, 
keine Freihelt und keine Gerechtig- 
keit geben, bis sich die Arbeiter in 
Brüderlichkeit vereinen, um Ihre ur- 
eigensten Rechte zu beanspruchen. 

Die rischen Menschen erieiden ın- 
haftierungen, Unterdrückung, Bruta- 
lität, Folter und Mord aus den Händen 
der britischen Armae. Die che Re 
Publikanische Bewegung wird fort- 
Jahren, sich auf jede mögliche Art 
den Aktivitäten der britischen Armee 
zu widersetzen. Wir weisen die Ab 
sicht der britischen Regierung zurück, 


Festigung der 
internationalen Solidarität 


‚Auf_den Solidaritätsveranstaltun- 


+ 


Genosse Sean O’ Cionnaith (links) auf der Veranstaltung in Göttingen 


einen irischen Bund innerhalb des 
Imperialistschen wirtschaftlichen 
Blocks zu schaffen. Unser Ziel it 
eine demokratische sozialistische Re 
publik, Wir werden uns davon nicht 
abbringen lassen. 

Wir bitten euch deshalb, uns in 
den folgenden Forderungen zu unter- 
stützen: 

1) Englangsoll seine Absicht erklären, 
sich militärisch und. politisch. von 
Irland zu lösen und einen Zeitplı 
für einen schrittweisen Truppenab- 
zug festlegen, 

2) Sofortiger Abzug der Truppen 
von den Straßen unserer Städte und 
ihre Rückkehr im die Kasernen. 

3) Freilassung aller Internierten und 
Häftlinge und eine Amnestie für alle 
politischen Gefangenen. 

4) Beendigung jeder Unterdrückungs- 
und Zwangsgesetzgebung. 

Wir wollen keine Spaltung, keine 
‚Furcht, keine Herrschaft der einen 


korrupten Bande von Kaplialisten 


oder der anderen, 
sozialistisches Irland: 


Wir wollen ein 


Bei den Fragen, die an den iri- 
schen Genossen gestellt wurden, stan- 
den im Vordergrund Fragen mach 
dem Verhältnis zwischen IRA-Offi- 
cial und IRA-Provisional, nach der 
Rolle des bewaffneten Kampfesin der 
Politik der IRA - Sinn Fein - Official, 
nach der Beteiligung der Sinn Fein an 
Wahlen und — aus der Erfahrung der 
Genossen in Betrieb und Bezirk — 
nach der gewerkschaftlichen und an- 
deren Massenarbeit der IRA - Sinn 
Fein - Official 

Großes Interesse bestand auch, 
von dem irischen Genossen eine Ein- 
schätzung der aktuellen Vorgänge in 
Nordirland, des Streiks der Protes- 
tanten gegen das Sunningdale-Abkom- 
men, zu erhalten. Hierzu sagte Sean 
©" Cionnaith in einem Interview und 


Auf_den Solidaritätsveranstaltun. 

für den Befrelungskampf des 
die von den KB- 
Flensburg, 
Hamburg, Göttingen, Han 


gen 
irischen Volkes, 
Gruppen in Oldenburg, 
Lübeck, 
nover, Kiel und Bremerhaven durch 
geführt wurden, waren insgesamt Über 
2600 Menschen anwesend (davon 
allein in Hamburg etwa 1800), und 
es wurden Spenden in einer Höhe 
von DM 4.145,- gesammelt; davon 
allein DM 400, auf einer von 100 
Menschen besuchten Veranstaltung 
in Lübeck und DM 2.665, auf der 
Hamburger Veranstaltung 

Diese Veranstaltungen waren ein 
Erfolg sowohl für die Festigung in- 
ternationaler Solidarität als auch für 
die Entwicklung unserer Politik. Wir 
werden auch in Zukunft den proleta 


rischen Internationalismus mit prak- 
tischen Aktionen ‚zu verstärken 
suchen. 

Der Gehöse Sean O’Cionnaith 


sagte zur Prage der infernationalen 
Solidarität 

„Die beste Weise, wie ihr den 
Kampf für den Sozialismus in Irland 
unterstützen könnt, ist die Schaffung 
eurer eigenen sozialistischen Revolu: 
tion in Westdeutschland.” 

Und er schloß sein Referat mit 
‚den Worte 

Genossen! Die irische Republi 
kanische Bewegung überbringi Ihre 
wärmsten Grüße an das Volk von 
Westdeutschland und an alle, die 
unseren Kampf für Frieden, natlona 
le Befreiung und Sosiallımus unter 
stürzen. Mit den Worten des großen 
irischen soxialtıtischen revolutiond 
ren Führers und &ründers der Ir 
Otisen Army, James Comolly 

Der Sozlalist eines anderen Landes 
ist ein Kampfgenome, während der 
Kapltalist meines eigenen Landes 


ein natürlicher Feind Ist.“ . 


auf der Hamburger Veranstaltung Streik 
{ ‚nnaith in einem Interview und. 


auf der Hamburger Veranstaltung: 


das Volk entschied, war, 


liegt eine Stimmung der Massen In 


roßen Teilen der katholischen Ge 


‚Regierung die protestantischen Men- 
schen aus der Arbeiterklasse verraten, 
die in den letzten 50 Jahren loyal zu 
England gewesen sind. 


Streikenden aus anderen Gründen 
und verschiedenen Richtungen strei- 
ken. Einige sind absolut gegen eine 
Machtverteilung zwischen den katho- 
lischen Bossen und den protestanti- 
schen Bossen. Dann gibt es welche, 
die sich am Streik beteiligen, weil sie 
‚gegen die. britische Ausbeutung Ir- 
lands sind. 


„Was die britische Regierung für 
daß sie 


nn nn 


einen Irischen Rai einrichten würden, 
der die Mittelklassen in Irland re- 


präsentiert und der Arbeiterklasse | dr 


absolut nichts gibt. Für uns als eine | 
revolutionäre Bewegung ist deshalb 
‚Sunningdale wichtig, weil wir es ver- 
hindern müssen. Wir müssen die Mas- 
sen in Irland organisieren und ver- 
hindern, daß Sunningdale gelingt. 

Alle 50 Jahre ungefähr haben die 
britischen Regierungen ihre Haltung | 
zu Irland modernisiert 


Das letzte Sunningdale, das wir er 
"hielten, war 1922 und wurde Govern- 
ment of Ireland Act genannt, Es tell- 
te unser Land. Dies ist nur eine Mo 
dernisierung davon. 


| 
| 
| 
| 


Sunningdale wird eine größere Aus- 
beutung des irischen Reichtums für 
ausländische Interessen erlauben. Auf 
keinen Fall wird es den Gemeinden 
im Norden die grundiegenden Bürger- 
rechte geben. Sunningdale ist also 
die britische Antwort an die Gemein- 
den im Norden, die solche Bürger 
rechte gefordert haben. Sunningdale 
wird sie nicht geben. 


Dem Streik im Norden Irlands 
den protestantischen Gemeinden und 


‚meinden gegen die britischen Absich- 
ten in Irland zugrunde. 


In Sunningdale hat die britische 


Ich sollte dazu sagen, daß viele der | 


‚Eines ist ganz sicher durch diesen 


(ernten a 


m 


In Hamburg wurden 2 690 DM Spenden gesammelt 


Eines ist ganz sicher durch diesen 
Streik: Sunningdale ist ein Fetzen 
‚Papier und England wird seine Hal 
tung zu Irland wieder völlig über- 


denken missen. Und das verdanken 
wir den Menschen aus der proter 
tantischen Arbeiterklasse Nordirlands 

Alles war die britische Regierung 
tun wird, wird sein, daft sie den Na 
men der Sache ändert und die Pille 
mehr verzuckert, 
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Vom 15. - 29, Mai streikten im Nor 
den Irlands die protestas 
beiter, Organisiert wurde dieser 5 
vom „Nordirischen Arbeiterrat”, einer 


m iestantischen paramilltärt 
Die einzige wirkliche Opposition | schen Organisation UDA eng verbun 

| nexen Sunningdate st die vereinigte | Venen Organkation. 

Bewegung der Arbeiterklasse, und | Der „Arbeiterrat” arbeitete bisvor 


die ist zur Zeit geteilt. Sie müssen 
vereint werden und alle Sunningdales 
bekämpfen, die die britische Regie 
rung Ihnen weiterhin hinwerfen wird, 

Was wir also in Irland tun müssen, 
ist die Unterstützung der Ablehnung 
Sunningdales durch die katholische 
‚Arbeiterklasse. Wir müssen versuchen, 
‚gemeinsame Ziele zu erreichen, um 
die protestantischen Arbeiter weg- 
zubringen von jedem faschistischen 
Einfluß, der im Streik vorhanden 
* (Zu unserer Einschätzung des 
Streiks vgl. Artikel in diesem AK). 


Viele Fragen wurden ausgelöst 
durch den Inhalt einer Informations 
broschüre des Westdeutschen IRA 
Sinn Fein - Solidaritätskomitees, in 
der der IRA - Sinn Fein - Official, 
insbesondere gegenüber einem Inter 
view mit Cathal Goulding, eine re- 
formistische- und revisionistische Po- 
litik vorgeworfen wurde. Sean O' 
Cionnajth sagte hierzu 

„Unser Standpunkt, der Cathal 
Gouldings Standpunkt ist, ist, daß 
wir an die Notwendigkeit des poli- 
fischen, ökonomischen und mil 
tärischen Kampfes in Irland glauben, 
um den Imperialismus zu zerschla- 
gen, und wir benutzen jeden mög- 
lichen Weg, um'unser Volk für diesen 
Kampf zu organisieren. 

Ich habe hier ein Interview mit 
Cathal Goulding, das in unserer inter- 
nationalen Zeitung „Eolas“ im Okto- 
ber 1973 erschienen ist, und ich habe 
einige Zitate herausgesucht, um zu 
zeigen, wo Cathal Goulding mit uns 
steht. 

Cathal Goulding sagt: „Unsere 
Grundlage für den Kampf ist ganz 
klar die Ansicht, daß wir nicht am 
politischen Kampf teilnehmen kö 
nen, wenn wir den Feinden des Vol- 
kes die ununterbrochene Kontrolle 
politischer Waffen überlassen, die für 
die Interessen des Volkes in unserem 
umfassenden Kampf genutzt werden 
können und müssen,” 

Gouldings Interview geht weiter: 
„Wir sind uns also klar darüber, daß 
die Gremien, in die unsere Kandi- 
daten gewählt worden sind oder ge- 
wählt werden wollen, weder republl- 
‚kanisch noch sozialistisch oder demo- 
kratisch sind, aber wir wissen nicht 


mtr war Ag dabsinckin wanı nal 
Kruluch"und, aber wır Wissen nıch, 


Benutzung jeder politischen Waffe, 


| enisierung, die eine Beteiligung her- 
beiführt." 

Das Interview lautet dann: „Wir 
stellen an die Feinde des irischen 
Volkes die einzige wirkliche revolutt 
omäre Herausforderung und für das 
Volk die einzige wirkliche Möglich 
keit eines radikalen Wechsels. 

Was er wirklich sagt, dat, daß 
unsere Haltung zum Parlament es it, 
die Wahlen zu benutzen, um die 
Menschen in ihren wirklichen For- 
derungen zu unterstürzen und daß 
wir das Parlıment benutzen, um es 
von innen zu zerschlagen, wie wir 
es sowieso von außen run. 

Unsere allseitige Teilnahme am 
Kampf des Volkes, die kämpferi 
sche Agitation zur Wohnungsfrage 
die Forderung, zusımmen mit den 
kleinen Bauern, nach genossenschaft 
lichem Eigentum, der Kampf in der 
Gewerkschaftsbewegung, unsere Kam 
pagne der Gewalt gegen die britische 
Armee im Norden, all dies sind revo: 
hutionäre Forderungen und Aktionen 
und keine reformistischen 

Ich will noch feststellen, daß 
| Curhat Gowlding einer der wenigen 
Menschen in unserer Bewegung ge 
wesen ist, in den frühen 60er Jahren, 
der die Notwendigkeit der Revolı 
tion in Irlınd erkannte, und die 
Notwendigkeit, wegzukommen von 
dem Gedanken an nur eine weitere 
Kampagne der Gewalt Im Norden. 
Es war unter seinem Einfluß, daß 
unsere Bewegung sich nach links ent 
| wickeite, Und ex ist Cathal Goulding, 
der heute unsere Hewegung für die 
Revolution führt und er nimmt an 


nur von dem taktischen Wert einer 
Erweiterung des Kampfes durch die 


sondern auch von den praktischen 
Ergebnissen in der Erziehung und Or 


diesem Kampf selbst teil . 


kurzem nur in der Schiffs und Ma- 
schinenbaulndustrie, sowie In Elektr 
zitäts und Wasserwerken. Dement 
sprechend lag auf diesen Betrieben 
auch der Schwerpunkt des Streiks, 
Von den drei E-Werken Nordirlands 
arbeitete nur noch eins teilweise, was 
zum Zusammenbruch der Stromver 
sorgung in einigen Städten, z. B. in 
Derny, führte 

Der Streik richtete sich gegen das 
Sunningdale-Abkommen, das nach 
Meinung der Protestanten oin erster 
Schritt zur Vereinigung mit der Re- 
publik Irland ist, und gegen die vor 
fünf Monaten von London eingesetz- 
te Regierung Nordirlands. Der „Ar- 
beiterrat” forderte eine „den Mehr- 
heitsverhältnissen entsprechende Neu 
wahl”, Führer des Streiks waren drei 
Faschisten: der ‘Führer der „Van 
guard”-Bewegung W. Craig, der fa 
schistische Pfarrer lan Paisley und H, 
West 

In einer sich über mehrere Monate 
hinziehenden Kampagne wurde der 
protestantischen Bevölkerung von die- 
sen Leuten einsuggeriert, das Sunning 
dale-Abkommen sei der erste Schritt 
zur Verschmelzung Nordirlands. mit 
der Republik Irland. Das entspricht 
aber nicht den Tatsachen. Das „Sun- 
ningdale-Abkommen” und die in ihm 
beschlossene Bildung eines „Gesamt 
irischen Rates” sind ein Schritt zur 
besseren wirtschaftlichen Zusammen- 
arbeit und zur Koordination der „Ter 
roristenbeklimpfung” (siehe hierzu 
AK 44). Und auch die von den Pro- 
testanten bekämpfte „Beteiligung” 
der Katholiken an der neuen Regie- 
rung im Norden‘steht nur auf dem 
Papier. In Wirklichkeit stellen die Pro- 
testanten sechs der insgesamt elf Sitze 
in der newen Regierung (AK 44) 

Die Londoner Regierung griff, ob- 
wohl vom Führer der irischen Sozial- 
demokraten G. Fitt energisch aufge- 
fordert, nicht ein. Man beschloß zwar, 
die Kraftwerke mit Soldaten zu be 
setzen, hat diese Entscheidung aber 
nicht in die Tat umgesetzt. Obwohl in 
England die Stimmen für einen Rück- 
zug der britischen Truppen aus dem 
Norden Irlands in der Arbeiterklasse 
immer stärker werden (s0 fand 2. B 
in London eine Demonstration mit 
50.000 Menschen für den Abzug der 
Truppen aus den sechs Grafschaften 
statt) wurde das Truppenkontingent 
weiter aufgestockt, 

Sogar der britische Gewerkschafts- 

führer Len Murray schaltete sich ein. 
führer Len Murray schaltete sich ein, 
um durch einen „back to work 
Marsch „Arbeitswillige” in die Betrie- 
be zurückzuführen. Sein Marsch zur 
größten irischen Werft „Harland and 
Wolff”, zu dem er alle „arbeitswill 
gen Iren aufforderte, sich um ihn zu 
Scharen" („Weit" 23.5.74), wurde 
ein Riesenreinfall Nur 200 Menschen 
der über 470.000 irischen Arbeiter 
acharten sich” um Murray Bei einem 
äweiten Verch was nur 20, 
die bei Ihrem Marsch von Frauen und 
Kindern mit Kiern und Tomaten ber 
worfen wurden. 

Dies zeigt, wie geschlonen die pro- 
testantische Bevölkerung Nordirlands 
sich an diesem Streik beteiligte, Nach 
14 Tagen brach der „Arbeiterrat 
den Streik ab, nachdem die Regierung 
Faulkner beschlossen hatte, die Ein, 
setzung de 


ben und nachdem sio am 28.5. zurück“ 
getreten war, womit die Regierungs- 
geschäfte automatisch wieder dem 

wur- 


den. 

Der Streik, angeführt von den Fa 
schisten Craig, Paisley und West, rich 
tete sich zwar gegen das Sunningdale 
Abkommen und die neue Regierung, 
die beide auch von der revolutionären 
Bewegung bekämpft werden, doch 
setzte diese Kritik bewußt an falschen 
Tatsachen an und war orientiert 
die Erhaltung der Privilegien 
testantischen Teils der nordirischen 
Arbeiter, so daß sie nicht zur Über 
windung, sondern zur Vergrößerung 
der Spaltung zwischen Katholiken und 
Protestanten beitrug. 

Sean O’Cionnaith, intern 
Sekretär der offiziellen Sinn Fein, nag 
te auf veiner Europa-Informationarel 
ve: „Die Spaltung ist sehr rief, 10 tief, 
wie sie nur sein kann . 
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Selt im November vergangenen Jah: 
res in Griechenland Zehntausende 
‚gegen die faschistische Diktas 
monstrierten, hat das faschlstische 
Miltärregime die Unterdrückung und 
Verfolgung noch erheblich verstärkt 
Allein seit Februar hat das Militär 


Schriftsteller Wallraff in Athen: 


„Ich klage an! 


1 hd 


regime die Einkerkerung von über 
100 Antifaschisten offiziell bekannt- 
gegeben; tatsichlich liegt die Zahl der 
Verhafteten jedoch weit höher, Unter 
den namentlich genannten Verhafte 
ten befinden sich Genossen der ‚Re 
volutfonkren Kommunistischen Be- 
wegung Griechenlands‘ (EKKE) und 
der ‚Kommunistischen Partei Grie- 
chenlands”, 

Um nach dem Verbleib und dem 
Schicksal politisch verfolgter Ant- 
faschisten im Lande der faschistischen 
Diktatur selbst zu forschen, reiste 
am 3. Mal 1974 eine dreiköpfige De- 
legation des Düsseldorfer ‚Initiativ. 
ausschusses Griechenland — Solidari- 
tät’ nach Athen. Mitglied der Dele- 
ation war di 
Wallraff, der hi 
portagen und Enthüllungen über Miß- 
stände in westdeutschen Betrieben be- 
kanntgeworden ist. 

Die Delegation recherchierte eine 
Woche lang, „spricht mit Junta-Ver- 


tretern und Oppositionellen, unterge 
tauchten Studenten und kaltgextell- 
ten Politikern, ehemaligen Jaros-Häft- 
lingen und Verwandten von Gefolter 


ten, Verschleppten, Verurteilten."“ 
(it. „DAS DA", Magazin, das von 
Walraf( mit herausgegeben wird). 


Als die Delegation des ‚Initiativ 
ausschusses’ am 10. Mai abreist, 
bleiht G. Wallraff in Athen zurück 
und führt eine spektakuläre Aktion 
durch 

Mit einer Kette an einen Laternen- 
mast gekettet, verteilte der Schrift- 
steller mitten in Athen Flugblätter, 
deren Hauptforderungen waren 


Freiheit für Griechenland 


haulich machen, was das, heißt 
Freilassung aller politischen Faschismus an der Macht 
Gefangenen 

Pressefreiheit 

Freie Wahlen Iraff vor dem faschisti- 
ac ie are) Mala vr dem fschit, 


hat verteilen können, wird er von Ge- 
heimpolizisten zu Boden geschlagen 


G. Wallraff an einen“ Laternenmast 
‚Athen seinen Aufruf 


Denen? 


‚gekettet, verteilt im Zentrum von | 


und schon an Ort und Stelle das erste 
Mal schwer mißhandelt. 

Er wird verhaftet, In den Kellern 
der berüchtigten Polizei weiter gefol- 
tert und schließlich am 24. Mai zu 
14 Monaten Gefängnis verurteilt 

In der Verhandlung vor dem fa 
schistischen Tribunal hat Wallraff 
statt einer Verteidigung Anklage ge- 
gen das Militärregime und dessen fa 
schlstischen Terror geführt, den er 
wie alle anderen politischen Gefar 
‚nen in Griechenland zu spüren bekam. 

Im folgenden geben wir Auszüge 
aus der Red» Wallraffs im Wortlaut 
wieder, weil seine Enthüllungen an- 


Griechenland 


Gesichtshälfte nicht zu verges 
sen, damit ich im Gleichgewicht 
bliebe, nalım er das zum Anlaß, 
mir mit voller Wucht in die Ge: 
schlechtsteile zu treten.) 

Um sich gegenseitig zu ver- 
stehen, muß man die gleiche 
Sprache sprechen, Das einzige 
Mittel, sich jemanden verständ- 
lich zu machen, der ausschließ- 
lich mit dem Panzer und dem 
Gewehr redet, ist letztlich, be 
fürchte ich, die Gegengewalt! 

Abschließend, ich würde es 
mir und Ihnen lieber ersparen, 
darauf eingehen zu müssen, aber 
da es tagtägliche Vernehmungs- 
praxis bei Ihnen ist, möchte ich 
es doch noch erwähnen 

Ich bin bei dem ersten mehr- 
stündigen Verhör gefoltert wor. 
den. Man wollte aus mir heraus- 
bekommen, mit welchen Grie- 
chen ich Kontakt gehabt hätte. 


Zwei Spezialisten in Zivil - even 
twell Vertreter der „ESA", sie 
stellten sich mir nicht vor — 
schlugen meinen Kopf an einer 
Tischkante und auf dem Fußbo- 
den blutig. Außerdem Schläge 
mit der Ketie, die an meinem 
Hals noch fest war, Schläge in 
Magen und Milz. Schläge mit 
einem Knöppel und mit Absdt- 
zen von Stiefeln auf die Zehen 
meines linken Fußes. Die Spuren 
an Kopf und Zehen sind heute 
noch sichtbar, Ich habe seitdem 
auch ständig Kopfschmerzen 

Nach diesem Verhör mußte 
ich den Rest der Nacht auf einem 
Stuhl bei Beleuchtung sitzen und 
wurde am Schlafen gehindert. Ab 
9 Uhr morgens Fortsetzung des. 
Verhörs. 

Ich bin mir darüber im klaren, 
daß ich als Ausländer und nach 
Initiative meiner Botschaft noch 
bevorzugt behandelt wurde. Als 
Grieche wäre ich der „ESA” aus 
geliefert worden, und womöglich 
halb — oder gleich ganz totgeprü- 
gelt, hätte ich nicht mehr die 
Möglichkeit gehabt, hier vor 
Ihnen auszusagen. . 
(Quelle: „Berliner Extra-Dienst”) 


Am 23, Mai hielt Günter Wall- 
raff eine mutige Anklage-Rede | 
(statt. seiner Verteidigung) vor 
dem griechischen Militärtribunal 
gegen das brutale faschistische 
System. Zum Schluß sagte Wall- 
raff 

Zu allerletzt noch — wie es 
sich für einen geständigen Täter 
gehört — möchte ich doch noch, 
aufgrund der gemachten Erfah- 
rungen hier, so etwas wie Reue 
über meine „Tat”” zum Ausdruck 
bringen. Diese Aktion war halt 
meine Art zu protestieren. Ich | 
bin von. der Überzeugungskraft 
desgewaltiosen Widerstandes aus- 

;gangen, Ich stelle mir inzwi- 
‚hen die Frage, ob die Wahl mei- 
ner Mittel angebracht, adäquat, 
richtig war. ‘Denn es gibt eine 
Stufe der Brutalität, der Barba- 
rei, wo einem ein derartiges 
Handlungsprinzip als Dummheit 
und Schwäche ausgelegt werden 
kann. Es kann sein, daß ich 
mich in der Wahl der Mittel v 
griffen habe, nicht die Sprache 
gefunden habe, die von den | 
Juntavertretern und ihren Hel- 
fershelfern verstanden wird. 

(ZB., als ich beim ersten 
Verhör mit Handschellen gefes- 
selt, dazu noch die Kette an mel- 
nem Hals, von dem Verneh- 
mungsspezialisten mit karatege- 


übter Faust eine in die Fresse ge- 
schlagen bekam, und ich ihm 
daraufhin versöhnend lächelnd 
zu verstehen gab, auch die andere. 


SÜDAFRIKA — Weitere Verschärfung 
des faschistischen Kurses 


Die Sicherung der faschistischen Mehr- 


heit bei den Parlamentswahlen durch. 


die weiße Minderheit (ca. 17% der Be- 
völkerung) war mit einem klaren Auf- 
trag versehen: Verschärfung der fa- 
schistischen Unterdrückung der ein- 


heimischen Bevölkerung! (Siehe AK | 


4) 

Grund ist der sich verstärkende und 
organsierende Widerstand gegen die 
Aparthekdspolitik, gegen die Politik 


‚der Rasentrennung, mit der die herr- 


schende weiße Minderheit die Ausbeu- 
tung der einheimischen Bevölkerung 
abzusichern gedenkt. 

Selt Bestehen der Republik Süd- 
afrika sind der einheimischen Bevöl- 
kerung die element 
Recht auf Streik, auf gewerkschaftli 
che und politische Organisierung und 


das Recht der freien Meinungsäuße- | 


ung genommen. 
Zur Unterdrückung des farbigen 
Proletariats dienen u.a. folgende Ge 


„‚Kommunismusgesetz“. Hier 
nach können Kritiker der Regie: 
rung auf unbestimmte Zeit unter 
Hausarrest gestellt oder inhaftiert 
werden, 

Gesetz gegen illegale Organ 
ven“, Es dient dazu, jede Op- 
jonspartei verbieten zu kön 


„Kriminalgesetz“, das die Prü 
fe für „pasiven Widerstand“ 


ion Rechte, das| 


| @ das „Sabotage- und Terrorismusge- 
setz”, nach dem Oppositionelle 
bis zu 180. Tagen ohne Haftbefehl 
und Anklageerhebung in Haft ge 
halten werden können. 

Mit einer solchen Politik hat es die 
faschistische Regierung bisher ge 
schafft, den ausländischen Unterneh 
men — allein ca. 300 Konzerne und 
Firmen aus der BRD investierten bis 
1974 1,75 Milliarden DM in Südafrika 

Riesenprofite zu sichern, 

Der Widerstand der einheimischen 
Bevölkerung konnte dennoeh nicht 
ebrochen werden: 
© In Namibia sind heute schon ca. 

100.000 Afrikaner in der SWAPO 

organisiert. Einer revolutionären 

Organisation, die den bewaffneten 

Kampf gegen das faschistische Aus 

beutersystem propagiert. 
© In den Grenzgebieten von Mocam- 

bique schließen sich immer mehr 

Einheimische der Frelimo an 
© In den Beirieben werden 

gewerkschaftliche Organ 

gebildet. Sie sind das Rückgrad der 
immer mehr zunehmenden betrieb- 
lichen Kämpfe. 


ing die neue Regierung aucn 
jeich daran, den staatlichen Unter-| 
drückungsapparat welter auszubauen: | 


© „Mit der Bedrohung des Lander 
durch einen im Ausland organisier 
ten Krieg kommunistischer Guerillas, 
sowie möglichen internen Terroris 
mus“ („SZ“, 24.5.74) wurden die 
Machtbefugnisse des Stantssicherheits- 
dienstes erheblich erweitert 
© Die neuen „Erweiterungen zum 
Aufruhrgesetz" verbieten jede 
Form der außerparlamentarischen Op- 
position (Demonstrationen, Versamm. 


© Der „Allected Organisations Act"“ 
untersagt den politischen Organisa‘ 
tionen, Gelder ausdem Ausland zu er 
halten, 
Hiervon sind vornehmlich drei Or- 
ganlsationen betroffen. 
® die nationale Studentenonfanisa- 
tion 


itut für Ras 


senbeziehungen 

‚das christliche Institut von Boyers 
Naude, 

„Diese Organisationen, 
anderem die Untersuchungen über die 
Gehaltastruktur dei den in Südafrika 
engagierten europäischen Firmen er 


die unter 


stellt hatten (11)... haben bisher alle 
Zuwendungen aus dem Ausland erhal 
SZ", 24.5.7) 

neues „Pressegesetz“ it In Vor 
ig. Mit ihm sollen opposd 
tionelle Zeitungen „mit Druckverbo- 
ten von einem Tag bia zu mehreren 
Wochen belegt werden können.” 
(„82", 24.8.74) 


nn Ge 


Mit 


Mir solcher Politik empficlt sich 
die neue Regierung sch Im eıten 
omat ihrer Amtazet als zuverin 
Sachrerwalterin der ausländischen Kr 

Piflinteressen 
Aber such ‚wenn die Faschhten 
jetzt verstärkt daran gehen, „da gen 


Totschlägern besinnungslos geschlagen: Günter Wallraff nach der 
Flugblattaktion in Athen 


setzliche Fundament ihrer Politik 
Fugenlos zu sementieren" (,82", 24 
5.74), wird es ihnen langfristig nicht 
gelingen, den Widerstand der einhei- 
mischen Bevölkerung zu brechen! @ 
Betriebszelle HSW, 

KB/Gruppe Hamburg 


Proletarier aller Länder und 
unterdrückte Völker, vereinigt Euch! 


8% die Internationale > 


Zeitung des Kommunistischen Bundes für den proletarischen Internat 


will ein anschaulichen Bild der Kiawenkämpfe in der Welt geben und die, 
internationale Solidarität im gameinuamen Kampf gegen den“ Imperiallumun 


sürken. 
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Hamburg 
Türkischer Antifaschist ermordet 


Im letzten AK berichteten wir, daß 
faschistische Schläger auf einer Ver. 
sammlung des ‚Türkischen Arbeiter- 
vereins‘ (ein von den Faschisten be- 
herrschter Verein zur Kontrolle und 
Unterdrückung der türkischen Arbei- 


stedt türkische Antifaschisten brutal | 
zusammenschlugen, die gekommen 
waren, um eine demokratische Wahl 
des Vorstands des ‚Türkischen Ar- 
beitervereins’ und eine neue, an den 
Arbeiterinteressen ausgerichtete Po- 
iitik zu fordern. 


Die türkischen Faschisten schlu- 
gen dabe? dem Arbeiter Neset Danis 
den Schädel ein. Das war am 5. Mai. 
Am 21. Mai ist Neset Danis an den 
Folgen dieser Verletzung gestorben. 
Damit wurde der faschistische Mord 
vollendet 


Die Polizei, die nach der Schläge- 
rei eintraf, weigerte sich, die Fa- 
schisten festzunehmen, die Ihnen von 
den türkischen Antifaschisten gezeigt 


wurden, sondern nahmen stattdessen 
mehrere Antifaschisten fest und sorg- 
ten für den sicheren Abzug der fa- 
schistischen Mörder. 

In der bürgerlichen Presse erschie- 
nen zu diesem Vorfall nur kleine No- 
tizen, in denen zudem die Zusammen- 
hänge auf den Kopf gestellt wurden: 
die Antifaschisten hätten „die Ver- 
sammlung sprengen” wollen, hätten 
„friedliche Versammlungsteilnchmer 
ängegriffen" usw. In den folgenden 
Tagen und Wochen wurde dann jede 
Information über die Vorfälle unter- 
drückt. Die türkischen Antifaschisten 
wurden aus der Haft entlassen mit 
der ungeheuerlichen Auflage, sie 
dürften der Presse keine Informatio- 
nen geben und sich auch sonst nicht 
zu den Vorfällen äußern. 

Schon kurz nach der faschistischen. 
Schlägerei in Norderstedt hatte in 
Hamburg eine von KBW und „KPD/ 
ML” geführte Demonstration mit et- 
wa 250 Teilnehmern stattgefunden. 


Nach dem Tod von Neset Danis 


fand am 1. Juni eine vom KB, & 
„KPD", dem KBW, der „KPD/ML” 
ind mehreren Ausländer-Gruppen 
unterstützte Demonstration mit et- 
wa 2300 Teilnehmern (davon weit 
mehr als die Hälfte im Block des 
KB), darunter mehrere hundert Tür- 
ken, statt. 

Einen makabren Scherz leistete 
sich der KBW: er sammelte etwa 
2000 Unterschriften gegen den Mord 
an Neset Danis und verkündete groß- 
sprecherisch, das sei eine „Volksbe- 
wegung” und „ein Zussmmenschluß, 
der sich sehen lasıen kann“; diese 
Unterschriftensammlung, bei der auch 
„CDU-Mitglieder, Christen, DKP-Mit- 
lieder usw.” unterschrieben hätten, 
si doch „ganz was anderes” und 
„viel besser" als eine Aktionseinhe 
"nur" von kommunistischen Organi- 
Sstionen. „So können wir den nöti 
‚sen öffentlichen Druck ausüben” — 
mit Unterschriftensammlungen. (Zi- 
tate aus einem Flugblatt des KBW) 

. 


oT 
Antifaschistische Großveranstaltung in Hambu:y 


‚Am 7. Juni 74 versammelten sich et 
wa 1.400 bis 1.500 Menschen zu einer 
antifaschistischen Großveranstaltung 
in Hamburg, zu der KB, SSB und 
RBJ aufriefen. Anlaß der Veranstal- 
tung war der faschistische Mord am 
türkischen Genomen Neset Danis vor 
den Toren Hamburgs, der faschist 
sche Bombenanschlag in Brescia/Ita- 
lien und der verschärfte faschistische 
Terror in Griechenland. Zu_diesen 
Themen wurden eine Reilie von Refe- 
raten gehalten, sowie griechische und 
antifaschistische Lieder vorgetragen. 
- Die Mutter eines verhafteten grie- 


chischen Genossen - Mitglied der 
E.K.K.E. — trat ans Mikrofon und 
verlas eine Resolution zum Schicksal 


ihres Sohnes, die sie schon zuvor der 
sowie Bundes + 
Präsident Heinemann zustellte. Es ist 
nicht weiter verwunderlich, daß von 
dieser Seite dazu keinerlei Reaktion 
kam. Wir drucken diese Erklärung 
hier ab, 


Erklärung 
der Mutter von Christos Bistis 


An die fortschrittliche internatio- 
nale Öffentliche Meinung, an den Bun 
despräsidenten, Herrn Gustav Heine- 
mann, und an alle internationalen Or- 
genationen für die Verteidigung der 
Menschenrecht 

Unter dem Druck der ergreifenden 
Mobilisierung der Öffentlichen Met 
nung, der forchrittlichen Menschen 
Im Ausland und besonders in der 
BRD, der Veranstaltungen und der 
Demonstrationen, der Tausende von 
Unterschriften von Persönlichkeiten 
wurde die Junta gerwungen, die Na 
men der jetzt selt fast zwei Monaten 
in Griechenland Verhafteten, darun 
tar auch den meines Sohnes, Christos 
Bistin, vu veröffentlichen, 

Dies ist ein von uns errungener 
Sieg, aber doch keine Garantie für das 


Leben der Kämpfer und für ihre kör- 
perliche und geistige Integrität. Nie 
‚mand von ihnen hat einen Menschen 
‚geiehen, von ihren Folterern abgese 
| Ren. 
Die Junta wurde geswungen, die 
| Namen der verhafteten Kämpfer zu 
veröffentlichen, In dem Versuch, un- 
ter Ihren polittschen Gegnern diejeni 
gen zu vernichten, die Ihr unermüdlich 
aktiven Widerstand entgegenseizen, 
versucht sie, die Fäden durchzutren- 
nen, die diese Volkskämpfer mit den 
Volkımassen verbinden; sie versucht, 
deren persönliche und politische Ge 
tung mit Verleumdungen zu verdun- 
kein, da Ihre eigene ideologische 
Nacktheit = sie Ist faschlstisch = nicht 
In der Lage ist, den Ideen enigegenzw 
reten, für die sie kämpfen. Die Tak- 
tik der faschistischen Regimes Ist Im- 
mer die gleiche: die Kommunisten 
und die konsequenten Volkskämpfer 
als vom Ausland angestiftere Verbre- 
cher darzustellen; dies ist der Versuch, 
durch antikommunistische Hysterie 
und Terror die Anerkennung der fa 
schlsrischen Legaliiät gewaltsem von 
den Volksmassen zu erzwingen. 

Mir der Veröffentlichung der Ne- 
men verfolgt die Junta außerdem den 
Zweck, die Solidaritätsbewegung auf- 
zuhalten, aber auch, die Volksmassen 
in unserem Land und die fortschrittli- 
chen Menschen im Ausland zu terro- 
risieren, indem sie die Kämpfer a 
Ariminelie Elemente bezeichnet und 
Ihnen Verbrechen anlastet. Diese Or- 
ie von Lägen zeigt nichts anderes alı 
die Angst vor der Volkserhebung und 
den Kampfeswillen unserer Volks 
kämpfer. Das einzige, was die Junta 
nicht erreichen kann, ist, die Volks- 
massen einzuschüchtern; denn der 
Kampf, den diese Kommunisten, die- 
se Volkskämpfer führen, ist Ihr eige 
ner Kampf, der Kampf der Volke 
massen. Wenn man sie noch so foltert, 
man wird ie nicht in die Knie awin 


| sen. Die Junta wird es nie schafen, 

den Kampfeswillen de Volkes zu 
brechen. Auch wenn sie meinen Sohn 
und die anderen Kämpfer Uquidiert 
Tausende werden neu an ihre Stelle 
ireien. Ihre Tätigkeit drückt nicht nur 
die Hoffnungen der neuen Generation 
au, sondern die Hoffnungen unseres 
unzen Volke, 

Dies haben die Novemberereignis 
se gezeigt. Dies zeigen die Mütter, die 
ohne vor dem Druck und allen Erpres- 
ungen der Junta zurickzuweichen 
nicht schweigen, die sich mit Mut er 
heben und sich an alle Mütter der 
Welt richten für ihre Kinder, von de- 
‚nen sie seit Monaten nicht wissen, ob 
sie die Panzer zerqueischt haben oder 
ob le von den Faschlaten In den Ge: 
füngniszellen gemordet werden. 


Die Ausdauer, die unsere Söhne 
vor den unmenschlichen Folterungen 
Ihrer Henker zeigen, erhöht auch den 
Anıporn für uns alte Leute, in den 
‚Reihen der griechischen Bewegung 
für die gleichen Ziele zu kämpfen, für 
die se sich seit Jahren aufgeopferi ha: 

ben. Unser Kampf setzt sich fort. Wir 
dürfen auf keinen Fall Kämpfer ver- 
lorengehen lassen. Jeder Kämpfer it 
wertroll. Die Solidarhätibewegung 
muß noch stärker werden. Wir mässen 
Jeden Kämpfer retten, deısen Kampf 
Hich im Rahmen der internationalen 
Volksbewegung einordnet, die immer 
särker wird. Die Völker der ganzen 
Welt haben gezeigt und zeigen noch 
Immer — trotz des Drucks, den ihre 
Regierungen auf sie ausüben dank der 
Kommunikationsmittel_ wie Zeitun. 

ben, Rundfunk und Fernsehen, über 
die sie verfügen, trotz vernuchter Be. 

stechung mit den Hilfeleistungen an 
die faschistischen Regimer -, daß sie 
die Kraft beiitzen, Ihr Schickual in die 
‚eigene Hand zu nehmen und sich eine 
eigene menschliche Ordnung zu ge 

ben. Kine Gesellschaft, in der die 
Menschen nicht mehr wie Hunde auf 


Faschisten-Treff in Hamburg-Blankenese 


Am 77. Mal fand im Gymnasium 
Wülhöden (im Hamburger Bourgeok 
weViertel Blankenese) eine Veran 
staltung der „Jungen Nationaldemo- 
kraten" (NPD) mit dem Titel 
Nationale Solidarität!" satt. | 
Schon am Nachmittag hatte die 
Polizei Absperrungen errichtet und | 
war mit zwei Mannschaftswagen und 
Wasserwerfern vor der Schule auf- | 
marschlert. Vor der Schule hielten | 
mehrere ‚Beter-Wagen'; weitere stan- 
den in Nebenstraßen, wo auch noch 
zwei weitere Mannschaftswagen und | 
Autos der ‚Zwvilfshndung” standen 
Im Saal waren 18 NPD-Anhänger | 
anwesend. Der Eingang zur Aula war 
vom Faschisten Rieger bewacht, der | 
eine Schlägertruppe, ausgerüstet mit 
Stöcken und Schlagringen, mitge- | 
bracht hate. | 
Eine Gruppe von etwa 30 Anti | 
faschisten stand mehr oder weniger 
unschlüssig auf der Straße. Es war 
unklar, ob und wie man sich in die | 
Veranstaltung einschalten sollte, wo- 
zu jedoch keine linke Organisation | 
aufgerufen hatte | 
Eine 3/4 Stunde nach Beginn der 
Faschisten-Veranstaltung 208 sich die 


Tahndung' provokatorlsch f 
m Sıraßenrand stehende Gruppe 
von Antifaschisten hinein. Ein Schd- 
ler mußte zur Seite springen, wobel 
er sich auf den Wagen aufstützen 
mußte. Ein Bulle sprang daraufhin 
aus dem Auto und begann, auf den 
Schüler einzuprügeln, warf ihn in 
eine Hecke und prögelte dann weiter 
auf ihn ein. Andere Polizisten sahen 
einige Zeit zu und nahmen dann zu- 
sammen mit dem Schläger den Schü- 
ler fest, um die Personalien aufzu- 
nehmen. Dem Schüler sollte zyni- 
scherweise der Vorwurf der „Sachbe- 
schädigung” gemacht werden (weil 
er den Polizei-Wagen berührt hatte), 


Dieser Vorfall rief bei den anderen 
antifaschistischen Schülern große 
Empörung hervor. Ein Faschist 
machte sich an die Schüler heran, um 
sich bei ihnen anzubiedern: Es sei ja 
‚ungeheuerlich”, was die Polizei da 
gemacht habe. Man müsse aber auch 
verstehen, wenn die Polizei „nervös” 
sei, denn die letzten NPD-Veranstal- 
tungen seien durch Kommunisten 
gestört worden. Der Faschist bot sich 
sogar als „Zeuge” für den Vorfall den 


Polizei 2.T. zurück, da es bis dahin | antifaschistischen Schülern an! ® 
„ruhig” geblieben war 


Dabei fuhr ein Wagen der ‚Zivil- 


Ein Genosse des SSB (Schüler) 


Polizeifalle gegen Antifaschisten 


Am 16. Mai stellte die Polizei in Hamburg den Antifaschisten eine Falle = die 
allerdings nicht zuschnappen konnte 

Nachdem in den letzten Wochen und Monaten — trotz z.T. sehr massivem 
Polizeischutz — eine große Zahl von Faschisten-Versammlungen gesprengt 
wurde oder auf sonstige Weise be- und verhindert werden konnte, versuchten 
NPD und Hamburger Bullen diesmal den Hamburger Antifaschisten eine 
überraschende und empfindliche Niederlage beizubringen: Die geplante Fa- 
schisten-Zusammenrottung in Hamburg-Fuhlsbüttel wurde scheinbar nur mit 
wenigen Bullen in einer Weise „abgesichert, die die Antifaschisten zu einer 
Aktion direkt herauslocken sollte. Massives Polizeiaufgebot — zwei Wasser 
werfer, vier Mannschaftswagen, Bereitschaftspolizel, viele Streifenwagen 
lauerten versteckt im Schulhof des nahegelegenen Alstertalgymnasiums. Die 
Faschisten selbst organisierten einen „tefgestaffelten” Postendienst (mit 
Sprechfunkgeräten ausgerüstet), der die ganze — ziemlich abgelegene — Ge- 
‚gend überwachte. Ihnen zur Seite gesellien sich eine Reihe von Zivilstreifen 
der Polizei. Die Antifaschisten waren auf diese Falle schon ein paar Tage vor 
her vorbereitet. Die von Faschisten und Bullen erwartete (und erwünschte!) 
Aktion unterblieb. Stattdessen prangten an den Winden der Kneipe „Schloß 
Erdkamp” — dem Ort der geplanten Faschisten-Zusammenrottung — antifa 
schistische Parolen, im Tagesraum selbst der üble (Kotz-) 
geruch einer Buttersöure-Bombe, sodaß das Hiuflein Faschisten — 18 Mann. 
hoch — auch noch umziehen mußte. Der Polizel-Großeinsatz in Fuhlsbüttel 
hat die Hamburger Steuerzahler wieder einmal tausend Mark gekostet, die 
aber der SPD-rogierte Senat sehr schnell zu bewilligen bereit ist, wenn es darum 
seht, eine Kleinst-Veranstaltung der Faschisten zu schützen und Knüppel- 
Orgien gegen Antifaschisten vom Zaum zu brechen. . 


Bezirkszelle Barmbek/Fuhlsbättel, KB/Gruppe Hamburg 
En m rm 


zu können, in der ie nicht mehr von 
den Panzern ihrer Mörder gemetzelt 
werden. 

Ich richte mich daher erneut an die 
fortichitlichen Menschen, an die 
Mötter und Väter, damit wir alle zw 
Jummen unsere Anstrengungen inten 
Airieren, das Leben unserer Kämpfer 
die in Gefahr ind, zu retten 
© Den Verwundten voll der Kontakt 

zu Ihren verhafteten Kindern er 

möglicht werden, 

© Den Verhafıeten muß der Kontakt 
mit hren Arsten und Rechtsen 
wilten gestattet werden. 

© Veröffenslichung der Namen aller 
verhafteten und ermordeten 


den Straßen verrecken, in dersienicht | Kämpfer. 
mehr ihren Schweiß opfern, ohne die | — Freiheit für alle politischen Gefan- 
‚Früchte ihrer Bemühungen schmecken | genen. 


Mit diesem Brief richte ich mich 
‚auch an den Präsidenten der Runder 
republik Deutschland und fordere 
ihn auf, = was bestimmt auch Im 
Sinne des deutschen Volkes ist, das 
die fuschistische Gewalt und den 
Terror selber erfahren hat und seine 
Solidaritdt mit dem kampfenden 
griechischen Volk zeigt - mlı obigen 
Forderungen dem faschistischen Re 
gime in Athen gegenüber Stellung 
zu nehmen, um damit die Gefühle 
des deutschen Volkes aurudrücken. 


Berlin, 18, Mal 1974 


(Maria Wii) 


Selt dem Propaganda-Auftritt_ des 
INPD-Führers von Thadden am 27.4. 
‚steigern die Nordhorner Faschisten 
welteh Ihre Aktivität und werden von 
Tag zu Tag frecher. Ihr Treiben und 
die damit verbundenen Gefahren für 
die demokratische Bewegung (vor ak 
lem in der Jugend) machen diese Er- 
‚gänzung unseres Berichts in AK 44 
notwendig. 


HOMG" „Verteidiger dm, 
istischen Massen- und 
'Völkermordes: auf ein neues 331 


Beim Besuch Willy Brandis in 
Nordhorn Anfang Mai verteilten die 
Faschisten verschiedene Flugblätter 
der „Deutsch-Völkischen Gemein- 
schaft” (DVG), in denen u.a. die 
provokatorische Frage gestellt wird: 
War die nationalsozialistische Deut- 
iche Arbeiterpartei NSDAP s0_gut 
oder schlecht, daß sie verboten 
werden mußte? ” Selbstredend ant- 
worten diese Vögel darauf, die Nazis. 
wären „zu gut” gewesen! Schließ- 
lich habe Adolf Hitler „Arbeit und 


Brot geschaffen”, alle. Deutschen 
„auf ftiedlichem (11!) Wege zum 
lange _ ersehnten Großdeutschland” 
zusammengeführt 


Dieser Wog war so „friedlich”, daß 
Polen, Frankreich, die Benelux-Staa- 
ten, die Tschechoslowakei, die Sow- 
‚jetunion, Dänemark, Norwegen, die 
Baltischen Länder, die Balkanstai 
ten u.a. von den Nazi-Truppen über- 
fallen wurden, daß jeder Widerstand 
in diesen Ländern vom Militär, vor 
allem aber von SA und S$ brutal 
erstickt und mit tausendfachen Mor- 
den an der Bevölkerung „geahndet 
wurde; daß Millionen Juden und 
Zig-Tausende Kommunisten, Sozial- 
demokraten und oppositionelle 
Christen in den Hitler-KZ’s zu Tode 
gebracht wurden. 

Natürlich taucht in diesen brau- 
nen Schmierblätiern auch wieder die 
älte Lüge der Nazis auf, das „welt 
weite Komplott des internationalen 
Großkapitals, die Kommunisten der 

idisch-marxistisch-Ieninistischen Irr- 


disch-marxistisch-ieninistischen Irr- 
lehren” hätten Deutschland in den 
Krieg gehetzt — und nicht etwa der 
Heißhunger des deutschen Großk: 
pitals und seiner faschistischen Stat! 
halter nach Kolonien, Weltmarktherr- 
schaft, versklavten Arbeitsheeren und 
imperialistischen _Monopolprofiten, 

In diesem Stil sind alle Flugblät- 
ter.der DVG verfaßt, die offensicht- 
lich die alten Faschisten ansprechen 
und wieder aufmöbeln sollen. Gegen 
diese Schweinereien, gegen diese offe- 
me Verteidigung faschistischen Mas- 
sen- und Völkermordes leiten die 
Herren Vertreter der sogenannten 
„wehrhaften Demokratie” von der 
SPD keine Schritte ein, während ge- 
gen Linke, die den Charakter dieses 
Staates enthüllen, vor den Gerichten 
wegen „Verleumdung”, „Verächt- 
lichmschung der BRD” usw. vorge- 
angen wird. 


„Freiheit für Heß” — 
Faschistische Propaganda 
im Jugendzentrum? 


Etwas „geschickter” versuchten 
die Faschisten in einer anderen 
Aktion vorzugehen, die die „Jungen 
Nationaldemokraten“ (IN, Jugend- 
rotte der NPD) und der „Bund 
Volkstreuer Jugend“ mit einer eigens 
‚dafür gegründeten „Hilfsgemeinschaft 
Rudolf Heß” im Nordhorner Ju- 
gendzentrum durchführen wollten. 
Hier führten sie als Motiv die „Hu« 
manität” ins Feld, wie es für die seit 
einiger Zeit auf Hochtouren laufen- 
reihelt für Heß" -Bewogung ty- 


diten an den Rat des Ju- 
(Verwaltungsorgan des 
JZ. mit einer Mehrheit von gewählten 
Jugendlichen) den Antrag, eine Ver - 
anstaltung für den Kriegsverbrecher 
Heß. durchführen zu dürfen. Im Rat 
wurde schließlich nach längerer Dis 
kussion der „Kompromiß” beschlos- 
sen, daß die Faschisten zunächst ei 
nen Plan zu ihrer Veranstaltung vor- 
aulegen hätten, bevor man über ihren 
Antrag endgültig abstimmen könnte. 
Dieser „Kompromiß” wurde gegen, 
drei Stimmen angenommen, 

Die beiden Mitglieder der DKP, 
die gogen diesen Antrag gestimm! hat- 
ten, begründeten dies suschließlich 
damit, daß die Antragsteller Faschis 
ten waren. Wäre der Plan, eine Veran 

tung für Heß durchzuführen, von 

‚m bürgerlichen Politikern ge- 
hätten sie keine Hinwände 


kom 
chat 
te dem Kompromißvorsehla 


sogar 


RATTENFÄNGER 


Nordhorner Genossen berichten 
über faschistisches Treiben 


zu und „begründese” dies in einem 
späteren Gespräch damit, den Fr 
schisten keinen Vorwand zu liefern, 
nachher sagen zu können, der JZ-Ri 
sei undemokratisch. Nur die drit 
Nein-Stimme von einem KB- 
thisanten wurde 
daß Rudoll ), der „Stellvertreter 
des Führers”, sich auch heute noch 
zum Faschismus bekennt. 

Die Position der beiden DKP-Ge- 
nossen drückt — einmal gutmötlg 
unterstelt — ihre Blindheit. gegen- 
über dem Faschisierungsprozeß ins 
gesamt aus: Die Heß-Kampagne wird 
nicht nur von offenen Faschisten, 
sondern von den Rechten aller bürger- 
lichen Parteien und der ‚gesamten 
bürgerlichen Publizistik getragen. 

Diese Kampagne muß auch im Zu- 
‚sammenhang gesehen werden mit der 
Zunahme neuaufgelogter Nazi-Propa- 
ganda aus der HilerZeit (vgl. dazu 
Artikel in AK 43). 

Die Haltung des SDAJ-Genossen 
bedeutet, Toleranz gegenüber den 
Faschisten zu predigen, den Iod- 
{einden_jeglicher Demokratie!“ Die 
Versumpfung der Revisionisten in 
spießbürgerlich-demokratischen Vor- 
stellungen ist hier auf den Gipfel ge- 
trieben: selbst das Grundgesetz sieht 
die Möglichkeit vor, Nachfolgeorga- 
nisationen der NSDAP zu verbieten. 

Die verheerenden Folgen solcher 
Politik der „Toleranz” und der „Aus- 
‚einandersetzung” mit den Faschisten 
nach „demokratischen Spielregeln”, 
wie sie von den Revisionlsten Im JZ 
betrieben wird (auch an der Aktion 
gegen von Thadden beteiligten sie 
‚sich nicht!), kommen u.a. in der Zahl 
von ca. 15 Jugendlichen zum Aus 
druck, die von den „Jungen National 
demokraten” und ihrem Anhängsel 


„Bund Volkstreuer Jugend” inzwi- 
GERIURDENCN ware aiscam raunangser 


„Bund Volkstreuer Jugend” inzwi- 
schen eingesackt werden konnten. 

Der Plan der Neo-Nazis, ihren 
Dreck im JZ unter die Leute zu brin- 
gen, scheiterte nach Vorlage ihres 
Planes im JZ-Rat nur daran, daß sie 
ein Werbeplakat aufhängen wollten, 
in dem Heß als „Botschafter des 
Friedens” bezeichnet wird. (Heß 
war 1941 mach England geflogen, 
um die britischen Imperialisten für 
einen gemeinsamen Krieg gegen die 
Sowjetunion zu gewinnen und den 
‚deutschen Imperialisten „‚an der West- 
front den Rücken freizumachen”.) 
Außerdem behaupteten sie, Heß sei 
von den Anklagepunkten „Kriegsver- 
brechen” und „Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit'” freigesprochen wor- 
den. (tt) wegen „Durch- 
führung eines Angriffskrieges” (11!) 
sei er verurteilt worden. Eine Spit- 
zenleistung an frechstem Zynismus! 


„Nationalrevolutionäre” 
Änbiederungsversuche, 


Mit anderer, nämlich „lnker" 
„revolutionärer” Masche versuchen 
die „Nationalrevolutionären Basis- 
gruppen”, ein faschistischer Demago- 
‚genhaufen, der sich vor allem an Ju 
gendliche und Linke wendet. Die 
NRB versuchen, den braunen Mist 
mit pseudo-,revolutionären” Phrasen 
aufzumöbeln und. so insbesondere 
naive Jugendliche einzufangen. 

Die NRB gehen sich auch einige 
Mühe, sich bei den Linken anzubie- 
dern. Sie bringen es sogar. fertig, 
Kommunisten  „Aktionseinheiten” 
gegen die DKP, die Sowjetunion und 
die USA anzubieten!! So geschehen 
im Nordhorner JZ am 22. Mal 74! 
Dies NRB-„Angebot” richtete sich 
an einen Sympathisanten des KB, der 
das aber eindeutig von sich wies. Dar 
rauf meinte der NRB-Mann, die Grup- 
pe „KPD" habe „Seite an Seite” mit 
den NRB gegen Breschnew demon- 
striert, Diese Behauptung wurde von 
einem zufällig anwesenden Genossen 
der „.KPD" als Lüge zurückgewiesen. 

Allerdings muß an dieser Stelle 
etwas zum Opportunismus der Grup- 
pe KPD" gerade gegenüber den 
„dinken” Faschisten gesagt werden. 
Unserer Auffassung nach kommt es 
nicht in Frage, den Faschisten auch 
nur in einer Konzer 

ine schein. 
itik ist niemals etwas 
als ein faschistisches Täu- 
schung und Betrugsmanöver — und 
‚das muß eindeutig aufgedeckt wer- 


den, um den Erfolg solcher Betrugs 


manöver zu vereiteln! 

Während der Kundgebung gegen 
von Thadden ließen sich aber etliche 
‚Genossen der der „KPD” nahestehen- 
den „Liga gegen den Imperlalismus” 
in recht ernsthafte Diskussionen mit 
Faschisten ein, die sich unter die 
Kundgebungsteilnehmer gemischt 
hatten. Da konnte man von jenen 
Genossen hören: „Ja, über den 
Sowjetimperialismus sind wir uns ja 
einig, und klar ist auch, daß in der 
DDR natürlich die Arbeiter unter- 
drückt werden ... aber .. um im 
Weiteren darüber zu verhandeln, wer 
wohl die besseren Vorstellungen hä 
te, wie nun angesichts der Krise 
‚der SPD-Regierung weitergehen müs 
se, usw. So würde vor den umher- 
stehenden Zuhörem die Show 
„Kampf der Argumente zwischen 
Rechts und Links” dargeboten — und 
das selbst dann, als ein KB-Genosse 
sich bemühte, einen „links” getarn- 
ten Faschisten zu entlarven und die 
Unterstützung dafür zu gewinnen, die- 
sen Demagogen zu verscheuchen, 
Einigkeit mit den Faschisten über 
„Sozialimperlalismus der Sowjet- 
union”? Als ob die Faschisten gegen 
die Sowjetunion hetzen, weil dort 
ie Restauration des Kapitalismus 
stattfindet! Nein, Genossen, da 
machen wir nicht m 


paar alte Opas, die plumpen Rassis- 
mus und plattesten Antikommunis- 
mus („jüdisch-bolschewistische Welt- 
verschwörung””) predigen. Zum Arse- 
nal faschistischer Propaganda gehört 
immer die soziale Demagogie, das 
mehr oder weniger geschickte An- 
knüpfen an die Unzufriedenheit der 
Menschen mit ihrer sich verschlech- 
ternden Lage und mit der herrschen- 
den Politik. 


Das galt sogar für die NSDAP; 
erinnert sei auch daran, daß es auch, 
der Weimarer Republik Organisa- 
tionen außerhalb der NSDAP gab, 
die unter Namen wie „Nationalrevo- 
hutionäre”, „Sozialrevolutionäre Na- 
tionalisten” "oder gar „Nationalbol- 
schewistei 
verelendeten und teilweise politisch 
desorientierten Massen einwirkten 
und Zutreiberdienste für die NSDAP 
leisteten. 


Die Geschichte ist auch reich an 
Erfahrungen mit faschistischen Pro- 
vokateuren, die sich in die linke Be- 
wegung eingeschlichen haben, um 
dort ideologische Zersetzungsarbeit 
zu betreiben und linke Organisatio- 
nen zu abenteuerlichen Aktionen zu 
bewegen; gegebenenfalls solche Pro- 
vokationen auch selbst durchzufüh- 
ren, 


Stoppt die Faschisten! 


Es ist falsch zu glauben, die Fa- 
schisten wären heutzutage nur ein 


Es ist unschwer festzustellen, daß 
sich gerade in Nordhorn die Faschis- 
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ten wieder in zunehmender Zahl und 
in verschiedenen Gewändern zusam- 
menrotten — offensichtlich durch den. 
igehend ungestörten Auftritt von 
Thaddens und die relativ geringe Teil- 
nehmerzahl bei der antifaschistischen. 
Kundgebung auch noch ermuntert. 
Diese Kundgebung und vor allen die 
Duldung der Faschisten im Jugend- 
zentrum zeigen die derzeitige Schwi- 
che der demokratischen Kräfte, Be- 
zeichnenderweise finden sich Nahör- 
den (Jugendamt, Stadtrat ...) und 
Revisionisten auch hier wieder zur 
sammen: Eine Bestimmung besagt, 
‚daß politische Agitation und Propa- 
‚ganda (Flugblattvertellung, Zeitungs- 
verkauf ..) im JZ nicht erlaubt ist, 
Während die Faschisten sich darum 
einen Dreck kümmern und auch 
kaum behelligt werden, erweisen 
sich die DKPler als eifrige Verfech- 
ter dieser Bestimmung - gegen die 
Linken (vor allem KB)! Inzwischen 
hat auch schon der SPD-Fraktions- 
‚chef im Stadtrat und stellvertretende 
Bürgermeister von Nordhorn, Friedel 
Witte, die Forderung erhoben, man 


müsse die „Linksextremisten" aus 
‚dem JZ rausschmeißen — nicht etwa 
die Faschisten! 


Aus dieser Situation wird ersicht- 
lich, wie dringend notwendig (um 
nur eine Aufgabe zu nennen) ein ent- 
schlossener und politisch bewußter 
Kern antifaschistischer Jugendlicher 
ist, der über den Faschismus, über 
dessen Jugendfeindlichkeit, dessen 
demagogische Tricks und Brutalität 
usw. aufklärt, der das Verbot politi- 
scher Betätigung. im JZ bekämpft 
und politisch den Boden dafür be- 
reitet, daß die Faschisten nicht wei- 
tere Jugendliche einsacken, und daß 
sie aus dem JZ verjagt werden kön- 
nen. . 


'Nordhorner KB-Sympathisanten mit 
Unterstützung der Oldenburger 
KB/Gruppe 


Demonstration und Kundgebung 
gegen Thadden in Oldenburg 


Am 30. Mai kam der Spitzenkandi- 
dat bei den niedersächsischen Land- 
tagswahlen und frühere Bundesvor- 
sitzende der NPD, Adolf v, Thadden, 
nach Oldenburg. Wir nahmen seinen 
Auftritt zum Anlaß, zu diskutieren, 
was gegen die Faschisten zu tun ist 

Um ein möglichst breites solidarisches 
Vorgehen der Demokraten und Kom- 
munisten zu erreichen, boten. wir 
anderen Organisationen eine Aktions- 
einheit mit dem Ziel einer antifa- 
schistischen Kundgebung an. An die- 
ser Aktionseinheit beteiligten. sich 


außer uns der KBW, seine Sympathi- 
santenorganisationen, der Spartacus- 
bund (Trotzkisten) und die „Werk- 
statt", eine demokratische Jugend- 
gruppe. Die DKP zeigte auf unser 
‚Angebot zum gemeinsamen Vorgehen 
überhaupt keine Reaktion, Sie ging 
sogar soweit, Plakate, die zur Demon- 
stration und Kundgebung aufriefen, 
zu überkleben und stapelweise 
tifaschistische Flugblätter des KB, 
die in der Uni ausgelegt waren, weg- 
zuwerfen. 

Am Abend vor dem Auftritt v 


antıfaschistische 


KUNDGEBUNG 


Donnerstag... 30,5...17 w Lefters-Eck 


-DEMO STRATION wur WESER-EMS- HALLE 


18.” Abschlupkund 


Thaddens wurde von den Gruppen 
der Aktionseinheit eine Diskussions 
veranstaltung zu dem Thema, wie man 
gegen die Faschisten kämpfen muß, 
durchgeführt, Bei der Diskumion, ob 
man militant gegen die Faschisten vor- 
gehen sollte, wurde der KBW ge- 
zwungen, die Hosen herunterzulassen. 
Er sprach sich prinzipiell gegen jeg- 
liche Militanz- aus, weil inan nicht 
an Stelle der Bevölkerung gegen die 
Faschisten kämpfen dürfe aber 
wenn 5 000 Demonstranten vor der 
Weser-Ems-Halle (dem Veranstaltungs- 
ort) stehen würden, wäre die Halle 
abgeriegelt, ohne daß man die Fäuste 
gebrauchen müßte. Lediglich die 
trotzkistischen Organisationen und 
wir sprachen sich für eine Abriegelung 
der Veranstaltung aus, wenn cs das 
Kräfteverhältnis erlauben würde, 

An der Kundgebung und Demon- 
stration am folgenden Tag nahmen 
«a. 200 Menschen teil. Es gelang 
nicht, etwas gegen die Veranstaltung 
‚der Faschisten zu tun. Die Demon- 
stranten gingen nach der Abschluß- 
kundgebung nach und nach ausein- 
ander, die Thadden-Veranstaltung 
verlief ohne Störung. 

Die Hauptmängel der Aktiom ia- 
gen darin, daß wir nicht in der Lage 
waren, die Entschiomenheit der De- 
mokraten zu stärken und ein plan- 
'äßiges Vorgehen zu organisieren. 
rüber hinaus ist es uns micht dm 
ausreichenden Maße gelungen, die 
Agitationsmöglichkei auf der 
Kundgebung und Demonstration un- 
ter der Bevölkerung und den Demon 
stranten zu nutzen. Dies ist u.a. auf 
organisatorische Fahrlämigkeit bei uns 
zurückzuführen. 

Als positiv ist zu bewei 

diesem Anlaß in verstärktem 
Maß mit Genomen und Sympathi- 
santen die Frage diskutiert werden 
konnte, welche Role die Faschisten 
spielen und wie man gegen sie 
kämpfen muß. Außerdem führten 
wir im Anscl an die Demon 
ration eine Diskussion mit über 
30 Genossen, $ympathisanten und 
anderen Intereierten durch, in der 
wir weiter auf diese Frage eingingen, 

Auch das eindeutig opportunis- 
tische Vorgehen des KBW dürfte für 
viele neu und lehrreich gewesen sein. 
Während der verschiedenen Ver- 
anstaltungen wurden von uns «a. 130, 
DM für die bei dem faschistischen. 
Anschlag in Hrescia (Italien) getöte- 
ten und verwundeten Antifaschisten 

ion gesammelt 
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Klassenjustiz gegen kommunistische Öffentlichkeitsarbeit 


Die Propaganda des KOMMUNI. 
STISCHEN BUNDES zum 1. Mal hat 
ihrer Hand- 
langer aller Art und der Klawen- 
Ast. ein beachtiches Echo gefun- 


® Bisher vier polizeiliche Vorladun- 
gen wegen des Verlachte der Sach. 
beschädigung - offensichtlich we- 
gen. „falsch? geklebier Plakate, 
Außerdem eine Strafanzeige in 
der gleichen Sache. 


® Zwei polizeiliche Vorladungen we- 
des „Verdachts gegen $ 185 
StGB“ = Beleidigung und Ver- 
Neumdung. Grund: unsere Mai’- 
Plattform „Internationaler Kampf- 
tag der Arbeiterklasse“, 


ein solches Bekleben notwendige 
Karsten‘, SAT 


© Eine geichlautende Aufforderung 
der Bundespost in Hamburg, in 
der außerdem angearoht wird, die 
Plakate auf Kosten des KB be- 
seitigen zu lasen. 
& Eine „Verrechnung“ der “Ev.huth. 
Born“, 
sowie des Herrenreiters. und Ver: 
sandhaus-Kapialisten Neckermann, 
in denen dem KB eine „Rechnung“ | 
für die Entfernung der Plakate ge- 
macht und zus sofortigen Be- 
Gem ehe wii 2250 Di vorm 
mei DM von uns 
Sr Reckefmunn m 30, Di) 

Versuche, mittels der Klassen- 
Justiz die Propagandatätigkeit des 

KB zu behindern, sind nicht neu. 
Schon 1971 wurde ein Flugblatt, 
Mic St dus „Socliieche Arber. 
Lehrlingszentrum® (SALZ) — 
und der Kommunistische Arbeiter- 
bund (KAB), Vorläufer des KB, 
verantwortlich zeichneten, beschlag- 


Hamburg 


sahmt. Es bezeichnete die Erschies- 
sung Petra Schelms durch die Polizei 
als politischen Mord. Gegen den Ver- 
antwortlichen und sieben Flugblatt- 
verteiler wurde ein Ermittlungsver- 
fahren wegen „Staatsverleumdung“ 
und „Verunglimpfung der Verfassung“ 
eingeleitet. Auch das zweite Flug- 
blatt, in dem gegen diese Willkür 
argumentiert wurde, wurde .T. durch 
Polizei einkassiert, und zwar ohne 
„Beschlagnahmungsbefehl“. Für die- 
ses „Versehen“ ihrer Beamten ent- 
schuldigte (!) sich das K4 (Politische 
Polizei) anschließend, nachdem die 
Verteilung erfolgreich behindert war! 


Ebenfalls 1971 Heß sichdie ‚Reich- 
ald-Albert-Chemie‘ (Hamburger Che- 
‚miebetrieb) ihr Firmenzeichen gegen 
ihren R Kopf des „CHEMIE. 
ARBEITEN tung des KB)juri- 

De „Bmser KO" Ih dem 
„DRUCKÄRBEITER" die Behaup- 
Tune verbieten, je siecke in der 


FJ. Strauß machte einen seiner 
letzten Versuche, sich juristisch vom 
Faschismus reinzuwaschen. Er yer- 
suchte, der damals bei Blohm & Voss 
werteilten „ARBEITERZEITUNG” 
des SALZ ein Verfahren wegen Ver- 
leumdung anzuhängen, weil er auf 
deren Titelblatt mit den Emblemen 
der SS und anderen faschistischen 
Zeichen dekoriert, abgebildet wor- 
var. 


Auch die Mai-Propaganda der 
a Rack 
nahme bei der Polizei. Eine erheb- 
Einhalt 
individuell mit polizeilichen Vorla- 
en 
‚Hoffnung, den Informationsstand der 
Be 
Ei 

Bi ange mean 
un ie Bee er 
een 
Bean 
‚chenbürokratie, Ordnungsamt, Bun- 


Lustiger Abend mit der DKP 


Am 77. Juni gingen wir nach der 
antifaschistischen Veranstaltung des 
KB in eine Arbeiterkneipe im Luru- 
per Weg in HamburgEimsbüttel. 


ausschließlich gegen die DKP richten. 
während es in der SPD gestattet sei, 
Positionen der „KPD/ML”, der 
KPD" u.a. zu vertreten. 


Hamburg 


Lustiger Abend mit der DKP 


Am 7, Juni gingen wit nach der 
antifaschisischen Veranstaltung des 
KB in eine Arbeiterkaeipe im Luru- 
per Weg in Hamburg-Eimsbüttel. 
Dort hockte schon ein Haufen von 
DKPiern und SDAJlern herum, die 
anscheinend irgendetwas feierten. 

Im Laufe des Abends (bzw. Mor- 
ges) setzten sich zwei von den 
DKP-Vögeln an unseren Tisch. Der 
eine der beiden war Genosen von 
uns bekannt, weil er vor einigen Mo- 
naten auf einer DKP-Veranstaltung 
zu Chile ‚ich bei der Schligerei gegen 
unsere Genossen hervorgetan hatte, 
die dort diskutieren wollten. Der 
zweite war ein Student, Er führte in 
eister Linie die Diskussion, während 
der andere Typ offenbar überhaupt 
nicht durehblickte, 

Die. beiden ‚DRPier hit 
erst einmal für Mitglieder 
worauf wir 
Wir propagierten also z.B. die „Wahl 
der Lehrer durch das Volk”, Ich 
sagte, daß auch die Polizisten durch 
das Volk gewählt werden müßten, 
dann könnten z.B. solche Schweine: 
reien wie in Frankfurt bei den Fahr- 
preisDemonstrationen nicht. passic- 


"per Student hielt uns dann einige, 
peinliche Dummheiten vor, die 
(dh. also der KBW, für dessen Mit- 
wieder er uns ja noch hielt) u.a. an 
der Uni, in der Kampagne zum 25. 
Jahrestag des Grundgesetzes usw. ge- 
macht hätten. Wir bekamen schnell 
eine Vontellung davon, wie schwer 
© ist, die, rechlsopportunitischen 
Mätzchen und prinzipienlosen 
Schwenk des KBW selbst gegenüber 
DKPlern zu verteidigen. Wir gaben 
uns dann auch als Mitglieder des 
’ommunistischen Bundes zu erken- 
nen. 

Im Verlauf der Diskussion sp 
chen wir vor allem über die ‚These. 
A der DK, die jede Zusummen 
arbeit mit „Linkasekti 
und verglichen dies mit den 
Münchner Beschlüssen der SPD (kei 
ne Zusammenarbeit mit Kommu- 
nisten), Der DKF-Student behaupte: 


JEr behauptete dann, was besonde- 


ausschließlich gegen die DKP richten, 
‚während es in der SPD gestattet sei, 
Positionen der „KPD/ML”, der 
„KPD” u.a. zu vertrelen. 

Er behauptete dann, was besonde- 
re Heiterkeit hervornef;.die DKP 
wolle nicht mit der SPD zusammen- 
arbeiten, sondern „nur mit einzelnen 
Sozialdemokraten". Auch die Verle- 
sung einer Passage aus den DKP- 
‚Thesen‘ durch uns (ich glaube, es 
ar These 30), wo die DKP förmlich 
die SPD-Führung um Zusammenar- 
beit » anbettelt (der DKPler hatte 
sich inzwischen bei seinen Freunden 
am Nebentisch die ‚Thesen” geholt, 
‚offenbar zwecks ideologischer Auf- 
rüstung), konnte ihn von seiner aku- 
rilen Auffassung nicht abbringen. 

Wir kamen dann von ‚These 41° 
und Münchner Anuikommunismus- 
Beschlüssen auf das ja naheliegende 
Thema der Gewerkschaftsausschlüs- 
se, Der DKP-Student meinte, er sei 
rkschaftsfeinde aus- 
Ich fragte ihn, 
warum die DKP sich denn dann nicht 
dafür einetzi, daß endlich. solche 
führenden Gewerkschaftsfeinde wie 
Leber, Vetter, Helmut Schmidt u.a. 
aus der Gewerkschaft ausgeschlosen 
werden. Der DKPier entwickelte 
daraufhin eine sehr feine politische 
Differenzierung: Vetter sei gar kein 
Gewerkschaftsfeind, Helmut Schmidt 
‚ei aber einer, und bei Willy Brandt 


war. der Kommilitone sich nicht ganz | 


klar, ob der nun ein Gewerkıchafts- 
feind sei. Eine Antwort auf meine 
Frage gab er jedoch nicht. 

Das wichtigste Ergebnis war 
schließlich folgendes: der DKP-Stu- 
dent erklirte sich bereit, zusammen 
mit. einem Studenten-Genomen von 
uns eine öffentliche Diıkumion zu 
führen, die das Thema haben soll 
„Gewerkschaftliche Orientierung der 
Studenten” (eine Lieblingsparole der 
'DKP). Wir nagelten ihn gleich darauf 
fest und legten fest, daß diese Dis- 
kussion am 28. Juni um 13.00 Uhr 
Am „Audimax” der Universität statt- 
finden soll, 


in Genowe von der 


MD 
rückung der Meinungsfreiheit und 


wfhin ganz ernsthaft, die 
eschlüsse würden sich 


„Deutschen Bundenpont"“ 


despost, Polizei und Justiz — hat 
‚jedoch eine neue Qualität: 


Offensichtlich beabsichtigt die 
Bourgeoisie, die Propaganda des 
KB nicht mehr nur mit Ordnungs- 
verfahren - wie auf den letzten 
Mai-Kundgebungen — zu behindern, 
sondern zu schärferem Kaliber über 
zugehen, wie Verlumdungs und 
Beleidigungsklagen. Das steht in ei- 
ner Reihe mit solchen Vorgängen 
wie z.B. kürzlich in Läbeck: Dort 
wurde der Verantwortliche der Ort. 
lichen KB-Gruppe auf Grund eines 
antifaschistischen Fiugblatts wegen 
„Landfriedensbruch“ und _„Öffent-| 
Äichem Aufruf zur Gewalt“, oben- 
rein unter Mißachtung seines Aus- 
sagererweigerungsrechts, zur „Erken- 
aungsdienstlichen Behandlung“ ge- 
schleppt und ihm ein gerichtliches 
Verfahren angehängt. Ähnliche Vor- 
fälle werden in letzter Zeit auch aus 
anderen Städten bekannt. 


Darüberhinaus hat die faschi- 

süsche Hetze der Bourgeoisie in 
den letzten Jahren inzwischen das 
geselischaftliche Klima geschaffen, in 
dem offen die Mentalität der Seibt- 
Justiz wuchert. Das führt konsequent 
zur Entwicklung offener „taschistk- 
scher Lynchjustiz, wie sie von sog. 
„Bürgerwehren” propagiert und be- 
Heits verschiedentlich, besonders un- 
ter dem Schutz des Rechtsaußen 


darauf, die Entwicklung. eigenstän- 
iger Klassenziele der Arbeiterschaft 
im Keim zu ersticken. Besonders die 
Entwicklung einer Mentalität. der 
Selbstjustiz macht deutlich, worauf] 
5 ankommt. Zwar werden wir auch 


Selbstjustiz-Mentalität zu entlarven| 
und ir gepnhencnfebn eindentig en. 
gigenzutreten 


KB-Genossen im 
Initiativkomitee Arbeiterhilfe 
(Hamburg) 


Faschistischer Ansi 


Zusammenhang mit einem Ende 
Mai verübten faschistischen Anschlag 
‚auf die politische Buchhandlung „ar- 
eiterbuch” in Hamburg gaben "die, 
Genossen folgende Erklärung an ver- 
schiedene Zeitungen und Pressea: 
äenturen heraus: 

Presseerklärung des Arbeiterbuchs 
Hamburg 

Am Samsıag, den 25. Mai wurde 
abends gegen 19 Uhr ein Schaufen- 
ter des Arbeiterbuchs durch einen 
Steinwurf zerstört. 

Es ist dies nicht das erste Mal, daß 
uf linke politische Buchhandlungen 
rechtıradikale Anschläge durchge 
führt werden. Sie haben sich im Ge- 
entell,in der leizten Zeit gehäuft, 
So wurde z.B. im April dieses Jahres 
auf den Göttinger Buchladen Poli- 


einmal die Hetzkampagne von ZDF- 
Löwenthal gegen die politischen 
Buchläden insgesamt, die vor zwei 
‚Jahren durchgeführt wurde. In ande: 
Ten Ländern it die Aktintdt fascht 
tischer Organisationen in diesem Zu- 
ammenheng schon viel weiter ge- 
diehen. Bereits zweimal wurde In Pa- 
ris ein Buchladen mit peläsinensi- 
scher Literatur in die Luft gesprengt. 
Auch gegen den Hamburger Buch- 
Iaden,„Manifest” ind nachden Olym- 
püchen Spielen in München rechts 
radikale Kreise ıkth geworden, 
konnten aber verjagt werden. 

Die von der Bourgeoisie betrie- 
bene Hetze gegen kommunistische 
und endere jortschritliche Organi- 
sationen, die sich in ihrer Stoß- 
richtung gegen die gesamte Arbeiter. 
klasse richtet, ist die Grundlage, aus 
der heraus solche politlchen An- 
schläge durchgeführt werden. Dabei 
ist es prinzipiell gleichgültig, ob die- 


Ein Leserbrief, 


Wir waren über Pfingsten. in Hamburg 
und besuchten während unseres Auf- 


die Entwicklung einer faschistischen. 
Selbstjustiz-Mentalität zu enllarven 
nd ihr gsgebenenfals eindeutig en, 


KÖLN 
Türkische Antifaschisten 
verhaftet 


Im Köln wurden am 5. Mai fünf 
türkische Antifaschisten festgenom- 
men. Vier davon wurden in „Unter- 
suchungshaft” genommen. 

Unter den in Köln verhafteten 
Genossen befindet sich auch Omer 
Öneturgut, der Herausgeber der Zeit, 
schrift „Pioleter Devrimci Aydinlik" 
und der Zeitung „IscKöyli" (Ar- 
beiter-Bauern) sowie von Publika- 
tionen des. Verlages Aydinlik, der 
eine Reihe marxistischleninistischer 
Bücher herausgebracht hat. Er wurde 
seit über drei Jahren in der Türkei 
wegen seiner politischen Tätigkeit 
sucht. Nun wurde er von der west- 
schen Polizei verhaftet, Seine 
Festnahme wurde von der Polizei 
zehn Tage lang verschwiegen 


In den Haft-,.Begrindungen” ge- 
gen die türkischen Patrioten ist a. 
von „Zugshöngkeit, zu-einer krimi- 
nellen Vereinigung”, „Vorbereitung 
von _Sprengstoffverbrechen" und, 
„Anschlägen auf Luftfahrzeuge” die 
Rede, 

Mit solchen Lügengeschichten, die 
währscheinlich direkt von den türki- 
schen Faschisten geliefert wurden, 
soll. die Tatsache verdeckt werden, 
daß die türkischen Antifaschisten we- 
gen. ihrer politischen Überzeugung 
und Tätigkeit gegen den Faschismus, 
für nationale Unabhängigkeit und 
Sozialismus verfolgt werden, 

Diese Verhaftungen schließen sich 
an frühere an, über die wir in AK 43 
berichtet hatien, und gehören zum 
Versuch, die Organisierung der tür 
kischen Arbeiter in der BRD zu 10% 
schlagen. 


enthalts auch” den Buchladen der 


Etwas seltsame 
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chlag auf 


politische Buchhandlung in Hamburg 


sich dabel auch nicht vor einem Blur- 
bed scheuen, zeigt der neueste Fall 
in Brescia in Italien. In eine antt- 
‚aschistische Demonstration wurde 
eine Zeitbombe gelegt. die nach den 
bisherigen Berichten mindestens neun 
Menschen tötete. Die Saat geht auf 
und die Bowgeoisie tut Ihr mög 
Hichstes, um diesen Proseß zu be 
schleunigen. Es ist daher auch völlig 
verkehrt, davon auszugehen, der 
Sıaat würde ich nun um eine ent- 
sprechende Verfolgung der Täter be- 
‚mühen, oder gar erwas zum Schutz 


in diesem konkreten Fall beim Ar- 
beiterbuch auch nicht für nörig ge- 
halten, sich den Anschlag im Arbet- 
terbuch auch nur anzusehen. Für vie 
üst es eine bloße Sachbeschädigung, 
die protokollirisch aufgenommen 
wird. Dariberhinausgehende Aktiri- 
täten hat sie nicht für erforderlich 
‚gehalten und sich auch micht zu 
erwarien. 

Den Kımpf gesen solche Anschlä- 
ge führt das Arbeiterbuch in der 
Weise, daß es versucht, seinen Teil 
zur politischen Klarheit über den 
Hintergrund. solcher faichlstischer 
Anschläge beizutmagen. Sie ist eine 
der Voraussetzungen, um auf die 
Dauer einen erfolgreichen Kampf 
gegen die zunehmende Faichiserung 
führen zu können. 
Hamburg, den 29.5.1974 

Bleibt noch zu erwähnen, daß 
die bürgerliche Presse es nicht für 
erforderlich gehalten hat, einer sol- 
chen „Lapalie” große Aufmerksam- 
keit zu widmen. Etwas anderes ist 
5 allerdings, wenn sie vom „roten 
Terror” berichten kann. Tragen je- 
doch der Antikommunismus und die 
faschistische Hetze, die die Bourge- 
oiie-Presse tagtäglich produzieren, 
ihre Früchte, wie in diesem Fall 
beim, Anschlag auf das „arbeiter- 
buch”, dann übersicht die bürgerliche 
Presse dasgeflisentlich. . 


Etwas seltsame Vorstellungen 
von Aktionseinheit 


aus Westber’in 
den ört'ichen Bedingungenliegt, wenn 


Vorstellungen 


von Aktionseinheit 


Ein Leserbrief aus Westber‘in 


Wir waren über Pfingsten.in Hamburg 
und besuchten während unseres Auf- 
enthalts auch den Buchladen der 
„KED". 

Wir haben den Verkäufer gefragt, 
wie die „KPD“ in Hamburg zur 
Aktionseinheit mit dem KB $tehe. 
Darauf antwortete er uns sinnge- 
miß: Der KR sei in Hamburg die 
stärkste Organisation. Außerdem 
könnte der RBJ (eine demokrati- 
sche Jugendorganisation - Anm.d. 
AK-Red.), der vom KB unterwan- 
dert’ sei, hier viele Menschen auf die 
Straßen bringen, da eran allen Schu- 
ken ist. Die „KPD" wolle über die 
Politik der Aktionseinheit Einfluß 
in KB und RBJ gewinnen. Das sei 
ihr auch schon teilweise gelungen. 
Er führte dann ein Beispiel an, wo 
ein KB-Genosse gesagt habe, daß die 
„KPD" die Partei der Arbeiterklasse 

Dann kam er auf die von ihnen 
geplanten Veranstaltungen zum Pro- 
‚gramm zu sprechen. Hierzu seien der 
KB und der KBW eingeladen worden. 
Der KB habe eine Teilnahme aber, 
abgelehnt. Das zeige doch ganz klar, 
daß der KB zu programmatischen 
Fragen nichts zu sagen habs, 

Zum Internationalimus (am Bei- 
spiel der Aktionseinheit zum Türken- 
mord) sage die Leitung des KB, daß 
sie Schwierigkeiten habe, der Bevöl 
kerung den proletarischen Interatio- 
nalismus klarzumachen; sie habe di 
mit schlechte Erfahrungen gemacht 
‚Aus diesem Grund habe sich der KB 
zuerst nicht an der Aktionseinhei 
beteiligt. Auf Grund des Drucks von. 
der Basis habe die Kö-Leitung aber 
sich doch noch anhängen müssen, 

Insgesamt kam bei dem Gespräch 
raus, daß die „KPD” die Aktionsein- 
heiten mit dem KB nicht deswegen 
macht, um die Auseinan 
zum Nutzen der Arbei 
führen, sondern um Einfluß zu ge- 
winnen (für ihren Parteiladen) und 
den KB zu „knacken. Dieses Heran- 
schen an die Auseinandersetzung sind. 
wir von der KPD" in Wesiberlin 


den örtichen Bedingungen Hegt, wenn 

sie si h dabei in Hamburg anderer 

‚Formen bedient als in Westberlin. 
Rotfront! 

2 All-Laner au Westberlin. 


‚Anmerkung der Redaktion 


Der „.KPD” füllt es offenbar nicht 
leicht, ichan solidertsche Formen der 
Auseinanderseizung und Zusammen 
arbeit zu gewöhnen, was auch schon 
‚nach dem Artikel ‚Zur Hamburger 
Aktionseinhelt' in der ‚Roten Fahne" 
N. 19 festzustellen war, 

Wir wollen nicht auf jeden Unsinn 
eingehen, den die „KPD'-Führer an- 
scheinend Ihren Genossen über den 
KB erzählen, und den sie +,T. selbst 
zu glauben scheinen („Druck der Ba 
sis” etc), was ale zu geflhrlichen 
Pehleinschätzungen verführt. 

Wir wollen nur etwas sagen zur 
Frage der Dikusstonsverenstaltung 
über ihren Programni-Entwurf, den 
uns die,.KPD"in Hımburgangeboten 
hat. Wir haben duzu den Genossen 
Folgendes gesagt: V 0 r einer solchen 
Dikussionsverunstaltung sollte zu- 
nächst einmal in der Pr eua« bet- 
der Organisationen eine gewine 
Grundüage für eine Auseinanderser- 
zung um die tatächlichen Difjeren- 
zen geschaffen werden, damit die 
Dükusstonaveransteltung nicht zum 
Schauturnen wird, wo die „Partner“ 
demagogisch aneinander vorbeireden, 
mit Unterstellungen arbeiten, auf 
Popanze eindeichen, sondern wo 
dann wirklich mutzbringend auch die 
Form einer öffentlichen Dirkuntonr- 
veranstaltung zum Voranieben der 
Auseinandersernung eingenetat wer 
den kann, 

Wir verweisen in diesem Zusam- 
menhang auf einen Artikel im dem- 
nächst erscheinenden UNSER WEG. 
der sich mit di 


‚gewohnt, Wir glauben, daß on nur an 


Ihrem Programmentwunt, 


" 
fi 


t 


. 
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Die Mörder des MEK haben wieder zugeschlagen! :: 


Polizeiopter Günter Jendrian 


Nach der öffentlichen Hinrichtung 
‚des Bankräubers Gonzales durch das 
Hamburger MEK (Mobiles Einsatz- 
'kommando), lieferte jetzt das baye- 
rische MEK 


inen neuen Mord. Am 
21, Mai, nachts um 3 Uhr, wurde in 
München der 24jährige Taxifahrer 
‚Günter Jendrian von der Polizei er- 
mordet. Der Polizeibericht melde 
„Als die Tür mach zunächst erfolg- 
losen, mehrfachen Aufforderungen 
der Polizei schließlich doch geöffnet 
wurde und die Beamten versuchten, 
in die Wohnung zu gelangen, kam &# 
aum Schußwechsel mit dem bewaff: 


wurde”. (Unterstr. von uns). 

Diese Darstellung stellte sich schr 
bald als kaltblütige Lüge heraus. Der 
wirkliche Vorgang spielte sich folgen- 
dermaßen ab: 

Im Zusammenhang mit der Fahn- 
dung nach Roland Otto, der wegen 
Beteiligung an einem Banküberfall 
zu knapp 4 1/2 Jahren Jugendstrafe 
verurteilt worden-war und sich seit 
Januar von einem „Urlaub auf Eh- 
‚renwort” nicht zurückgemeldet hatte, 
hatte die Polizei einen Hinweis erhal- 


‚Aufenthalt Roland Ottos haben könn- 
te. Günther J. sollt. dazu vernommen 


nur noch von wenigen Mietern be- 
wohnte, abbruchreife Haus, Mit vor 
gehaltenen Maschinenpistolen. stürm- 
en dann die MEK-Mörder die Woh- 
nung von Günther J.. Gekleidet w; 
ron diese Typen („Ranger", „G-Men” 
werden. Zur „Zeugenvernehmung” 
umstellten ca. 60 (1) schwerbewaff- 
nete Kripo- und MEK-Beamte das 
— wie Springers „Welt” diese „hel- 
‚denhaften” Mörder gerne nennt) in 
Jeans, Masken, Schaftstiefeln, Rol- 
kragenpullover und Stahlhelmen. 
Nachdem ein Mitbewohner, Wolfgang 
Ghiman , die Wohnungstür einen 
Spalt öffnete, feuerte ein Bulle aus 
seiner MP. Die Kugeln schlugen 5-10 
‚emüber den Kopf von Ghiman in der 
Wand ein. Jendrlan öffnete in diesem 
‚Augenblick seine Zimmertür, wäh- 
end Ghiman in sein Zimmer füchte- 
te. In der linken Hand hielt Jendrian 
ein Kleinkalibergewehr, das er seit 
‚einem Einbruch in seine Wohnung, 
einige Wochen vorher, immer bereit 
hielt, Jendrian wurde sofort aus einer 
MP beschossen, der erste Schuß tr 
ihn in den Arm, der zweite direkt 
ins Herz. Günther Jendrlan war sofort 
tot. 

Sofort nach dem Mord machten 
sich Polizei und Staatsanwaltschaft 
daran, den wirklichen Vorgang zu 
vertuschen. Aus der Wand wurden 
zwei Kugeln herausgemeißelt, die 
noch von einem früheren Zielschießen 
Jendrians ‚stammten, darüberhinaus 
wurden weitere Löcher blind in die 
Wand geschlagen. Anschließend ver- 
sicherte der Mordschütze, Jendrian 
habe zwei Schüsse auf ihn abgegeben, 
ungeachtet der Tatsache, daß Jendrian 
nicht geschossen haben konnte, weil 
aus seinem Magazin keine Patrone 
fehlte. 


Nachdem man, nach den waffen- 
technischen Untersuchungen, diese 
Löge nicht mehr aufrechterhalten 
konnte, beanspruchte die Polizei 
trotzdem noch Notwehr für sich, weil 
Jendrian ihnen angeblich mit einem 
Gewehr im Hüftanschlag entgegenge- 
treten sei. Die neueste Version zieht 
aus der Tatsache, daß das Gewehr 
Jendrians an der Kimme und am 


Franktur: MEK IM EINSATZ 


In der Nacht zum 16.5. brachen ca. 
200 Polizisten in das seit zwe' Jahren 
besetzte Haus in der Bocken. eimer 
Landstraße 93 ein, Die Türen wı rden 
eingetreten und mit entsicherten Ma- 
schinenpistolen die Räume gestürmt 
Esfolgte eine Hausdurchsuchung und 
Leibesvisitation, bei der sich die be- 
troffenen Personen nackt an die 
Wand stellen mußten, wobei ihnen 
die entsicherten Maschinenpistolen 
in den Rücken gebohrt wurden. Neun 
Personen wurden festgenommen, wo- 
von drei dem Haftrichter wegen 
„Verdacht der Unterstützung einer 
kriminellen Vereinigung” vorgeführt 
werden sollten (wie der Haftrichter 
entschieden hat, ist uns leider nicht 
bekannt). Die Polizei begründete die- 
sen „Verdacht” mit Kfz-Kennzei- 
chen, " Blanko-Zulassungsformularen 
und. Stempelfolien für Kfz-Scheine, 
die angeblich in den durchsucht 


Dieses Vorgehen der Polizei, das 
an Aufwand, Vorbereitung und exak- 
ter Durchführung in keinem Verhält- 
nis zur Sache selbst stand, läßt 
darauf schließen, daß es sich hier um 
eine goneralstabsmäßige Übung han- 
delte, be der sich dark"auch die Zu 
saminenarbeit von Schutzpolizei, 
Sonderkommando (Soko) und der 
berüchtigten Killer-Truppe des Mo- 
:n Einsatzkommandos (MEK) 
nahtlos ineinander fügte. So wurde 
auch die Übung durch einen Fern 
schwagen der Schutzpolizei die gan- 
ze Zeit mitgefilmt, Bereits Tage zu- 
vor war das Haus von Spitzeln um- 
seben und drei Bullen versuchten 
sich als „Tramper” einzuschleichen 
- allerdings ohne Erfolg. Selbst die 
Telefone wurden noch vor dem 
Überfall gesperrt 

Neben dem Manöver der staat 
lichen _ Unterdrückungsmaschinerie 


Wohnungen gefunden wurden. 


Hamburger Morgenpost (SPD): 


Gewehrkolben zerschossen wurde, 
den Schluß, daß Jendrian sein Ge- 
wehr auf die Polizisten angelegt ha- 
be (!), Eine Kugel des Bullen sei vom 
‚Korn des Gewehrs abgeprallt und ha- 
be Jendrian in der Brust getroffen, 
Den Bullen ist offensichtlich keine 


Möglichkeit zu phantastisch, um ihre | haben könnte, bezeichnet Fendt 
Hände vom Blut reinzuwaschen. Aus | nisch als „Spezialfrage des Waffer 
der Tatsache allerdings, daß Jendrian | rechn 


auf dem Rücken liegend, das Gewehr 
unter ihm, gefunden wurde, folgt 
eindeutig: Jendrian wurde, nachdem 
ihm das Gewehr aus der Hand ge- 
schossen wurde, brutal abgeknallt! 


So schilderten Zeugen den 
Polizeieinsatz: Beamte des Mo- 
bilen Einsatzkommandos. 
stürmen die Wohnung im 2. Stock 
des Hauses Adalbertstraße 10 
und schießen sofort. Als Jendrian 
seine Zimmertür öffnet, 

wird er von zwei Schüssen 
tödlich getroffen 


‚Angesichts dieser Tatsachen versu- 
chen daher auch Polizeiführung und 
Staatsanwaltschaft auf andere ‚Art 
Verständnis für ein derartig brutales 
Vorgehen zu erheischen. So versucht 
der Oberstaatsanwalt der Staatsan- 
waltschaft München I, Herbert Fendt, 
das Verhalten des Mörders „psycho- 
logisch” zu erklären. Man müsse Ver- 
ständnis für die Situation aufbringen, 
in der sich die Beamten befanden. 
„Sie mußten auf Grund vorhergehen- 
der Waffenfunde im Zusammenhang 
mit der Fahndung nach Roland Otto 


auf Kreise extremistischer Art (!) 


gefaßt sein”. Und dann die „Be- 
'hausung” von Jendrian. „Man muß 
diese alte Burg mal geschen haben.” 
(H.Föndt n. „Soienel” 22/74). In 


lich darauf, die Bevölkerung an 
solche Maßnahmen zu gewöhnen — 
sie auf die zukünftige schärfere Ver- 
folgung der linken Bewegung vorzu- 
bereiten. 

Darüber hinaus ist nicht auszu- 
schließen, daß das Haus Bockenhei- 
mer Landstraße 93. welches dem 
Großspekulenten Seimi gehört, in 
näherer Zukunft geräumt wird, Denn 
Einschüchterung und Kriminalisie- 
nung der Bewohner von besetzen 
Häusern zählt schon seit längerem 
zu den „vorbereitenden Maßnahmen” 
der Polizei, wenn eine Räumung an- 
gestrebt wird. Erinnert sei hier nur 
an die Vorginge um die Räumung 
der Häuser Schuhmannstr./Bocken- 
heimer Landstr. im Februar dieses 
Jahres (siehe AK Nr. 42). . 


zielt diese Terroraktion offensicht 


Mit „Menschlichkeit‘ 
die Menschenfeindlichkeit des Systems zugedeckt 


Die „Morgenpost” vom 9. und 10. Mai 
machte mit Schlagzeilen wie: „Klein 
‚kind Aungerte fünf Tage, Mutter tot 
Vater in Haft" und „Todesdrame von 
‚Rahlsted‘“ — wieder einmal „in 
Menschlichkeit”, In dramatischer Art 
„und Weise wird von „schmächtigen 
Ärmchen, die sich hilfenuchend dem 
Mann in der schwarzen Lederjacke 
entgegensttecken“, von „runden, braw. 
‚nen Kinderaugen” usw. berichtet und 
ausführlich und ekelhaft sentimental 
die „Story" aufgemacht 4 
‚Eine junge Frau, schwer herzkrank, 
lebt am Rand des Existenzminimum: 
ihr Mann sitzt im Gefängnis wegen 
Fahnenflucht, wie kurz vermerkt wird. 


schwach, um ihr Kind noch versorgen 
zu können und stirbt, der Junge ist 
‚noch zu klein, um sich helfen zu kön- 
‚nen und verhungert langsam. 
„Schuld” ist — nach Darstellung 
der „Morgenpost“ die Mutter selber. 
„Ste war schwerkrank und ohne Geld: 
Trotzdem sagte die Mutter: „Ich drau- 
che keine Hilfe‘ ". Na, also. Soll sie 
sich doch an das Sozialamt wenden, 
Nun weiß zunächst einmal jeder, 
‚der überhaupt nur mit diesen Behör- 
den zu tun hatte, daß. os wirklich 
Überwindung kostet, diesen 
sang“ zu tun, denn die 
schen in einer solchen Situat - 
nen ihre Rechte gegenüber diesen Be- 


Sie haben einen Berg von Schulden, 
die Rechnungen können nicht gezahlt 
werden, die Frau hat offensichtlich 
Angst vor den Sozialbehörden und al 
len amtlichen Stellen. Sie ist zu 


hörden überhaupt nicht, und den 
Werbesprüchen, daß Sozialempfänger 
keine Almosenempfänger sind, schlägt 
die dort geübte Praxis ins Gesicht 
Zum zweiten könnte man auf den 


[Gruppe Frankfurt 


Gedanken kommen, zu fragen, warum 
wohl der junge Mann „Fahnenflucht”“ 
begangen hat. Offensichtlich wußte 
er, daß seine Frau allein mit den Be- 
lastungen nicht fertig werden würde 
Auch dies ist gängige Praxis: Junge 
Wehrpflichtige werden einberufen, 
egal unter welchen persönlichen und 
finanziellen Belastungen sie stehen. 
All dies ist der „Morgenpost” nur 
ein paar lapidare Site wert; stattdes- 
sen eine widerwärtige Rührstory von 
einem kleinen Kind und einer starı- 
‚, die sich nicht helfen 
. 


Für alle Leser, die beunruhigt sein. 
könnten, hat die „Morgenpost“ denn 
such noch einen „Trost“ parat: „Die 
Geschichte der Biggi M. kann sich 
morgen wiederholen". . 
Eine Sympathisantin der Bezirkszelle 
St. Pauli, KB/Gruppe Hamburg 


typisch faschistischer Manier recht 
fegtigt Fendt damit,den bewaffneten 
Elpsatz. gegen‘ „Bxtremisten” (ge- 
meint sind damit immer Linke). 
Dieser Faschlst gestand bedenkenlos 
den bis an die’ Zähne bewaffneten 
Bullen das Recht auf Notwehr zu. 
Die Möglichkeit, daß Jendrian aus 
Notwehr gegen die wild um sich 
schießenden Eindringlinge in Jeans 
die Waffe in die Hand genommen 


Solche Aussagen dienen nur dazu, 
um langwierige Ermittlungen einzulei- 
ten, in deren Verlauf möglichst viele 
Spuren verwischt werden sollen und 
die Aussagen des Mörders auf glaub- 


würdig getrimmt werden sollen. Nicht 
anders ist man im Falle der Ver- 
letzung der Geisel beim Hamburger 
Bankraub verfahren. Nachdem man 
das Geschoß, mit dem die Geisel 
verletzt wurde, „nicht mehr identi- 
fitieren konnte”, bestand für die 
Polizei kein Zweifel mehr, daß Gon- 
zales auf die Geisel geschossen hatte. 
So einfach ist das — denn Tote kön- 
nen nicht mehr reden! 


In dem von der Bourgeoisie syste- 
matisch geschaffenen Klima der Hetze 
gegen‘ „Terroristen”, „Chaoten' 
„Anarchisten” etc, genügte bei Jen- 
drian nurder Verdacht, erhabe „Kon- 
takte zu Anarchisten” (was nachweis- 


lich nieht stimmte), um ihm ein 
Tötungskommando auf den Hals zu 
heize 

Wie in Italien, so beabsichtigt auch. 
die westdeutsche Dourgeoisie ‚sich 
für ein brutaleres Vorgehen gegen 
zu erwartende Klassenauseinander- 
setzungen breitere Zustimmung aus 
der Bevölkerung zu schaffen, große 
Teile des Volkes für den Aufbau 
und den Rinsatz eines starken Po- 
lizeiapparates zu gewinnen und un- 
ter den Arbeitern Verständnis für 
Maßnahmen zu erringen (2,B. Ermor- 
dung von Kommunisten), die „Immer 
notwendiger werden, um Angriffe auf 
unsere Demokratie abzuwehren” 
(Genschen). 

Nichts anderes beabsichtigt auch 


Münchens Polizeipräsident Schreiber 
mit der Drohung, seine Mordkom- 
mandos „im praktischen Polizeiei 
satz trainieren zu lassen”, auch wenn 
es zu harten Einsätzen kommt, „die 
kaum ohne Blutvergießen ablaufen 
„Spiegel” 22/74). 

Der beschleunigten Faschisierung 
ist wieder ein Mensch geopfert wor- 
den. Angesichts dieser Angriffe sind 
alle fortschrittlichen Menschen aufge- 
rufen, einem drohenden Faschismus 
‚gemeinsam und entschlossen entge- 
genzutreten. 


Leitung der Bezirksorganisation, 
KB-Gruppe Hamburg 


"usum:,‚Wehrübung gegen Linksradikale’ 


Am Morgen des 3.4.74 demonstrier- 
ten 40 Bundeswehrsoldaten in Zivil 
vor der Kaserne des  „Leichten 
Kampfgeschwaders 41” (Le KG 41) 
und versperrten durch ein „sit in” 
das Haupttor für den Verkehr. Durch 
diese „Demonstration”, die von dem 
Kommodore des LeKG 41, Oberst 
Hein, geplant worden war und die 
unter den Parolen wie „Mörder” 
und „Wir brauchen keine Soldaten, 
wir brauchen Demokraten” ablie 
sollte zweierlei erreicht werden: | 
Aufhetzung der Bundeswehrsoldaten 
gegen sog. Linksradikale, 2. prakti 
scher Einsatz der Bundeswehr (!) 
‚gegen Demonstrationen. 

‚Aber diese Aktion lief nicht wie 
geplant ab, Ein Passant, der die 
„Demonstration” sah, benachrich- 
tigte die Polizei und Presse, die vom 
Oberst Hein über diese „Wehrübung 
gegen Linksradikale” nicht informiert 
worden war. Wenige Minuten später 
rückte die Polizei mit einem mehr- 
köpfigen Aufgebot an und nahm den 
Wachsoldaten die eigentlich Ihnen zu- 
gedachte Aufgabe ab, und walteten 


Am 28.574 wurde im Hamburger 
Hafen auf dem Afrika -Terminal, 
Schuppen 28 - 33 der Einsatz von 
60 Bundeswehrsoldaten geprobt. Die 
Soldaten wurden aus Lüneburg mit 
einem Bus rangeschafft. Um 7.00 
Uhr früh begann der Einsatz. In 
Kampfanzügen wurden die Soldaten 
für verschiedene Kaiarbeiten einge 
teilt, durch den Einsatz der Sollaten 
mußten Hafenarbeiter von HBV 
(eine Vermittlungsstelle für Hafen- 
arbeiter), die sonst immer zum Tor- 
minal vermittelt werden, längere Ar 

beitswege auf sich nehmen. Auf d 

Ter 

Sold 
dazu verdienen, was aber nicht der 
Fall war. Es stellte sich nach 
Zeit heraus, daß die Soldaten sich 
freiwillig" für den Einsatz gemel 


‚Amtes. Wer nicht freiwillig ihrer Auf- 
forderung, die Bahn freizumachen, 
Folge leistete und dazu noch laut- 
stark protestierte (1), wurde kurer- 
hand gepackt (!) und durch die 
Pforte auf das Kasernengelände (!) 
gestoßen. Einer wurde zur „grünen 
Minna getragen", („Husumer Nach- 
richten” vom 4.4.74) 

Solche „ärgerlichen Zwischenfäl- 
ie" werden sich in Zukunft sicheı 
durch vorherige 
vorgesetzten 
vermeiden lassen. 

Letztlich ist es nur dem Zufall 
zu verdanken, daß diese „Wehrübung” 
gegen Demonstranten Öffentlich be- 
kannt geworden ist. Es ist durchaus 
zu vermuten, daß mehrere solcher 
‚Übungen” _ durchgeführt worden 
sind, um Bundeswehrsoldaten gegen 
alles, was links steht, aufzuhetzen 
und um den praktischen Einsatz 
gegen Linke zu üben — allerdings 
„ungestört”, ohne daß die Bevöl- 
kerung von solchen Provokationen 
etwas erfährt 


sogleich — auch handfest — ihres | Husumer Sympathisanten des KB 
Notstandsübung im der Man, pr ans Kerweiher vn 
ss 
Hamburger Hafen $128 Di az 
Leserbrief Für den Einsatz im Hafen soll 


es Vergünstigungen in Form von 
Sonderurlaub geben. Über den Ein 
satz der Bundeswehr diskutierten die 
Kollegen in der Mittagspause. Ein 
Kollege vortrat die Ansicht, daß der 
Einsatz als Übung einzuschätzen sei, 
wir Hafenarbeiter sollen uns langsam 
an Einsätze der Bundeswehr gewöh- 
nen. Ein anderer Kollege erzählte 
von Einsätzen der Bundeswehr 
Burchardkal-Bananenschuppen usw. 
Die Einsätze werden sd getamt, als 
ob sie humanitären Zweck 
dienen, auf lingere Sicht hin könnte 
die Bundeswehr auch „gut” einge: 
setzt werden, wenn Hafenarbeiter 
streiken. Es muß die Aufgabe aller 
fortschrittlichen Kollegen sein, diese 
Machenschaften bekannt werden zu 
lassen, um geschlossen dagegen anau- 
schen. . 
Ein Genose 


Arbeiterkampf Nr. 46/11. Juni 1974 


Seite 19 


INDUSTRIEANSIEDLUNG AN DER UNTERELBE: 


GOLDGRUBE FÜR DIE KAPITALISTEN — SCHMUTZ 
2 UND GEFÄHRDUNG FÜR DIE BEVÖLKERUNG! 1. Teil 


Um ihre Großmachtpläne innerhalb der Welt durchzusetzen, streben die 
europäischen Imperialisten auf ökonomischem Gebiet nach einer starken 
industriellen Expansion, die es ihnen ermöglichen soll, gegen andere imperia- 
istische Großmächte, insbesondere die USA, auf dem Weltmarkt erfolgreich 
konkurrieren zu können. 


Das bedeutet: 

W verstärkte Rationalisierung, verstärkter Ausbau der sogenannten 
„Wachstumsindustrie" 

W Erschließung neuer industrieller Reserven 


Konzentration des Kapitals, Schaffung von multinationalen Konzernen. 
auf EWG-Ebene. 

All das wird natürlich auf dem Rücken der Bevölkerung und bei verstärkter 
Ausbeutung und politischer Unterdrückung der Arbeiter durchgeführt. 

Der BRD-Imperialismus, der innerhalb der EWG seine alten Vorherrschafts- 
bestrebungen verwirklichen will, versucht auf dem gleichen Wege seine ökono- 
mische Spitzenstellung in der EWG aufrechtzuerhalten und auszubauen. 

Ein verstärkter Abbau der Rechte der Arbeiter und ein zügiger Ausbau der 
der Unterdrückungsapparate des Staates sollen jeden Widerstand gegen die ne- 


gativen Auswirkungen dieser Politik im 


In diesem Rahmen ist der vom Staat systematisch geförderte Ausbau des Un- 
zum „Eldoradd für die Großkonzerne zu schen. 


terelberai 


Standortvorteile für di 
Kapitalisten 


Die Lage am Meer bietet den Kapit 
listen erhebliche Standortvorteile, d. 
h. Faktoren, die eine sehr profitable 
‚Ansiedlung von Industrie erlauben. Da 
ist zum einen das seeschifftiefe Fahr- 
wasser, was den Antransport von 
Massengütern, wie Eisenerz und Koh- 
e (Stahlindustrie), Erdöl (Raffine- 
rien) oder Bauxit (Aluminium), 
durch große Schiffe, d. h. kostenspa- 
rend, ermöglicht. 

‚Außerdem kann man bei einer di- 
rekten Belieferung vom Meer im Fal 
ie eines Streiks o. ä. Rohmaterial 
Ohne weiteres in anderen Ländern 
verarbeiten. lassen, Damit könnten 
die Kapitalisten ihre übernationale 


Kapitalisten ihre übernationale 
‚nisierung gegen die manchmal 
noch nicht einmal national organ 
sierte Arbeiterbewegung optimal aus- 
nutzen. 

Zum anderen bietet das Meer und 
große Flüsse insbesondere der che- 
mischen Indus ime große und 
billige Abfallgrube direkt vor der Tür 
und für die Energieerzeugung das nö- 
tige Kühlwasser. Diese Standortvor 
teile sind. in Europa bisher vor alle 


Dingen an der holländischen und bei- | 


ischen Küste genutzt worden, zumal 
hier auch noch große Arbeitskraft 
reserven vorhanden waren. An der 
deutschen Küste war die industrielle 
‚Entwicklung demgegenüber zurückge- 
blieben, 


Der Staat greift ein | 


Die Standortvorteile konnten an der 
deutschen Küste nicht so genutzt 
werden, weil andere Bedingungen 
einer Industrieansiediung fehlten. 

Hier schaffte der Staat den Kon- 
zernen großzügig (natürlich mit 
Stewermitteln) die „nötigen“ Voraus 
vetzungen 

Diese Pläne faßte der Hamburger 
Wirtschaftsenator Kern 1971 in sei 
nem „Modell für die wirtschaftliche 
Entwicklung der Region Untereibe 
zusammen. Danach sollen von Ham: 
burg als Zentrum ausgehend, entlang 
mehrerer „Entwicklungsachsen“, die 
‚dustrielle Entwicklung der Region 


Unterelbe worangetrieben werden. 

Das bedeutet im einzelnen 

© „Investitionshilfen” von 10 
35 % der Gesamtinvestitionen 


Keim ersticken. 


Q Schaffung von billigen Energie- 
quellen für die Industrie in 
Form von etwa 15 Atomkraftwerken 
links und rechts der Elbe. 
© Ausbau neuer Hafenanlagen, 
insbesondere eines Tiefsecha- 
fens in Neuwerk, im Rahmen dessen 
auch 6000 ha Industriefläche an sehr 
tiefem Wasser (für Schiffe über 
100 000 tdw) aufgeschüttet werden 
soll 
© Verbesserung der Verkehrswege 
(Autobahnen mit 2 Elbüber- 
querungen, ein Mammut-Rangierbahn- 
hof in Maschen, ein Großflughafen 
in Kaltenkirchen, Elbeseitenkanal 
Vertiefung der Elbe). Damit soll auch 
die günstige Verkehrslage (Brücke 
nath Skandinavien, Osthandel) nutz- 


Entwicklungder 
Industrieal 


Bei solch günstigen Voraussetzungen 
ließen die Konzerne dann auch nicht 
lange auf sich warten. Im Hambur- 
ger Hafenerweiterungsgebiet bei Fin- 
kenwerder siedelten sich die Ham- 
burger Stahlwerke (HSW) an. Für 
dieses Werk wurde eigens ein neues 
Hafenbecken geschaffen, in dem Erz- 
frachter bis zu 75.000 tdw anlegen 
können. Die brutale Arbeitshetze und 
die politische Unterdrückung der Kol- 
legen in diesem Werk sind aus an- 
deren AK-Artikeln bekannt. Außer- 
dem nahmen hier die mit staatlicher 
Beteiligung errichteten Reynolds-Alu- 
miniumwerke die Produktion auf. 
Dieser amerikanische Konzern will 
damit genau wie die DOW, inner. 
halb der Zollschranken der EWG 
produzieren, um auf dem europi 
schen Markt konkurrenzfähig zu bl 
ben. 

‚Auf dem Bützflether Sand in Stade 
siedelte sich, wie schon erwähnt, die 
VAW Aluminiurmhütte), die AOS (Alu- 
minium-Oxid-Werk, das VAW und 
Reynolds mit Rohstoffen beliefert) 
und der als Napalmproduzent bekannt 
‚gewordene Chemiegigant DOW-Che- 
mical an. Mit einer Investitionssum- 
me von jeweils 1,1 Mrd. DM handelt 
es sich hier für westdeutsche Ver- 
hältnisse riesige Werke, 

DOW wird ständig erweitert, bei 
VAW stehen von den geplanten 8 
Ofenhallen erst 2, AOS wird seine 
Produktion noch verdreifachen. 


bar gemacht werden. 


Bereitstellung von  billigem 


o 
Industrieland in günstiger La 


All diese Investitionen bringen 
nicht direkt Profit, sind aber für die 
Industrie unbedingt erforderlich. Al 
so werden sie kurzerhand aus dem 
Staatssäckel, sprich: aus der Tasche 
der Werktätigen, finanziert 

Allein für die Ansiedlung des Che- 
miewerkes DOW-Chemical und der 
Alw-Hütte VAW auf dem Bützflether 
Sand sieht die Rechnung imposant 


wurden für die Inpre- 
struktur ausgegeben. Al 
lein für den Anleger in 
Bätzflether Sand „130 
Mil. 

für Sperrwerke 

für Aufspülung von In- 
dustrieland, 

10 Mil. für eine Industriebahn 
7,5 Mill, für Straßenbahn 


270 Mill 


47 Mill 
31 Mil 


174 Mill. bekam die DOW an In 
vestitionszulagen 
164 Mil. die VAW 


Insgesamt also allein bei der Indu 
strieansiediung auf dem Bützflerher 
Sand die Industrie weit über 600 
Mill. DM eingesteckt! 


Man sieht an diesem Beispiel mal 
wieder, wohin letztenendes die Gel- 
der für die „fegionale Strukturver 
besserung” fließen, nämlich in die 
Taschen der Unternehmer! Diese kön- 
nen dann bequem ganze Industrie 
zweige verlep 


bei_ rationalis 
mehr Profit 

rauszupressen! Is zeigt sich wieder 
einmal in aller Deutlichkeit, (Ur wen 


uns arbeitet und yesm 
1 


der Staat be 
er Vorteile bri 


Zwischen VAW und der geplanten 
Eibüberquerung bei Pagensand sin 
noch große Flächen als Industrie 
standorte ausgewiesen. 

Ein neues Chemiezentrum ent 
steht. bei Brunsbüttelkoog. Schon 
heute baut hier Bayer, später soll ein 
Werk der VEBA-Chemie dazukom 


jeren wichtigen Stand 
ort wird der Tiefseehafen Neuwerk 
bilden. 

Wegen der äußerst günstigen An- 
landungsbedingungen für Eisenerz 
und Kohle ist hier insbesondere die 
Stahlindustrie interessiert. Schon die 
erste Ausbaustufe eines hier geplan- 
ten integrierten Küstenstahlwerks 
würde etwa 6 Mrd. DM kosten, etwa 
20 000 Menschen beschäftigen (wo 
die herkommen sollen, weiß der Teu- 
felt) und ca. 6 Mill. + Erz, 2,5 Mill. 
Kohle und 3 Mill. t sonstige Stoffe 
verbrauchen 


„Die Industrie nützt allen!” — 
‚oder etwa nicht ? 


Neben der wirtschaftlichen Degünsti 
nung der Industrie rührte der Staat, 


\agern der Betriebe, der bür- 
gerlichen Presse und sogar der Ge- 
werkschaftsführung (siehe AK 43), 
die Werbetrommel 

Ziel dieser Kampagne ist es, der 
Bevölkerung die Interessen der In- 
dustrie als die Interessen aller zu ver- 
kaufen, also nichts anderes als die. 
verlogene „Wir sitzen ja alle ı 


Neue Arbeitsplätze ? ? 


‚Als wichtigstes Argument muß immer 
Wieder die „Schaffung neuer Arbeits- 
|plätze” herhalten, 

„Die wirtschaftliche Struktur ist 
In Niedersachsen noch immer nicht 
bielschichtig genug. Das macht die 
Wirtschaft und damit die Arbeits- 
|plätze krisenanfallig. Deshalb müssen 
Ineue Industrie und Dienstleistungsbe- 
reiche erschlossen werden.” 


So hieß es im Landeswahlpro- 
gramm der regierenden SPD. Die 
| Wirtschaft in Niedersachsen ist also. 
nicht „vielschichtig” genug und des- 
halb (nicht etwa wegen der anarchi- 
schen kapitalistischen Produktion und 
die auf die Arbeiter keine Rücksicht 
nehmende Rationalisierung der Kapi- 
talisten) verlieren Kollegen ihren Ar- 
beitsplatz! Doch die SPD, wie immer 
um das Wohl der Arbeiter besorgt, 
schafft Abhilfe: „Sozialdemokrati- 
scher Initiative ist die Gemeinschafts- 
aufgabe zur Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur (also das 
wichtigste Mittel, den, Kapitalisten 
wichtigste Mittel, den Kapitalisten 
bei der Industrieansiediung Steuer: 
geschenke zu machen! der Verf.) 
zu verdanken, mit der Bunder- und 
Landesregierung in den vergangenen 
vier Jahren rund 120.000. Arbeits 


plätze geschaffen und umastruktw 
riert (1) haben.” 
Das ist also das „spezialdemokrati- 


sche” Patentrezept gegen Arbeitslo- 
sigkeit und die ständige Unsicherheit 
der Arbeitsplätze!! Man braucht nur 
die Industrie großzügig mit Steuer- 


geldern, die ja zum größten Teil den 
Arbeitern vom Lohn abgezogen wı 
den, zu beschenken und schon ist die 
Industrie so nett, und baut neue Wer- 
ke an Standorten, die für sie sowieso 
günstig Hegen! 


Betrachtet man die „Schaffung 
neuer Arbeitsplätze” mal unter der 
Lupe, dann stehen die Kapitalisten 
natürlich nicht so selbstlos da, wie 
sie uns die SPD (und auf der anderen 
Seite der Elbe die CDU- genauso) 
darstellen möchten. 


Für sie bietet die stautliche För- 
derung eine herrliche Möglichkeit, 
ihre Werke an günstige Standorte zu 
verlegen und sie dabei noch zu_er- __ 
weitern und zu rationalisieren. 
DO VAW legte z.B. das Alu-Walzwerk 
in Hannover stil, während in $: 
de ein neues Walzwerk anläuft. 
Reynolds will nach der Errichtung 
seines Hamburger Werkes sein erst 
1964 errichtetes Werk in Nach- 
rodt/Westfalen dichtmachen. 
Auch bei Bayer wird die Pro- 
duktion nur von Leverkusen an 
die Elbe verlegt. Wie VAW nimmt 
Bayer einen Stamm von Arbeitern 
in höheren Positionen mit in das 
neue Werk 
Auch die Errichtung von zahl- 
reichen Küstenstahlwerken wird 
wahrscheinlich zu Schließungen 
von Stahlwerken an den traditio- 
nellen Standorten führen. (So 
planten .B. die Klöckner Werke die 
Stillegung der Stahlwerke in Ha- 
gen und Osnarbrück zugunsten 
ihres Werkes in Bremen.) Hoesch 
Ihres Werkes in Bremen.) Hoesch 
ist schon jetzt durch „die Fusion 
mit Hoogovens nicht mehr an die 
Abnahme der teuren deutschen 
Ruhrkohle gebunden, könnte also 
frisch von der Leber weg mit aus 
indischer Kohle in einem Küsten- 
stahlwerk produzieren. (Wie heute 
schon in Rotterdam.) Das würde 
die Tendenz zur Sullegung der 
Kohleförderung im Ruhrgebiet 
noch verstärken und wieder tau- 
senden von Kumpeln ihren Ar- 
beitsplatz kosten. 
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Forts. DOW 
Die Werke, die dann hier errich- 


tet werden, brauchen Im 
zu Ihrer Größe relativ wenig Arbeits 
kräfte. Dennoch ist es fraglich, woher 
aus unserem Raum die vielen Ar- 
beitskräfte bei der kommenden Kon- 
zentration von Industrie im Nieder- 
elberaum kommen sollen. 

Besondern rechnet die Industrie 
mit nuinkerten Kleinbauern, die durch 
die Auswirkungen der Agrarpolitik 
‚der Bundesregierung und der EWG 
(die auf die Herausbildung Industrie: 
oller Großfarmen abzield), zur Hof- 
aufgabe gezwungen wurden. 95% die- 
‚ser ehemaligen Bauern müssen dann 
als Hilfsarbeiter ihre Arbeitskraft bil- 
ig verkaufen. 

Schon heute muß die VAW auf 
Pendler, die von weit herkommen, 
und auf 300 türkische Arbeiter zu- 
rückgreifen, 

Für die Industrie in Neuwerk 
munkelt man, daß hier später einmal 
10.000 englische Arbeiter beschäftigt 
werden sollen. 


Die Arbeiter sind eben für die 
Industrie nichts anderes als ein Ko- 
stenfaktor unter vielen. Wenn es bil- 
Niger it, Arbeitsrkäfte heranzuschaf- 
fen als z.B. Eisenerz, dann haben 
sich eben die Arbeitsrkäfte nach dem 
Eisenerz zu richten! Wenn also an der 
Elbe Arbeitsplätze geschaffen werden, 
so verlieren ihn mindestens genauso. 
viele Kollegen anderswo! Die ganze 
Verlogenheit des Propagandamärchens. 
von den neu geschaffenen Arbeits- 
plätzen wird damit deutlich! 


„Mehr Industrie — sonst sterben 
wir aus!” 


‚Die haben 1969 gedacht, daß 
mit der Ansiedlung von DOW-Che- 
mical das Manna vom Himmel fiele!” 
— so stellt ein Bauer aus Bützfleth 
das Ergebnis der Propaganda für die 
Industrieansiedlung dar. In Bützfleth 
versprach der damalige Bürgermeister 
Nico Dreyer der Bevölkerung Schu- 
len, Altenheime, Jugendzentren, Kin- 
dergärten und was nicht alles, wenn. 
nurerst die DOW käme, Heute äußert 


er sich als CDU-Landtagsabgeordne- 
ter, noch dazu kurz vor der Wahl, 
nicht mehr s0 gern zum Thema Indu- 
strieansiedlung. Die DOW kam zwar, 
aber es wird noch fahre dauern, bis 
sie zum ersten Mal Steuern zahlen 


‚Aber man kann es sich auch ein- 
facher machen, -wie z.B. der Ham- 
burger Wirtschaftssenator Kern in der 
„Bild” vom 4. Oktober 73: 


wir aus!” In diesem Artikel begmügt 
sich Kern nicht nur damit, bei der 
Ansiedlung von Industrie das Blaue 
vom Himmel zu versprechen, sondern 
er droht sogar: „Wir brauchen mehr 
Industrie an der Elbe. Sonst fehlt 
uns bald das Geld für Schulen, 


kenhäuser.” Allerdings ist klar, daß 
mit den Mitteln, die man bei der 
Industrieansiediung an der Untereibe 
‚den Kapitalisten in den Racheı 
worfen hat, genügend Krankenhäuser, 
Straßen, Schnellbahnen und Schulen 
für Jahrzehnte hätte bauen können! 


Drei Jahre Industrie — 
‚drei Jahre Gefährdung der 
Bevölkerung 


Der industrielle Aufbau in der 
Unterelberegion bedingt zuerst ein- 
mal starke Energieabsicherung. Dies 
geschah für die Industrieansiedlung 
auf dem Mützflether Sand durch 
‚den Bau des Kernkraftwerken Stade. 
Die großen Abnehmer waren anfangs 
die DOW-Chemical und später auch 
die VAW und AOS, die die Kernener- 


Stade immer noch zu hoch erschienen, 
kurzerhand ein eigenes Kraftwerk ge- 
baut. 


‚Obwohl bis zu diesem Zeitpunkt 
in der lokalen bürgerlichen Presse die 
Bevölkerung beschwichtigt wurde, 


es den Planern längst bekas 
daß. bei dieser Art von Industriean- 
siedlung die Bevölkerung nicht unge- 
schoren davonkommt, denn. schon 
seit Fobruar 72 werden in Bütz- 
fleth keine Daugenehmigungen mehr 
erteilt (It. „Stader Tageblatt”), da 
hier „in der Nähe der entstehenden 
Großindustrie kein sicheres und ge- 
sundes Wohnen mehr gewährleistet 
sel.” Dies Ist bis heute auch kein Ge- 
heimnis mehr, da bei der DOW 14 
offiziell zugegebene Chlorgasausbrü- 
che vorgefallen sind. Die Folgen sind 
vielfältige; so wurde im 
"Mai 73 die Volksschule in Bütz- 
fleth vom Schulleiter geschlossen 
und die Kinder nach Hause geschickt, 
da sie über Augenbrennen, Brech- 
relz und Halsschmerzen klagte. Das 
sind eindeutig Anzeichen von Chlor- 
gaseinwirk: 
"Juni 73 der Schiffahrtsverkehr auf 

‚der Eibe für 20 Minuten lahmee- 
legt, weil ein schwerer Chlorgasaus- 
bruch in Höhe von DOW den Verkehr 
stark gefährdete, Sogar in der Stader 
Innenstadt war der  Chlorgestank 
wahrzunehmen. 
= Ende letzten Jahren gerät beieinem 

schweren  Chlorgasausbruch das 
Gas in die Klimaanlagen der NWK 
(Nordwestdeutsche Kernkraftwerke) 
und der NDS (Norddeutsche Saline), 
sodaß einige Arbeiter baw. Ange- 
stellte bewußtlos wurden. Ebenso 
kann sich das Chlorgas negativ auf 
die feinen Meß- und Kontrollgeräte 
des Kernkraftwerkes auswirken. Ein 
Fachmann äußerte dazu, daß gege- 
benenfalls die Meßgeräte falsch an- 
zeigen oder sogar ganz ausfallen 
könnten und somit der Reaktor 
außer Kontrolle geraten könne. Bei 
einem dadurch entstehenden Reak- 
torausfall wird die gesamte Umge- 
bung bis Hamburg hin in die Gefahr 
radioaktiver Verseuchung gebracht. 

‚Andere üble Folgen werden durch 
das Nichtvorhandensein einer Kläir- 
anlage bei der DOW hervorgerufen. 
50 werden täglich chlorierte Kohlen- 
wasserstoffe und Natronlauge tonnen- 
weise (!) in die Elbe geleitet. Dies 
alles geschieht mit dem Segen der 
Regierung und der Aufsichtsbehör- 
den. So kommt es, daß im 
Juli 73 der Strand bei Bütz- 

fleth und Stadersand durch Schil- 
der und Zaun von der Regierung 
abgesperrt wird, da Verätzungsgefahr 
besteht. Tote Fische lagen am Strand. 
Früher bestand hier ein beliebtes 
‚Ausflugsziel, wo man vor Jahren so- 
gar noch baden konnte! Der Deich 
diente sonst Spaziergängern! 
August 73 mehrere Schafe und 

der Hund eines Schäfers Verät- 
zungen an Hufen und Pfoten zeig- 
ten, nachdem sie in einem Graben in 
der Nähe der DOW gewesen waren. 
Die‘ Schafe mußten notgeschlachtet 
werden. 

Obwohl die DOW sich mit ihrer 
„1000-fach-Sicherung” lobt, und z.B. 
das Verschulden der Verätzungen 
Soritzmitteln _zuechreih 
Spritzmitteln _zuschreibt, passiert 
trotzdem 
April 74 eine große Staubexplo- 

sion im Methylzellulosewerk der 
DOW. Steine und Wandteile fliegen 
bis zu 50 Meter weit, die Produktion 
ist bis heute, Anfang Juni, noch nicht 
wieder aufgenommen. 


VAW — auch kein 
„Saubermann” 


Die eben genannten Beispiele zei- 
gen, wie rücksichtslos die Kapitalisten 
ihre Industriealisierung vorantreiben. 
Doch ist die DOW ein Einzelfall? Ge- 
wiß nicht!!! So steht z.B. die VAW 
nicht viel besser da, wenn sie jähr- 
lich ca. 72.000 t Fluorwasserstoff 
us den Schornsteinen bläst 

Der VAW wurde von der Behörde 
‚doppelt soviel Fluorwasserstoffemis- 
sion als den Reynoldswerken zuge- 
Fluorverbindungen können 
schon in geringen Konzentrationen 
Pflanzen schädigen (evil. Obstblumer 
Baumschulen im Raum Pinneberg!) 
und sich in Pflanzen ablagern. At- 
met man Fluor ein, so führt das 
zu Verätzungen der Schleimhäute, 
Bronchitis mit eitrigem Ausfluß, 
Längere Einwirkung führt zu Sch 
digung der Knochen und der Zähne, 
Über Auswirkungen, falls Fluorwas- 
wrstoff 2.0. zusammen mit Chlor 
auftritt, ist noch nicht näheres unter- 
sucht worden! 


In der Elektrodenfabrik und bei 
‚der Koksentladung entstehen erheb- 
liche Mengen von Koksstaub. Bei der 
AOS wird das noch laugenhaltige 
Abfallprodukt Rotschlamm in das 


(Die Schilder hat man inzwischen 
wieder beseitigt —. sauborer ist da- 
‚durch das Wasser nicht geworden!) 


nahegelegene Stader Moor gepumpt, 
‚ohne daß genaue Kenntnisse darüber 
bestehen, welche Folgen das auf das 
Trinkwassergebiet hat, von dem es 
nur wenige Kilometer entfernt liegt. 
Außerdem wird das Gebiet, das im 
Moment noch als Abfallgrube für die 
AOS herhalten muß, nur bis 1983 
ausreichen. Wenn die AOS ihre Pro- 
duktion wie geplant erweitert, be- 
deutet dies wiederum mehr Rot-ı| 
schlamm auf die Deponie im Moor. 
Was danach mit dem giftigen. Rot- 
schlamm passiert, ist zur Zeit noch 
völlig offen. 


Arkeerkampt, Nr. 48/1%.,.8uni 3004, 


terdrückung des vietnamesischen Vol- 
kes mit. chemischen" Kampfstoffen 


zu unterstützen, s0 kann man kaum 
‚erwarten, daß sie heute in ähnlicher 


In würd: 
Napalm produzlort werden: doch 


‚es Böses ahnen, wenn die DOW-Ver- 
(reter sich auf „Erörterungsterminen” 
zieren, die Produktion der DOW of- 
fenzulegen. Angeblich könnte hier 
das Betriebsgeheimnis nicht offen- 
bart werden. Dazu kommt noch die 
militärisch organisierte Abschirmung 
durch den bewaffneten Werkschutz. 
Die bewußt mangelhafte Informa- 
tion der DOW über ihre Produktion. 
beinhaltet folgende Produkte: Chlor, 
chlorierte Verbindung (1? ), Glycerin, 
Lösungsmittel, Methyzellulose; diese. 
Stoffe werden zur Weiterverarbeitung 
zu z.B. Kunstharzen, Kunststoffen, 
Reinigungsmitteln, Heilmitteln, sogar 
zu Mayonnaise benötigt. Ebenso kann 
man aus diesen Verbindungen Pflan- 
zenvernichtungsmittel und Kampf- 
gase herstellen. Unkrautvernichtungs- 
mittel, in Vietnam als Entlaubungs- 
mittel zu Genüge eingesetzt, vernich- 
ten in entsprechender Konzentration 
‚jede Art von Leben. (Man erinnere 
sich nebenbei an Chlorgas, das im 
1. Weltkrieg als Kampfgas eingesetzt 
wurde!) Weiterhin plant die DOW 
großen Ausbau ihres Werkes, nähere 
Pläne gibt sie jedoch nicht bekannt 

Der neueste Antrag über eine Chloro- 
thene-Anlage liegt der Stader Regie- 
rung vor. Das Werk auf Bützflether- 
sand soll einmal eines der bedeutend- 
sten Werke der DOW CHEMICAL 


werden. 


DER UNTER! 


Übersicht des Untereiberaums mit Förderungsschwerpunktes, Entwicklungs- 
achsen und zukünftigen Industriezentren 


Übersicht des Untereibersums mit neuen Werken, Kernkraftwerken und 


geplanten Autobahnen 
Kampfstoffe vom Im Katastrophenfall 
Bützflether Sand? in der Mausefalle 111 


Nicht nur die Abfallprodukte be- 
drohen die Bevölkerung, eventuell 
sind sogar die Endprodukte noch ge- 
führlicher. $o ist z.B. noch unklar, 
ob nicht auch bei der DOW-Stade 
Kampfstoffe hergestellt werden, wie 
ehemals in den USA das Napalm. Wie 
die DOW als einer der größten Kon- 
zerne der USA es damals für Ihre 
„patriotische Pflicht” hielt, die Un 


Was unternimmt die Stader Re- 
wierung im Falle einer Katastrophe? 
Auf einem _Erörterungstermin 
wurde der Katastrophenschutzplan 
tretern der Stader Rogierung 
jedoch nur 2. T. offenge 
legt. Die Begründung dafür: Der Ka 
tastropbenschutzplan beinhalte auch, 
Schutzmaßnahmen bei Angriffen des 
inneren Feindes („Im Spannungs und 


zur DOW 

Miltärisch abgonichert! 
Verteidigungsfall”‘) und könne daher 
nicht offengelegt werden, Anschei- 
nend dürfen hier die“ betroffenen 
Menschen nicht erfahren, WIE sie 
durch den Katastrophenschutzplan 
„geschützt" werden sollen, sonat 
könnten sie an der Sicherheit des 
Planes zweifeln. Vielsagend ist ein 
Bestandteil des Planes, daß im Ka- 
tastrophenfall 6 Busse bei der KVG 
(Stader Verkehrsgesellschaft) bereit- 
stehen, die die Betroffenen schnell- 
stens evakuleren sollen. Diese Aktion. 
dauert von Stade bis Bützfleth min- 
destens 15 Minuten. Bei einem schwe- 
ren Chlorgasausbruch ist das für die 
betroffenen Einwohner der umlie- 
wenden Dörfer, sowie für die Arbeiter 
und Angestellten in den Werken be- 
reits zu spät, Sie schweben bei einer 
Chlorgaskatastrophe in Lebensgefahr, 
denn das Gas ruft beim Einatmen 
Verätzungen hervor und wirkt abso- 
Aut tödlich. Es ist Demagogie, diese 
Evakuierungspläne als Schutz zu be 
zeichnen, zumal die KVG-Busfahrer 
weder Gasmasken oder sonstige 
Schutzvorkehrungen haben, noch ir- 
‚gendwie vorbereitet sind. Zur Unter- 
stützung dieser Demagogie hat die 
DOW einmal Tips über das Verhalten 
bei Chlorgasausbrüchen. an. die um- 
liegende Bevölkerung verteilt. So soll 
man ein feuchtes oder, zitronenge- 
tränktes Tuch vor die Atemwege 
halten. Außerdem soll man in die 
‚oberen Stockwerke flüchten, da Chlor- 
gas schwerer ist als Luft. Diese „Hil- 
fe” (1) sollte den Kapitalisten dazu 
dienen, die Gefahren zu verniedli- 
chen und so die Bevölkerung zu täu- 
schen und ruhig zu halten. 

Die Kollegen in den Betrieben 
sind besonders stark gefährdet, 
80 ist bei der DOW schon ein Chlor 
gastoter Ende 73 gewesen. Über wei- 


einmal pro Woche Kı 
DOW ın das Stader Krankenhaus mit 
Verätzungen oder Gasvergiftungen 
eingeliefert werden. Dies ist auch 


von der 


kein Wunder, da entaprechende 
Gefahren überall auf dem Betriebsge- 
lünde lauern, über die die Betriebs- 
leitung die Kollegen weitgehend im 
unklaren läßt. Im Falle eines Gasaus- 
bruchs. verfügen die DOW-Arbeit 
bruchs verfügen die DOW-Arbeiter 
nur über Fluchtfilter, die einem dann 
nur wenige Atemzüge garantieren. 
Angestellte haben richtige Gasmas- 
ken und die Leitenden Sauerstoff- 
geräte in den Zimmern. Bei der VAW 
und AOS sicht es im Katastrophen- 
fall noch schlimmer aus. Hier sind 
die Kollegen ohne Autos, da diese 
vor dem Werksgelände bleiben müs 
sen (ca. 5 - 10 Minuten vom Ar- 
beitsplatz, wenn man schnell macht!) 
Die 6 Werksbusse sind Im Notfall 
ebenfalls nicht vorhanden. Außerdem 
‚gibt es hier noch nicht einmal Flucht- 
filter. Mit dem Auto dürfen nur Be- 
triebsleiter und „höhere Tiere” aufs 
Werksgelände, außerdem der Betriebs 
rat. Dies wird mit: „betriebstechni- 
schen Gründen” begründet (Ein Ne- 
triebsleiter muß eben flexibel sein!) 
Also auch her eine Sisheelihirer: 
Hinzu kommt, 
nur eine Richtung offen ist, 
da das Werk durch Eibe und Süder- 
elbe eingeschlossen ist. Man muß s0- 
gar noch in Richtung Katastrophe 
(DOW) fahren, che man sich end- 
lieh endgültig entfernen kann. Auf 
dem Anleger von DOW und VAW 
gbt os ein „Flachtboot”. Auch die 
türkischen Kollegen sind sehr stark 
‚gefährdet, da sie etwa 150 m hin! 
der VAW in aracken leben, 

In einem 2. Teil soll näher auf die 
Verhältnisse in den Betrieben, die 
Militarisierung des Stader Raums und 
Kampf gegen die schädlichen 
Auswirkungen der Industriealisierung 
‚ch mit Hinblick auf die Brörte- 
tungstermine eingegangen werden. @ 


Stader KB-Sympathisanten in 
Zusammenarbeit mit 


Biologie Studenten 
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ST.PAULI-SÜD: 


StPauli50d ist ein Hamburger Stadt- 
tel, wo spontaner Protest aus 
Berötkerung 


St.Pauli-Süd ist ein Arbeiterwohn- 
viertel in Hamburg, in dem die meis- 


Wohnungsbaugesellschaft SAGA ge- 


hören, und das schon 
20 Jahren. 

Es ist kein Zufall, daß die Stadı 
nichts für das Stadtviertel tut — da- 
hinter steht eine gezielte Politik, die 
dieses innenstadtnahe, sehr verkehrs- 
günstige und durch die Lage an der 
Elbe schr attraktive Gebiet für Büro- 
hochhäuser und Luxusappartements. 


seit über 
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"ert wurde, sondern atdemen vale 
Wohnungen abgerissen wurden. Kel 
ler wurden kurzerhand zugeschüttet, 
ieerstehende Häuser nicht mehr ver- 
mietet - in der Hoffnung auf eine 
Verslummung des Viertels. 

Gieichzeitig wurde versucht, den 
Wohnwert dadurch zu mindern, daß 
vorwiegend ausländische Kollegen 
hier hinzuzogen — und das nicht etwa 
nur deshalb, weil hier verkommener 
Wohnraum war, der leerstand, weil 
kein Deutscher mehr dort wohnen 
wollte, sondern weil die SAGA hier 
gezielt an ausländische Kollegen ver- 
mietete und so versucht, eine Ghetto- 
situation zu schaffen, während die 
besseren Wohnungen in anderen Stadt- 
teilen den deutschen Mietern vorbe- 
halten bleiben. 

In der letzten Zeit werden auch 
zunehmend Studenten in das Viertel 
einquartiert. Sie müssen die Wohnun- 
gen bei bevorstehendem Abriß wieder 
verlassen. Die Wohnungen bringen 
aber bis dahin immer noch Miete für 
die SAGA und sind gegen Hausbeset- 
zungen geschützt, 

Fin Teil der Newohner von St. Paı 
4-Süd merkte immer deutlicher, di 
hier ein Arbeiterstaduteil herunterge- 
wirtschaftet wird. Auf Veranstaltun- 
sen der Hehörden und Parteien mach- 
te sich dieser Protest Luft, die städti- 
schen Vertreter wurden z.T. heftig 
angegriffen, ohne daß jedoch daraus 
etwas folgte. 

Erst Unde 72 fanden sich einige 
sierte Bewohner um einen fort- 


meinde zusammen und gründeten eine 
Bürgerinitiative, die sich mit Filugblät- 
tern und eigenen Veranstaltungen für 
die Verbesserung der sozialen und 


Wohnsituation, sowie für die Erhak 
„tung des Stadtteils für die Arbeiterbe- 
völkerung einsetzte. Obwohl die Pld- 
ne der Stadt schon lange festlagen, 
wurde anfänglich die Bürgerinitiative 
von der SAGA, den Nehörden und 
den Partelen „begrüßt“. Der CDU- 
Städtebauspezlalist Franke sagte An- 


Sanierungspolitik 
egendie Bevölkerung 


schaft 

„Ich möchte an dieser Stelle aus- 
drücklich sagen, daß die Initiative der 
St-Paulianer begrüßenswert ist und 
sich thematisch wohlgeordnet in die- 
se unsere Meinung (d.h. eines ‚positi- 
ven‘ Beitrags der Bürger zur Stadt- 
entwicklung) einbaur.” 

Es geht hierbei der CDU, ebenso 
wie den anderen Parteien, nicht etwa 
um eine tatsächliche Beteiligung der 
Bewohner in den Fragen der Stadt- 
planung. Vielmehr soll die Initiative 
dazu dienen, Konfliktpunkte zu er- 
kennen, um dann entsprechend da- 
rauf eingehen zu können, bevor die 
Bevölkerung auf breiter Ebene ihren 
Protest organisieren kann. 

Anlässe dazu gab es genug. So ver- 
schickte die SAGA Ende 72 praktisch 
über Nacht 80 Kündigungen für einen 
‚ganzen Häuserblock, die erhebliche 
Verwirrung stifteten. Die Bevölkerung 
sollte verunsichert und zum vorzeiti- 
gen Auszug bewogen werden. Die 
Bürgerinitiative führte Mieterversam- 
mlungen durch, zu denen später auch 
die Parteien eingeladen wurden. 

‚An diesen Versammlungen nahmen 
bis zu 150 Einwohner teil, die die 
SAGA und die Parteienvertreter z.T. 
heftig angriffen. Zwar wurde die 
Rücknahme der Kündigungen erreicht. 
doch blieb die Bevölkerung nach die- 
sen Versammlungen ziemlich auf sich 
gestellt. Anstatt die gemeinsame Dis- 
kussion voranzutreiben und sich zu 
Überlegen, wie geschlossen gegen die 
Abrißpolitik der Stadt vorzugehen 
ist, forderte die Bürgerinitiative ein 
„Beratungsbüro”, in dem von der 
Stadt (!) die Betroffenen individuell 
beraten (und zum Auszug bewogen) 
wurden. 

Im Zusammenhang mit der Diskus- 
sion um diese Kündigungsschreiben 
der SAGA „monierte“ die SPD-Frak- 


fang 73 in der Hamburger Dürger- 


‚Alle Mafinahmen, die von der 
Stadt ergriffen werden, seien es In- 
formations- und Anhörungsverfahren, 
Beratungsbüros, städtebauliche Vor- 
untersichungen etc. dienen dem Ziel, 
‚die Bevölkerung über die eigentlichen 
Ziele zu täuschen, die möglichst im 
Stillen tatkräftig durchgesetzt wer- 
den. So wurden bereits auch in jüng- 
ster Zeit etliche Häuser am Fisch- 
markt abgerissen, weitere Abrisse ste- 
hen am Hein-Köllisch-Platz bevor, 

Durch unklare Informationen, halt- 
lose Versprechungen („Kein St.Pau- 
Naner wird vertrieben.) andererseits 
weitere Abrisse, schürt die Stadt die 
Unsicherheit bei der Bevölkerung. In 
einem SAGA-Flugblatt im November 
73 kündigt sie den Abriß der restli- 
chen Wohnungen am Fischmarkt für 
Ende 74 an. Und: „Stadt und SAGA 
empfehlen jedoch, jetzt schon nach 
geeignetem Ersatzwohnraum zu su- 
chen.” Aus Angst vor einer mögli- 
chen Obdachlosigkeit ziehen viele 
heute schon aus — in andere Sanie- 
fungsgebiete oder in Stadtrandsied- 
hungen mit horrenden Mieten. 

Neben der Schürung der Unsicher- 
heit betzt die Stadt verstärkt gegen die 
Kräfte, die versuchen, sich für die In 
teremen der Bevölkerung einzusetzen. 

Nach dem Konzept von „Zucker- 
brot und Peitsche“ wurden zunächst 
‚noch Bestechungsangebote gegeben. 
Die Bürgerinitiative wurde, obwohl 
sie immer sollerter von der Bevölke- 
fung arbei „wichtiger Ge 
sprächspartner" hochgespielt, sie wur- 
de zu Einweihungen und Empfängen 
(mit reichlicher Bewirtung) eingela- 
den, Änderungen in der Planung wur. 
den auf ihre Aktivitäten zurückge- 
führt. Als die Bürgerinitiative einer- 
seits diese Angebote der Stadt der 

jevölkerung nicht als. „großartige 
Erfolge", die sie der Siadı abge 


mungen hat, verkaufte (wie es 
meist DKP-Initiativen tun) und an: 
dererseits an ihren weitergehenden 


Forderungen festhielt, ging die Stadt 


mit mehr Druck vor, 


Der Senat hatte sich den mit der 
Materie bestens vertrauten Springer- 
Demagogen Ferdinand Gatermann 
als Pressesprecher der SAGA gekauft, 
Noch als Abendblatt-Schreiberling 
machte er die Politiker bereits ein 
halbes Jahr vorher auf „kommunisti- 
sche Gruppen, die die Unsicherheit 
nutzen“ aufmerksam. Jetzt „küm- 
merte” er sich direkt um die Proble- 
me in St.Pauli-Süd (und natürlich in 
anderen Stadtteilen, wo die SAGA 
genau so vorgeht). 

Er brachte ein 10-seitiges Flugblatt 
für alle Haushalte heraus, in dem er 
der Bürgerinitiative „falsche Behaup- 
tungen“ und „Verängstigung der Bür- 
gerfvorwarf. Eine solche „SAGA"-In- 
formation ist unserer Kenntnis nach 
der erste Versuch der SAGA in Ham- 
burg Öffentlich die Probleme der Be- 
völkerung „aufzugreifen“. Die Metho- 
de ist schlichtes Verdrehen der Tatsa- 
chen, sowie Unterstellungen nach 
dem Motto: Ingendwo bleibt doch 
was hängen!" 

So heißt es z.B. gleich zu Anfang: 
„In allen Hamburger Stadtteilen, in 
denen über Sanierungsmaßnahmen 
diskutiert (!) wird, enisteht bei der 
Bevölkerung Unsicherheit" (1? ). Also 
nicht die „Sanierungsmaßnahmen” 
der Stadt schaffen die Unsicherheit, 
— nein, es ist das nachbarliche Ge- 
spräch darüber, die Diskussion auf 
einer Veranstaltung usw.! 

Folglich wird dann auch der Bür- 
gerinitiative gleich im Anschluß un- 
terstellt, daß sie „durch falıche Be- 
hauptungen zu einer Verängstigung 
der Bürger beitragen“ würde. 

Dieses Vorgehen erinnert an die 
Argumentation der Kapitalisten z. 
bei Rationalisierungsmaßinahmen, 
„die Kommunisten würden die Krise 
schüren“ . . . Weiter heißt es in dem 
SAGA-Flugblatt: 


Axe. (das kurz vorher erschien) heißt 
es weiter:.Im St.Pauli will die SAGA 
den Reibach machen. Das Bauprojekt 
Hexenberg dient der SAGA nur als 
Feigenbiste 446 vi zu teure und zu 


der kleinen Schritte, um Wohnungen 
zu erschwinglichen Mieten. Dieser 
‚städtische Unternehmen sieht im 
Dienst der Hamburger, die wegen ih- 
res Einkommens auf dem freien 
Wohnungsmarkt keine Chance ha 
ben.” 


Ein dieker Hammer! Jeder SAGA- 
Mieter kann bezeugen, daß die Woh- 
nungsbaugesellschaft sich meist einen 
Dreck um die Wohnungen, besonders 
um die verkommenen Altbauwohnun- 
[er kümmert, obwohl die SAGA oft 

reits seit zwanzig und mehr Jahren 
die Mieten monatlich kassiert. Und 
wenn Wohnungen renoviert werden, 
sind Mieterhöhungen um fast 100 % 
nicht selten (wie z.B. in Harburg). 
Ihre Neubsuwohnungen am Hexen- 
berg in der Nähe des Fischmarkts 
kosten heute schon 4,80 DM 
netto pro qm. Bei einem Durch- 
schnittseinkommen von 1.000, DM 
muß ein Familienvater für eine SA- 
GA-Wohnung dort etwa 40 % seines 
/kohns nur für die Miete ausgeben, die, 
in den nächsten Jahren auch noch 
kräftig steigen wird, 


Das sind die „Chancen“, die die 
SAGA anbietet; Chancen, die dem 
heute schon größten reinen Woh- 
mungsunternehmen der BRD bei 
einer Bilanzsumme von 2 Mrd. DM 
eine weitere Expansion garantieren, 
bei weitem aber keine Verbesserung 
der Wohnsituation. 

Es ist offensichtlich: Durch sol- 
che Flugblätter will die SAGA im 
Auftrag der Stadt die Vertreibung 
der Bevölkerung vorantreiben und 
trotzdem sich ein soziales Image ge- 
ben; gleichzeitig sollen die Bürgerini- 
tiative und alle Kritiker isoliert wer- 
den. 


Obwohl die SAGA bei der Bevöl- 
kerung nicht gerade gut angeschen 
ist, was sich bei den spontanen Pro- 
Testen gegen die Wohnungspolitik auf 
Versammlungen und in Gesprächen 
immer wieder äußert, wenden sich 
die meisten immer wieder an die SA- 
GA, mit Bitten 0.4. So hat die SAGA 
Ende November 73 nicht nur für ihre 
Mieter, sondern für alle St.Paulianer 
eine zusätzliche Mieterberatungsstel- 
le eingerichtet, wo man sich indivi- 
duell über „Wohnungstauschmöglich- 


Doch damit nicht genug: Gater- 


Gatermann „Renovierungen” für eini- 
;AGA-Häuser in dieser Straße an, 
wohlgemerkt, nur Renevierungen, 
kein Einbau von Bädern und Heizun- 
‚gen etc., was von der SAGA verhin- 
dert wird, selbst wenn die Bewohner 
bereit sind, die Kosten dafür zu über- 
nehmen. 


Er wollte der Bürgerinitiative den 

Wind aus den Segeln nehmen, was 
ihm sicher auch gelungen ist, zumal 
die Bürgerinitiative es nicht verstand, 
Gatermanns Funktion und das Vor- 
‚sehen der Stadt aufzuzeigen. Dard- 
berhinaus konnte er die Versamm- 
hung so für sich nutzen, daß er einige 
‚der Betroffenen kennengelernt hatte, 
und sich um sie „kümmern konnte, 
besonders wenn sie Kritik hatten. Wir 
kennen es aus anderen Stadtteilen, 
daß oft bei Kritikern zuerst renoviert 
wird, daß ihnen sogar eine bessere 
Wohnung (allerdings meist in einem 
anderen Stadtteil) angeboten wird, 
etc. mit dem Ziel, sie zu schmieren 
und von den anderen Mietern zu iso- 
lieren. 
Das gleiche geschah auch mit dem 
Pastor, der lange Zeit die Initiative 
trug: Er wurde nach Billwerder-Aller- 
möhe geholt, wo er einerseits weg 
von der Bürgerinitiative und der Be- 
völkerung ist, andererseits seine Er- 
fahrungen für die Planung des neuen 
Stadtteils und der  „Büngerbeteili- 
gung“ einsetzen kann. 

Es ist die Aufgabe von Leuten wie 
Gatermann, (wie auch von Hauswir- 
ten, nur finden die noch weniger Ver- 
trauen) die Stimmung bei den Mie- 
tern zu erkunden und die „Gefähr- 
lichkeit” von Bürgerinitistiven und 
anderen Aktivitäten einzuschätzen, 
um darauf entsprechend eingehen zu 
können. 


Ein Ergebnis davon ist ein erneuter 
Fragebogen der Stadt, der z.Zt. mit 
großem personellen Einsatz verbr 
tet wird. Dabei werden an die Bewäls 
ner Fragen gestellt wie:,Sind Sie 
dem Stadtteil zufrieden? “, „Würden. 
Sie sich an Bürgerinitiativen 
gen? ” oder „Würden Sie V. 
tungen besuchen und dort 


‚Dur iet umsehr: Die SAGA ist ein | mann seibst kommt auch immer wie- | abgeklopft, damit die SAGA das wer 
ternehmen, das | der „vor Ort“, zuletzt such auf einer | tere Vorgehen der 

hundertprozentig im Besitz der Stadt ‚der Bürgerinitia- | kerung noch besser planen kann. . 

int. Der SAGA geht es nicht um Pro- | tive. Gleich nach einem einleitenden | Bezirkszelle St. Paul 

fit sondern um eine Stadterneuerung | Referah der Bürgerinitiative kündigte | KB/Gruppe Hamburg 


Ein SPD-Bundestagsabge 


ordneterzum 


faschistischen Militärputsch in Chile 


Am 1. Mai, dem internationalen! 
Kampftag der Arbeiterklasse, sendete 
das ZDF-Magazin ein Interview mit 
dem SPD-MdB Dr. Beermann. Diese 
Sendung war eine bewußte Provoka- 
tion gegen alle, die an diesem Tag 
gegen Ausbeutung und Unterdrük- 
kung, gegen die beschleunigte Faschi- 
sierung von Staat und Gesellschaft 
- für die Befreiung der Arbeiterkla 
se und aller unterdrückten Völke 
für den Sozialismus demonstrierten. 

Der Spezialdemokrat Beermann 
kam gerade aus Chile und hatte eine 
Audienz mit dem Massenmörder des 
chilenischen Volkes, dem Junta-Chef 
Pinochet. Beermann erklärte den 
Putsch für ein legitimes Mittel, die 
Herrschaft des Kapitalis weiter auf 
recht zu erhalten! Die Regierung A) 
lende sei illegal" gewesen, weil sie 
die „Ausstellung von Haftbefehlen 
verweigerte, wenn sich diese Hafıbe- 
fehle gegen Verbrecher richteten, die 
den herrıchenden Parteien angehör- 
ten“. Von welchen „Verbrechern”“ 
spricht Beermann hier} Von chileni- 
schen Arbeitern und Bauern; 

„Er wurde systematisch gegen das 
in der Verfassung verankerte Recht 
auf Eigentum verstoßen, indem man 


ttichen Zusemmeniebens geichaffen 
werden.” 

Die Frage, ob der Militärputsch 
ein rechtmäßiger Vorgang ist, löst 
sich selbst. Beermann:,.Das Millıdr 
befand sich in einem inneren Kon- 
fikt: Auf der einen Seite war der 
‚Appell des Parlaments zu handeln, 
‚auf der anderen Seite war die Treue- 
pflicht gegenüber dem Präsidenten 
Allende. Doch der Präsident selbst 
war in die Ilegalität gefallen. Das Mr- 
Aitär_ löste dieses Problem dur‘ 
Amtsenthebung des Präsidenten. Die- 
der Akt war gewaltum, weil er nicht 
anders ging. Weil der Präsident die 
Ihm angebotene Möglichkeit zur Über- 
siediung in ein anderes Land nicht 
wahrnehmen wollte." 

‚Für Spezisldemokraten wie Beer- 
mann ist der blutige faschistische Mi- 
itärputsch und das Massenmorden 
von «zigtausenden Arbeitern, Demo- 
kraten und Kommunisten eine „Amts- 
bung“. Zynisch-menschenvor- 
htlich setzt er dem Ganzen die Kro- 
ne auf; Hinzugefügt sei, daß das Ein- 
reifen des Militärs von dem ganz 
überwiegenden Teil der Bevölkerung 
mit Begeisterung, mit Enthusiasmus 
oder zumindestens mit großer Befrie- 
digung begrüßt worden ist. Das muß 


über 1 500 illegeie Besetzungen von 
Ländereien duldete und unterstützte 
und die Besetzung von über 100 In 
dustriebetrieben und Handelafirmen 
enregte, um sie dann zu beschlagnah. 

Für den Sozialdemokraten Beer 
mann ist der Sozialismus illegal, weil 
er gegen die bürgerliche Verfamung 
verstößt. Deshalb ist os legitim, wenn 
die kapitalistischen Kräfte ihren Mill 
tirapparat gegen das Volk einsetzen 
„Streitkräfte und Polizei müssen da 
für eintreten, daß die Voraunserzun 
kon für die Wiederherstellung von Ver 
Taısung und Gesetz und des demokra 


‚auch einmal mit aller Klarheit gesagt 
werden.“ 

Was Beermann hier in „aller Klar- 
heit“ sagt, heißt, daß der 
von dem überwiegenden Teil d 
‚Bourgeoisie (nicht nur in Chile) nicht 
nur begeistert begrüßt worden ist, 
(daß der internationale Impe 
rialismus alles yetan hat, damit der 
Putsch zustande kommt. (siehe CIA, 
ITT usw.) Für Beermann und andere 
Faschisten besteht der „überwiegen: 
de Teil der Bevölkerung” aus faschi 
stisch aufgehetzten Kleinbürgern. Die, 
Masse des Volker, Arbeit 
ern usw. sind für diese 


|“er, wenn er sich erhebt, zusammeß- 
geschossen werden muß. » 

Beermann ist kein Einzelfall in 
der SPD. Der Brigadegeneral der Bus- 
‚deswehr Dr. Becrmann gehört in der 
SPD zu denen, die das Bindeglied zwi 
schen Parteiführung und Offiziers- 
korps bilden. Neben dem ehemaligen 
Gewerkschaftsvorsitzenden Georg Le- 
ber, dem heutigen Kriepsminister, und 
‚dem Hauptmann der Reserve, Bundes- 
kanzler Helmut Schmidt, ist er füh- 
rend dabei, die Militariserung und 
Faschisierung von Staat und Gesell- 
schaft auch in der SPD voranzutrek 
ben. 

Die Äußerungen Beermanns zeiger 
noch einmal, was von dem Geschwätz 
anderer SPD-Politiker zu halten ist, 
die BRD sei „nicht Chile“, die B 
deswehr sei „demokratisch” und „ver- 
fassungstreu", einen Putsch wie in 
Chile könne es in der BRD nicht ge- 
ben. Wenn schon der „Sozialdemo- 
krat“ Beermann so offen seine Genug: 
twung über den faschistischen Putsch, 
äußert, dann kann man sich denken, 
wie es in der 
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‚Arbeiterkampf Nr. 45/11. Juni 1974 


Kapitalistischer Sport: 


Mit Müller und Beckenbauer 
gegen die Arbeiterklasse 


Rund 20 Millionen Menschen treiben 
in der BRD Sport: Etwa 12 Mio. sind 

‚Sportvereinen organisiert, der Rest 
beiktigt sich als „Trimmer” und Frei- 


aeitsportler, 

Unter dem Vorwand des Dienstes an 
der „Volksgesundheit” werden die 
‚Sporttreibenden zu Arbeitsfreude und 
Leistungsstreben im Sinne der Bour- 
geoisie trainiert. Elite- und Leistungs- 
vorstellungen, Phrasen vom Gemein- 
wohl und der Volkskraft kennzeich- 
nen die Ideologie des kapitalistischen 


Sports. 

1893 führte die Harburger Gummi- 
Kamm-Kompanie den zwangsweisen 
Turnunterricht für junge Arbeiter ein. 
Die „Deutsche Turn-Zeitung für Frau- 
en” berichtete 1900 darüber: „Die 
Leute waren im vergangenen Jahr auf: 
merksamer beim Arbeiten, gewandier 
beim Hantieren und zuvorkommen- 
der im Verkehr. Wir betrachten daher 
als Erfolg des Turnens: Abnahme an 
‚Erkrankungen. Abnahme ar Verler- 
zungen und Unfällen, Besserung der 
Moral und-Sitten.” ... und die Gum- 
mi-Kapitalisten betrachteten ihre 
Kontobücher und sahen vor allem 
ihren finanziellen Erfolg. 

1925 sprach der Kapitalist Meurer 
von der Aufgabe des Sports, „die wirt- 
schaftliche Wiedererhebung mit neuer 
Quell- und Stoßkraft auszustatten.” 


Sport sei die „Entwicklung geistiger 
und körperlicher Kräfte zur Höchst- 
leistung und deren fachgerechte Ein- 
ordnung in das weiteifernde Spiel ei 
‚ner auf höchsten Wirkungsgrad ein- 


In einer Petition an den Deut- 
schen Reichstag hatte der Großkapi- 
talist und 2. Vorsitzende des Deut- 
schen Ruderverbandes Oscar Ruperti 
schon 1914 vermerkt: „Wer jemals 


fammen, als diesen Wettkampf der 
Nationen, bei dem Sieg und Nieder- 
‚ganz anders in die Augen sprin- 


auf Kongressen usw. Dazu kommt, 
daß die Olympischen Spiele bereits 
solche Bedeutung gewonnen haben, 
daß der Erfolg für das internationale 
‚Ansehen mitspricht. Wie ein tüchtiges 
deutsches Kriegsschiff Deutschlands 
Anschen mehrt, s0 auch ein ehrenvok 
les Abschneiden bei den Olympischen 
Spielen.” Und. weiter: „Die Fort- 
chritte im Deutschen Sport sind 
Deutschlands Segen. Deutschland 
braucht wehrfählge Männer, es 
braucht auch im Frieden gesunde Ar- 
beitzmenschen und gerade kräftige 
Charaktere.” 

Diese scharfen kapitalistischen 
Schnacks sind beileibe keine alten 
Kamellen - Sport wird heute von 
den Kapitalisten für die gleichen Zie- 
ie eingesetzt: Für „gesunde Arbeits- 
menschen", für „wehrfähige Männer”, 
für „vaterländische Begeisterung”, für 
„wirtschaftliche _Wiedererhebung” 
ind für vieles mehr. In der Verschlei- 
erung dieser Ziele sind die Katalisten 
allerdings geschickter geworden. _ 

Die Farbenfabriken BAYER je- 
ben jährlich etwa 1,5 Mio. DM für 
die sportliche Betätigung der Arbei- 
ter und Angestellten aus -— aber 
nicht aus Menschlichkeit und „sozia- 
ler Verantwortung”, sondern getreu 
‚dem Motto: „Ein gesunder Arbeiter 
ist ein besserer Arbeiter”. Das Geld, 
das die Kapitalisten hier auf den 
Tisch legen, kommt dicke wieder 
rein, denn dieser Sport macht die Ar- 
beiter fit für den Profit! Außerdem 
fördert der Betriebssport die Ideolo- 
Bie von der Beiriebsgemeinschaft 
„In der Gemeinschaft des Sports 
Können sich Betriebsangehörige ken- 
nenlernen, neue Arbeitskollegen fin- 
den Gelegenheit, Kontakte aufzuneh- 
men. Wird dieser Teamgeist auf die 
Arbeit im Berrieb übertragen, »o kann 
eine Beiriebsgemeinschaft entstehen, 
der Menschen angehören, die sich im 
Sporigeschehen Entschlußfähigkeit 
erworben haben ... Menschen, die 
wissen, daß sie ernst genommen wer. 
den, daß sie zählen, werden ihre Ar- 


bereitschaft wird steigen. Fehlzei 
ten werden seltener, die Einstellung 
zur Firma wird positirer und die Pro- 
duktivinät höher sein als in vergleich- 
baren Betrieben, in denen kein Be- 
riebusport durchgeführt wird.” 

(aus: Die Leibeserziehung, 2/70) 

In diesem Sinne äußerte sich 
auch der _Versandhauskapitalist 
Neckermann. Der mehrfache Gold- 
medalliengewainner im Dressurreiten 
und Vorsitzender der Sporthilfe, 
dressiert als Sportsmann nicht nur 
Pferde, sondern will den Sport auch 
zur geistigen und körperlichen Dres- 
sur der arbeitenden und lernenden 
Menschen einsetzen 

„Im Sporz mässen wir alle s0- 
zielen Unterschiede verwischen. 
Deshalb habe ich den Vorsitz der 
Sporthüfe übernommen.” Mit an- 
derenWorten: Der Sport sol die So- 
Zialpartnerschaft vorspiegeln, er soll 
zum „Abbau der Klassenschranken“ 
eingesetzt werden. Zumindest im 
Sport soll dann den arbeitenden 
Menschen einleuchten, daß „alle in 
einem Boot“ sitzen. 


Fit fürs Vaterland 


Sport soll micht nur für den 
Klassenfrieden im Betrieb, sondern 
auch für den „nationalen Klassen- 
frieden“ sorgen. Käthe Strobel, 
chemalige SPD-Gesundheitsministe- 
Tin meinte dazu: „Wir beirachten 
den Sport als einen stebilisierenden 
Faktor in unserer Gesellschaft.“ 
Pierre de Coubertin, der 1896 
die Olympischen Spiele wieder ins 
Leben rief, hatte das schon im letz- 
ten Jahrhundert erkannt: „.Nun muß 
das Leben der proletarischen Jugend 
von der Freude am Sport durch- 
drungen werden. Es muß. dies ge- 
schehen, weil sie das billigste Ver- 
‚gmügen, das dem Prinzip der Gleich- 
heit am besten entsprechende, das 
wirksamste gegen Alkohol und das 
Droduktisste an beherrschten und 


Der ehemalige Bundesinnenmi- 
nister der CDU, Schröder, forderte 
den Deutschen Sportbund 1954 
diesem Sinne auf: „Führen Sie die 


präguamer 
Kraft zum Staat hin ..." Sport als 
politische Waffe der Kapitalisten 
aus dem Hinterhalt (,„in der Ihnen 
eigenen unauffälligen Weise“) soll 
die Jugend, vor allem die Arbeiter- 
Jugend „zum Staat“, also in die Ar- 
me der Bourgeoisie treiben — diese 
Möglichkeit haben die Kapitalisten 
schon im letzten Jahrhundert er- 
kannt, und se haben diese politische, 
Walfe gegen die Arbeiterklasse seit- 
her noch gewetzt und geschäft. 

Man denke nur an die „Einheit 
der Nation", wenn z.B. die BRD- 
Fußballnationalmannschaft gegen die 
EIf eines anderen Landes antritt. In 
einem Trommelfeuer nationalisti 
scher Überheblichkeit wird die Be- 
völkerung durch die einschlägigen 
Blätter der reaktionären Presse po- 
litisch vorbereitet. Vom: „Deutsch- 
land voor — noch ein Toor“ bis: 
„Deutschland, Deutschland über 
Alles“ ist da nur noch ein winziger 
Schritt. Als 1954 die „Nationalelf“ 
als Weltmeister aus Bern zurückkaı 
bescheinigte der damalige Vorsit- 
zende des Deutschen Fußballbundes 
der Mannschaft, sie habe die „Re- 
präsentanz besten Deutschtums im 
Ausland“ dargestellt, 

Dieses Jahr werden in der BRD 
die 10. Fußballweitmeisterschaften 
stattfinden. Schon seit geraumer 
Zeit werden in der bürgerlichen Pres- 
se die propagandistischen Vorberei- 
tungen dafür getroffen: Das Speku- 
lieren um die Spieler und die Mann- 
schaft, um die Gegner, das Ausrech- 
nen der Chancen usw. soll die ar- 
beitende und lernende Bevölkerung 
schon jetzt in den Bann ziehen. Die 
Sorge um Müllers Knie und Netzers. 
Form soll die Sorgen um den Abbau 
der „Lebensqualität“ verbannen. 
„Nationalhelden“ wie Müller & Co. 
Sollen vormachen, daß mit Leistung, 
emsigem Streben und Enthaltsam- 
keit der Schritt vom kleinen Mann 
zum Millionär zu schaffen ist. Und 
damit das schon die Kinder in der 
Schule merken, packt man Müller- 
und Seeler-Bilder in Brausetüten 
und Fotos von erfolgreichen Fuß- 
ballmannschaften in Schokoladen- 
packungen, verkauft Sammelalben 
für diese Bilderserien, um schon von 
Kindesbeinen den Menschen klar zu 

machen, daß sich Fleiß lohnt. 


sich in trauter Eintracht mit CSU- 


CSU) für Unox-Suppen Werbung 
macht („Kraft in den Teller“), 
sollen die Menschen „ihren“ Helden 
auch hier nacheifern. 


Sport im 


'ischen 


Der organisierte kapitalistische 
Sport leistet für die Kapitalisten 
noch mehr „gute” Dienste: „Der 
Leistungssport hat eine Bedeutung 
für die Gesellschaft schlechthin Der 
portliche Erfolg gilt heute alı ein 


sr 
mann in einem Bittbrief an seine 
bourgeoisen Freunde, als er sie um 
Spenden für die Sporthilfe anhielt. 
In der Satzung der Sporthilfe steht 
demzufolge auch, daß es ihr Zweck 
ist, - „Sportler und Sportierinnen 
zum Ausgleich für ihre Inanspruch- 
nahme durch die Gesellschaft und 
der nationalen Repräsentation ideel 
und materiell zu fördern.“ Mit „na- 
tionaler Repräsentation“ und „Lei- 
stungskraft des Volkes“ ist die Re- 
präsentation der BRD-Industrie vor 
der ganzen Welt. gemeint. Diese 
„Reprisentation" ist so wichtig. daß 
5 sich die Kapitalisten leisten kön- 
nen, die für 2 Mrd. DM gebauten 
Sportanlagen für. die Olympiade 72 
in München brachliegen zu lamen. 
Hier konnten die Kapitalisten die 
BRD der Weltöffentlichkeit als glück- 
liches, spielerisches und zufriedenes 
Land präsentieren. (Ähnliches hatten 
die Nazis mit der Olympiade 1936 in 
Berlin im Sinn: Hier wurde der Welt 
vorgemacht, wie „riedfertig” der Fa- 
schismus war, wie glücklich die Men- 
schen in Naz+Deutschland lebten 
und wie leistungsstark die kapitali- 
stische deutsche Wirtschaft war.) 

| Netionale Repräsentation“, das 
ist bei internationalen is 
sen vorallem die Reprisentaten der 
Leistung. Der Medaillenspiegel der 
Olympiaden soll nicht nur über sport- 
liche Leistungen Auskunft geben, er 
wird auch als Gradmesser wirtschaft“ 
licher Leistungskraft gesehen. 

Als z.B. im Laufe der Jahre die 
USA bei den Olympischen Spielen. 
immer schlechter abschnitten, jam- 
merte der ehemalige US-Präsident 
Kennedy: „Das Ergebnis ist aller 
Welt sichtbar und wird als Beweis 
für ein Nachlassen unserer einst be- 
wunderten nationalen Stärke regi- 


= ls beispielsweise im Wettkampf |. beit gern verrichten, ihre Leistungs- |_ kontrollierten Energien ist.“ Und wenn der „Bomber Müller“ | striert.” Als im Sommer 1971 [} 


Sozialwahlen — ein großer Bluff! 


In den letzten Wochen 
ürgerlichen Presse, an 
und vor allem in Publikationen der 
Gewerkschaftsführung Aufrufe zu den 
sogenannten „Sozialwahlen” zu lesen 
So hieß cs beispielsweise in einem 
Wahlaufruf des DGB: „Vom 5. April 
bis zum 26. Mai 1974 sind Sozialwah- 
len. Da können Sie entscheiden, wer 
in den nächsten 6 Jahren die Sache 
der Angestellten in der Sozialversiche- 
rung vertröten soll. Nutzen Sie Ihr 
Wahlrecht. Sorgen Sie dafür, daß 
tatkräftige und  verantwortungsbe- 
wußte Frauen und Männer in die 
‚Sozialparlamente kommen. Bs ist zu 
Inrem Vorteil.“ 

Worum geht es? So ziemlich jeder 
Mensch in der BRD ist versichert, 
Die Kapitalisten und die höherver- 


nen gewissen Schutz bei Krankheit, 
Unfall, Arbeitsunfähigkeit, als Rent- 
‚ner und als Arbeitsloser. Dafür führt 
der Arbeiter monatlich einen be- 
stimmten Beitrag an die Sozlalver- 
sicherungsträger ab. Die Sozlalver- 
sicherung gliedert sich in. 

@ Unfalk, 

@ Renten-, 

@Arbeitslosen- und 
@Krankenversicherung. 

Der Jahresetat der gesetzlichen S0- 
ialversicherungen beläuft sich auf 
über 50 Milliarden DM, die die Ar 
beiterklanse von Ihrem Lohn bezab- 
Ion muß, 


Der Anteil für die Zahlung von Bei 
trägen für die gesetzlichen Versiche- 
rungen beläuft sich auf etwa 30,2 % 
und schlüsselt sich wie folgt auf: 


Bruttolohn 1000% 
Krankenversicherung 104% 
Rentenversicherung 170% 
Arbeitslosenversicherung: 1,3% 
Unfallversicherung 15% 
(Angaben aus: Bundesminister für 
Sozialordnung: Übersicht über die 
soziale Ordnung, 1970) 

Diese Zahlen erscheinen zunächst 


lich hoch, da auf den Lohn- und 
Itsstreifen meist niedrigere Anga- 
ben zu finden sind. Das liegt daran, 
‚6 die Kapitalisten die Hälfte der 
gesetzlichen _Versicherungsbeiträge 
scheinbar bezahlen. Das ist jedoch 
eindeutig Betrug seitens der Kapita- 
listenklasse, um sich zum einen als 
„Wohltäter” aufzuspielen und zum 
Anderen sich als „Sozialpartner” hin- 
zustellen. Sie verschweigen dabei be- 
wußt, daß die Sozialversicherungs- 
beiträge seitens der Arbeiterklasse 
Reproduktionıkosten darstellen, um 
die Ware Arbeitskraft zu erhalten. Da- 
mit sind diese Beiträge Bestandteil 
des Lohnes bzw. Gehalts! Umgekehrt 
ausgedrückt, behält sich der Kapit 
ist einen Teil des Lohnes gin, um da- 
mit zum einen iJeologische Ziele zu 
verwirklichen (Sozialpartmerschaft), 
zum andern aber auch, um damit die 
Halfte der Sitze und Stimmen in den 
„Selbstverwaltungsgremien” der Ver- 
Sicherungen zu legitimieren. 


Der Schwindel der sogenannten 
Selbstverwaltung” 


ie Kontrolle und der Einsatz der 
jer in den gesetzlichen Sozialver- 


sicherungen obliegt eindeutig den Ka- 
pitalisten, die über se verfügen und 
auch ihren Profit machen (Pharma 
zeutische Industrie, Apotheken, Ärzte 


wird behauptet, daß Ihre Gelder von 
„Selbstverwaltungsorganen” „verwal- 
tet” werden. Diese „Selbstverwaltun- 
gerfbestehen aus „paritätisch” besetz« 
ten Gremien, zur Hälfte Kapitalisten, 
zur anderen Hälfte „Arbeitnehmerver- 
roter” 

Um diesen ganzen Schwindel vor der 
Arbeiterklasse auch schön zu wahren, 
finden dann alle 6 Jahre die „Sozlal- 
wählen” statt, die bisher nur wenig 
Beachtung gefünden haben. 

Das lag daran, daß diese „Wahlen“ 
zum großen Teil gar nicht erst durch- 


‚geführt wurden. In der Satzung die- 
ser „Selbstverwaltung” heißt es näm- 
lich u.a, daß eine Wahl dann über- 
flüssig ist, wenn sich Kapitalisten 
und „Arbeitnehmervertreter” bereits 
über die Zusammensetzung des „pr- 
ritktisch” besetzten Gremiums einig 
sind (1). Diese „Friedenswahlen” sind 
® „Semokratisch”, daß bei über 
2000 Wahlkreisen nur in rund $0 da- 
von gewählt wird. Fanden aber trotz- 
‚dem ab und zu „Sozialwahlen” statt, 
so zeichneten sich diese Wahlen durch 
eine sehr geringe Wahlbeteiligung mus. 
50 betrug die Wahlbeteiligung 1968 
nur etwa 20%. 


Sozislwahlen orientieren 
„Sozialstaatlichkeit” 


auf 


In OTV-Zeitschriften wurde loben 
wert hervorgehoben, daß in unserer 
Gesellschaft die „Sozialstantlichkelt 


zum „Verfassungsprinzip” erhoben 
worden sei. Es ‚darf nicht verschwie- 
‚sen werden, daß viele unserer Forde - 
rungen nur deshalb verwirklicht wer- 
den konnsen, weil die Gewerkschaf- 
ten mit der soziakiiberalen Koslirion 
einen verständnisvollen und aufge: 
schlossenen (!) Pariner fünden weite 
ren Ausbau der sozialen Bereiche un- 
veres Staates fanden ..." „Der Ge 
setigeber hai den Örganen der 

Selbstverwaltung aber einen wesent 
lich größeren Spielraum für eigen- 
ständige Betätigung gelassen, als viele 
Versicherte glauben." 

Wer bezahlt jedoch die enormen 
Kosten des Gesundheitswesens in die- 
sem „Sozialstaat" wirklich? 1968 
wurden 48,5 Mrd.DM insgesamt aus- 
gegeben. Den Löwenanteil bezahlten 
die ‚Sozialversicherungen (29 Mrd, 
DM), der Staat 8,7 Mrd.DM ai 
Steuergeldern. Die Kassen der ge- 
setzlichen Krankenversicherung be- 
zahlten 40% (20 Mrd.DM). Davon 
wurden 14,5 Mrd.DM für die Be- 
handlung in Krankenhäwsernund durch 
die niedergelassenen 
Araner und Hilfsmi 
Die Kapitalisten bracht 
Mrd.DM auf, 3 Mrd. davon für Lohn- 
fortzahlungen, die vorher von den 
Kapitalisten als Unkosten eingeplant 
tind und genauso wie der „Arbeit- 
geberanteil” vorher vom Löhn einbe- 
halten werden. Durch den „Arbeitge- 
beranteil” sollen die Kapitalisten als 
soziale Wohltäter erscheinen, die auch 
ein Interesse.an einer guten gesund- 
heitlichen Versorgung der Arbeiter- 
klasse haben. Wie „groß'" dieses In- 
teresse in Wirklichkeit ist, sieht man 
‚daran, daß sie zwar formal die Defk 
nition der Weltgesundheitsorganise- 
tion angenommen haben, die besagt, 
Gesundheit sei ein „Zustand voll: 
ständigen, physischen, geistigen und 
sostalen Wohlbefindens und nicht 
bloß die Abwesenheit von Krank- 
heit.” Dürch Paragraphen der Reich® 


versicherungsordnung (RVO) haben 


sie sich jedoch Gesetze geschaffen, 
die diesen Zielen  widerspreche: 
„Der Versicherte hat Anspruch 
(le wrtlche Verengung, de zur 
Heilung oder Linderung nach den 
Regeln der ärztlichen Kunst [?} 
zweckmäßig und ausreichend ist. 
Leistungen, die für die Erzielung des 
Helterfoigs nicht notwendig oder un- 
wirtschaftlich (!) sind, kann der Ver- 
sicherte micht beanspruchen .. sie 
darf jedoch das Maß des Notwen- 
digen (!)nicht überschreiten." ($182,2 
+ 368e RVO). Von der CDU wurde 
auf ihrem Wirtschaftstag sogar 
gestellt: „Soziale Leistungen werden 
‚nicht vom Staat oder irgendeinem 
Dritten gewährt; sie müssen vorher 
In Form von Steuern, Beiträgen, ein: 
behaltenen Lohnteilen und über den 
Preis von den Erwerbstätigen und $o- 
zlalleistungsempfüngern selbst 
bracht werden.” Die Ideologie des 
Sozialstaates wird in diesem Zitat von 
ihren Vertretern selbst widerlegt, 
Durch die „Selbstverwaltung bei 
‚den Sozialversicherungen sollen Mit- 
bestimmungsillusionen verbreitet wer- 
den. 


Zu den Sozielwahlen 1974 


Vom April bis Ende Mal dieses Jah- 
res fanden nun die Sorialwahlen für 
‚die Angestellten statt. Arbeiter und 
Angestellte wählen getrennt, da se 
zum einen ‚der „Bun- 

für Angestell- 
w(BIA) wnduniehen muRe 
sonderen Angestelltenkrni n 
pflichtversichert sind (armer Br- 
atzkasse, Deutsche Angestelltenkran- 
kenkasse, Kaufmännische Kranken- 
kasse Halle, nur um einige zu nen- 


on). 

Relativ „ an den „Sozia- 
wahlen” dieses Jahres war, dab zlem- 
lich viel Wirbel darum gemacht wur- 
de, vor allem seitens der Gewerk- 
Bekannte Schlag 


» 


schaftsführung, 


- 


Bourgeo| 
0° se einsetzt, um die Menschen fit für 


‚Arbeiterkampf Nr. 45/11. Juni 1974 


Leichtathletik - Nationalmannschaft 
zu den Europamelsterschaften nach 
Helsinki abflog, erzählte Neck: 


‚des Flugzeugen, wofür ie ei 
‚Sport treiben: „Denkt daran, daß 
Ihr auch die deutsche Wirtschaft 
repräsentiert!“ 

Beim Eindringen in neue Märkte 
und Absatzpebiete gehen die Impe- 
rialisten ebenfalls „sportlich” vor. 
Im S$portbericht der Bundesreple- 
rung von 1973 heißt es: „Erfah. 
rungigemäß muß die Sportförde- 
rung in den Entwicklungsländer 
(durch die DRD, die Red.) zu de 
Maßnahmen gerechnet werden, die 
meisten ‚good will‘ für die Bun- 
deirepublik schaffen. In vielen Ent- 
wieklungsländern ist die Hilfe der 
Bundesregierung zur Sportförderung 
hervorragend geeignet, die kulturpo- 
litischen und nicht selten auch die 
‚@ußenpolitischen Beziehungen zur 
Bundesrepublik Deutschland zu 


stürken. 

Der Kapitalismus zerstört die 
physischen und psychischen Kräfte 
‚der Menschen durch schlechte Ar- 
beitsbedingungen, schlechte Wohn- 
verhältnisse, _ Luftverschmutzung, 
Lärm, schlechte Krankenversorgung, 
durch Hetze und Streß, Zwei Drittel 
der arbeitenden Bevölkerung sche 
den aus gesundheitlichen Gründen 
durchschnittlich zehn Jahre vor Be- 
‚ginn des Rentenalters aus dem Pro- 
duktionsprozeß aus. 

Bei einer Jugendgesundheitsun- 
tersuchung in Baden-Württemberg 
stellten Ärzte 1970 fest, daß jedem 
dritten Jugendlichen, der in der Be- 
rufsausbildung stand, eine Ein- 
schränkung seiner beruflichen Ti 
tigkeit aus gesundheitlichen Grün- 
‚den empfohlen werden mußte. * 

Bewegung und Sport sind für die 
‚meisten arbeitenden Menschen die 
letzte Rettung vor bleibenden kör- 
perlichen Schäden, die die Folge 
der unmenschlichen kapitalistischen 
Produktionsbedingungen sind. 

Die Arbeiterklasse vor allem 
braucht also körperlichen Ausgleich 
— sie braucht allerdings nicht den 
kapitalistischen Sport, den die 

Isle gegen die Arbeiterklas- 


Profit zu machen und um sie 

‚zum friedlichen Nebeneinander mit 

ihren Ausbeutern zu zwingen. . 
Kapitalismus ist 


breiten Mason der werktätigen Ju- 
gend sind unter dem Kapitalismus. 
der Mittel und Möglichkelten be- 
raubt, eine wirkliche physische Er- 
ziehung und Sporttätigkelt zu be- 
treiben“, hieß es im Programm der 
Kommunistischen Jugendinternatio- 
nale von (928. Und an anderer Stel- 
1: „Turn- und Sportorganisationen 
sind und können keine politisch 
neutralen Organisationen sein, Sie 
sind wohl für die Bourgeoisie 
Al für die Arbiterklaee Mit der 

/erstärkung Ihres politischen Ein- 
uses und Hilfsmittel zur Durch- 
führung bestimmter Aufgaben im 
Klassenkampf." 

Aus diesen Erkenntnissen heraus 
wurde schon 1893 mit der Grün- 
dung des „Arbeiterturnerbundes" 
ein erster Ansatz für eine selbstän- 
ige proletarische Körperkultur ge- 
schaffen. 1919 hatte der ATB 
742.000 Mitglieder. In den Vereinen 
des ATB/wurde nicht nur geturnt 
und Sport getrieben, sondern es go- 
hörte ebenso zu ihren Zielen,auf der 
theoretischen Grundlage des Marxis- 
mus die Proletarier für die Aufgaben 
im Klassenkampf vorzubereiten, Als 
der ATB durch maßgeblichen Ein- 
fluß reformistischer Kräfte der SPD 
immer mehr verbürgerlichte und zu 
einer unpolitischen Organisation ge- 
macht werden sollte, formierten sich 
die klassenbewußten. Arbeiter im 
ATB zu einer geschlossenen Frak- 
tion innerhalb der Arbeitersport- 
verbände, bis 1930 auf Initiative 
Ernst Thälmanns die „Kampfge- 
meinschaft für Rote Sporteinheit 
KG)“ gegründet wurde. Die prole- 
tarischen Sportler wurden uneinge- 
schränkt mit in die Strategie des 
Klassenkampfeseinbezogen... Heute, 


wo der Hungerkurs des kapitalisti- 
schen Systems und die Auswirkun- 


Krisenfaktoren maßloses Elend in 
alle Arbeiterwohnungen trägt, heute, 
wo immer breitere Millionenmassen 
durch die systematische Verelen- 
dung geschwächt und zermärbt wer- 
den, wächst erst recht die Bedeu- 
ung der Arbeitersportbewegung als 
eines Faktors zur Erhaltung und Er- 
weiterung der Kampfkraft der Ar- 
beiterklasse gegen das Kapltal!“ 
(Ernst Thälmann,” Für ein freies 
sozialistisches Deutschland, Reden 
Auswahl 1919-1930, Bd. II, $. 
39). 

1933 besaß die KG in 3.400 Ver- 
einen rund 250.000 Mitglieder. Im 
März 33 wurde die KG von den 
Nazis aufgelöst. . 


Menschenbehandlung 


„3. Klasse‘” 


Am 3. Mai fand in Eutin eine Veran- 
staltung der „Jungen Nationaldemo- 
kraten" statt, die mit ihren braunen 
Reden Jugendliche verhetzen wollte, 

Eine große Gruppe von Antifa- 
schisten und Genossen versuchte je- 
doch, die faschistischen Verbrecher 
aus dem Saal zu vertreiben und eine 
eigene Veranstaltung durchzuführen. 
Sofort waren die eilig bestellten Bul- 
len am Platz und knüppelten uns aus- 
einander, wobei sie Mädchen an den 
Haaren durch den Saal schleiften, 
einen Genossen halb erwürgten und 
ihre Knüppel auf unseren Köpfen 
tanzen ließen. 

Da sie mir einen harten Schlag 
versetzt hatten, müßte ich wenig 
später mit einer Gehirnerschütterung 
ins Krankenhaus. 

Wie die „Gleichheit" der Mensch- 
en vor dem Gesetz in Wirklichkeit 
aussicht, hatten die Bullen-ja schon 
demonstriert, denn gerade diejenigen, 
die sich aktiv für den antifaschis- 
tischen Kampf einsetzen, „verdienen” 
es in „unserem“ Staat nicht, besser 
behandelt zu werden. Und was eben 
die „Gleichberechtigung" der gesund- 
heitlichen Behandlung betrifft, so 
wurde mir ihr Sinn im Krankenhaus 
deutlich gemacht; 

Als Patient „3. Klasse“ können 
die Ärzte mit einem machen was sie 
wollen, und so pöbelte mich der 
Aufnahmearzt auch gleich an 

„Mensch, was haben sie denn für 
Drogen genommen, Opiate oder Va 
hium? 


Ein Leserbrief 


Daß ich Ihm nichts von dem poli- 
tischen Hintergrund diese 
erzählte, tat. ich aus 
rechtigten Annahme 
„solche” Kranken in der Regel wohl 
noch schlechter behandelt werden. 
Dennoch hinderte ihn dies nicht da- 
ran, mich meines Geldbeutels und 
meiner gesellschaftlichen Stellung als 
Lehrling gemäß zu behandeln, 

Ich versicherte ihm, weder Drogen 
‚noch sonst etwas genommen zu haben, 
sondern mit dem Kopf auf dem Tisch 
aufgeschlagen zu sein, woraufhin er 
mich anschrie: „Das glauben Sie doch 
wohl selber nicht, dann sind Sie 
eben betrunken!" Ich wies ihn 
schwach darauf hin, daß wenn ich 
solche, merkwürdigen Sympthome 
durch einen Aufprall mit dem Kopf 
aufweisen würde, ich wohl eine Ge- 
hirnerschütterung haben müßte, aber 
er meinte nur: ;.Na ja, heute schlafen 
Sie sich mal aus!” Dann nahm er noch 
meine Personalien auf, wobei er s0- 
wohl meinen Namen als auch meine 
Adresse anzweifelte. 

Mir war aber zu schlecht und zu 
schwindelig, als daß ich mich in der 
Lage gefühlt hätte, seine Unver- 
schämtheiten zurückzuweisen. So wur- 
de ich auf die Station gebracht. Die 
Kollegin, die mich begleitet hatte, 
fragte mich in ihrer Eigenschaft 
MTA nach meinem Zustand und deı 
Befund der Röntgenuntersuchung und 
wurde von dem Arzt herausgeschmis- 
sen mit dem Geschrei: „Wer ist hi 
eigentlich der Arzt, ich oder Sie? 


ee Sen u 
HITLER - „NOSTALGIE” IN DER SPD 


Die sogenannte „Nostalgie-Welle" hat 
viel von dem braunen Schmutz em- 
porgebracht. 

Erst kürzlich erschien ein „Großer 
Bildband über die Waffen-SS” vom 
Munin-Verlag, Osnarbrück, der auch 
Herausgeber einer faschistischen Zei- 
tung „Der Freiwillige” ist. Zu dieser 
Neuerscheinung erhielt der Verlag 
eine Zuschrift über „die Beurteilung 

der Schreiber 


sten-Verlag teilt 

Er empfindet es „als besondere 
Tragik, daß die politische Beurtei- 
lung dieser Frage in den ersten Jahren 
der Bundesrepublik von den Sieger- 
mächten in einer so ungerechten, 


worte aus dem Repertoire der Sozial 
demokraten wie „sozialer Fort“ 
",„Mitbestimmen und Mit- 
entscheiden” usw. und die Aufforde- 
rung an die Kollegen, die „Arbeit- 
nehmervertretung” mit „klugen Köp- 
fen" (gemeint sind die hauptamt- 
lichen Gewerkschaftsfunktionäre) zu 
besetzen, sollten dazu beitragen, den 
„gewerkschaftlichen Einfluß” in den 
\Selbstverwaltungsorganen” zu stär- 
ken. $o stellten sich auch „bewährte” 
sozialdemokratische Gewerkschaft 
führer als Kandidaten auf, wie 2.5. 
© Ferdinand Eichhorn, stellvertre- 
tender Vorsitzender der IG-Che- 
mie, 
@ Maria Weber, stellvertretende Vor- 
sitzende des DGB, 
© Siegfried Bussjäger, Premenprecher 
der ÖTV. 
@Bei den letzten Wahlen Heinrich 


Jakobi, stellvertretender OTV- 
Vorsitzender, 
Dort sitzen sie dann mit den Kapk 


talisten „in einem Boot” und lassen 
sechs Jahre lang nichts mehr von 
sich hören. (Das ist für solche Herren 
auch besser, denn wenn sie vor den 
Kollegen Rechenschaft über ihre 
‚Arbeit ablegen würden, ki 

's zum Vorschein ‚was ihnen gar 
nicht s0 lieb wäre, untersucht man 
einmal etwas genauer die kapitall- 
stische Gesundheitspolitik). 

Es Ist Interemant, daß in den ge- 
werkschaftlichen Zeitschriften z 
großer Wirbel um „Mitbestimmung 
und „sozialen Fortschritt” gemacht 
wurde, dafür aber eine Rechenschaft 
über die Ausgaben der Beiträge, 
die Arbeiterklasse gezahlt hat, 
völlig fehlt. Kein Wunder, denn ein 

Teil der Ausgaben kommt den 
apitalisten selbst zugute bzw. ande- 
sen Leuten, die daran verdienen 
(Chemische Industrie, Ärzte w 
Apotheker), während die „Fürsorge” 
gegenüber der Arbeiterklasse hinten- 
an steht und darauf ausgerichtet ist, 
die Ware Arbeitskraft möglichst 


schnell wieder zur Verfügung zu 
haben. 


"Soranlen” 1974 


Durch den Wahlrummel und durch 
die Einführung der Briefwahl stieg 
die Wahlbeteiligung von knapp 20% 
im Jahr 1968 auf ungefähr 40% bis 
45% in diesem Jahr bei den Ange- 
stellten. Das angebliche Ziel der Ge- 
werkschaftsführung, „die Arbeitnch- 
merseite im Selbstverwaltungsor 
zu stärken”, wurde aber nicht er- 
reicht — Im Gegenteil 

Neben dem DGB und der DAG 
beteiligten sich bei den vorhergehen- 
den und bei den diesjährigen Wahlen 
auch Kapitalisten oder deren Vertre- 
ter bei den Wahlen auf „Arbeitnch - 
merseite” (1). 80 z.B. die 
@ Union _ Leitender 

(ULA), in der hauptsäch 

nager und leitende Angestellte or- 

ganisiert sind. 

oder „Deutsche Handels- und In- 
dustrieangestelltenverband”, 

© der „Verband Weiblicher Ange- 
stellter”, 

© die „Gemeinschaft der Versicher- 
ten und Rentner der BIA”, ein 

Mäuflein oberer Verwaltungsbt- 

amter in den Krankenkassen. 
Diese kleinen ständischen Vereine 
waren auch schon bei früheren Wah- 
len auf der „Arbeitnchmerseite” ver- 
treten - d.h. von einer „Arbeitneh- 
mer/Arbeitgeber-Parität” konnte 
selbst formal nie die Rede sein. Das 
macht den ganzen Schwindel dieser 
Sache nur noch offenkundiger, 

Das Wahlergebnis bei den Sozial- 
wahlen in diesem Jahr im Bereich 
der Angestellten ist sehr Intern 
san 

Bei einer Wahlbeteiligung von ca. 
45% für die Vertreterversammlung 
zur Selbstverwaltung konnten 30 


„Arbeitnehmervertreter” gewählt 
werden. Betrug die Anzahl der ge- 


werkschaftlichen Vertreter 1968 
moch 24 (DAG und DGB zusam- 
mengenommen) »0 sank dieser An- 
teil in diesem Jahr auf 13 Sitze 
Dabei büßte der DGB 4 Sitze und 
die DAG sogar 7 Sitze ein, d.h. der 
‚Anteil von DGB und DAG sank ai 

als 50%. Andererseits haben 
die ständischen Organisationen ge- 
wonnen: von den 30 zu vergeben- 
den Sitzen erreichten sie insgesamt 
17. Das Wahlergebnis im einzelnen: 


DAG 8 Sitze 
DGB 5 Sitze 
Union Leitender Angestellter 2 Sitze, 
Deutscher Handel- und In- 
dustrieangestelltenverband 2 Sitze 
Verband Weiblicher Angest. 2 Sitze 
Deutsche Angestellten- 
Krankenkasse (DAK) 4Sitze 
Bundesversicherungsanstalt 

für Angestellte (BIA) 7Sitze 
Was besagt das Wahlergebnis? 


‘Von den ohnehin nur 45%, die sich, 
an der Wahl beteiligten, dürfte ein 
großer Teil aus dem Bereich der Lek 
tenden Angestellten sich kaum an 
der Wahl beteiligten. Das zeigt auch 
die Niederlage der DAG und des 


DGB, bei diesen Wahlen. Ein wer 


terer Grund Ist darin zu sehen, daß 
dei den meisten Kollegen Unkenntnis 
und Unklarheit über die „Sozialwah- 
ken“ vorherrscht, daß sie nicht wis- 
sen, um was es dabei überhaupt gcht. 
(Das ist durchaus im Interesse der Ka- 
pitalisten). Von daher erklärt sich 
auch, daß einige Angestellte die 
ständischen Gruppen, die sich als 
„Arbeitnehmer“ ausgaben, gewählt 
haben. In diesem Sinne Außerten 
sich auch Vertreter der Kranken- 
kassenterbände zufrieden über den 
Ausgang der Wahl! vie „halten das 
erreichbare Optimum der Wahlbetet- 
Higung mit den erzielten Ergebnissen 
für nahezu ausgeschöpft”. (Nach 
„Handelsblatt“ vom 28.5.7) @ 


’emotionsbegründeten, einseitigen 
Weise beeinflußt bzw. festgelegt wur- 
de und daß bis in jüngster Zeit ein 
Abrücken von den Fehlurteilen (hier 
sind die politischen „Fehlurteile” ge- 
meint!) durch offizielle Aussagen der 
‚Parteien unterblieben ist. 

Der Briefschreiber bittet abschlies- 
send um „eine Darstellung der heute 
noch bestehenden Benachteiligung 
‚für Angehörige der Waffen-SS in der 
Gesetzgebung der BRD (!}." (nach 
ED, 5.6.74) 

Diese liebevolle Aufbesserung des. 
Images der faschistischen Mörder 
banden stammt vom Vizepräsident 
des Hessischen Landtages und SPD- 
Abgeordneten Hans Otto Weber. 


$o Ing Ich dann drei Tage auf der 
Station und nur einmal kam der 


Chefarzt und meinte: „Na, wohl 
einen über den Durst getrunken, 
wier" 


Ich mußte mich oft übergeben 
und hatte starkes Nasenbluten und 
Kopfschmerzen, aber das interniert 
die Ärzte gar nicht, nur der Aufnahme- 
arzt kam noch einmal vorbei und 
meinte zynisch Sie sind: ja 
immer noch da? 

Erst am dritten Tag, nachdem 
ich vom Stationsarzt Aufklärung über 
diese Unverschämtheiten gefordert 
hatte, wurde ich noch einmal unter- 
sucht und auf Gehirnerschütterung 
hin behandelt! 

Doch nicht nur ich bekam zu 
spüren, wie man als Mensch „3. 
Klasse" behandlet wird. Wir lagen mit 
neun Frauen wegen Überfüllung auf 
dem Flur. Fünf waren frisch operiert 
und hatten besonders unter dem 

ländigen Geklingel und dem Klappern 
aus der Küche zu leiden. Es war so 
eng, daß die Besucher Im Vorbei- 
‚geben den Frauen fast die Tröpfe 
aus den Venen risen. 

Die Krankenschwestern versuchten 
zwar immer freundlich und hilfsbe- 
reit zu sein, aber für die SO Patien- 
innen waren nur zwei (!) gelernte 
Schwestern, drei Schülerinnen und 
zwei Angelernte da, Täglich mehrere 
Überstunden zu machen bei. dem, 
ohnehin anstrengenden und aufrel- 
bendem Dienst, waren durchaus nor- 
mal. Die verantwortlichen Ärzte ka- 
men nur auf Stipvisite, alles andere 
mußten die Schwestern und die 
Assistenten machen. Kam jedoch der 
Chefarzt, so buckelten die Ärzte in 
einem längen Schwanz hinter ihm 
her. 

‚Auf dieser Seite also Lärm, Un- 
ruhe, mangelnde Betreuung, Überbe- 
astung der Schwestern und grobe 
Behandlung durch die Ärzte - auf 
der anderen Seite die Privatpatienten, 
die allein im ruhigen Zimmer mit 
Telefon und Fernseher liegen. 

Dieser Fall steht beispielhaft für 
die Realität in „unserem Sozialstaat", 

Die Arbeiter kriegen nur das Nö- 
tigste, um ihre Knochen wieder für 
die Produktion zusammenzuflicken, 
für die Bourgeoisie ist keine Pflege, 
kein Medikament gut genug! 

So wird auf unserem Rücken, auf 
dem Rücken der total überlasteten 
Schwestern und Assistenzärzten die 
Misere des Gesundheitswesens ausge- 
tragen, und der kapitalistische Klas- 
senstaat hat nicht das mindeste Inte- 
resse daran, dies zu verbessern. @ 
Eine Kieler Metallgenossin 


en Pe Be a 


Geschichtliche Entwicklung der Krankenversicherung 


Das heutige Gesundheitswesen 

ist das Ergebnis über 100Jährk 

ger Klassenkämpfe. 

© Die ersten Einrichtungen für 
gegenseitige solidarische Hilfe 
gegen materielle Folgen von 
Arbeitsunfall und Krankheit 
entstanden in Deutschland im 


© In den Jahren 1800 bis 1847 
entstanden die Krankenkas- 
sen, sie waren Keimformen 
der Gewerkschaften und s0- 
mit eine Sache der Arbeiter 
klasse. 

© Die Bismarckache Sozialgesetz- 
gebung 1883 bis 1889 brachte, 
der Arbeiterklasse die ent- 
scheidende Errungenschaft 
einer Versicherung gegen 
Krankheit, Unfall und Alter. 
Dieses war das Zuckerbrot zur 
Peitsche (Sozialistengesetze). 
Mit. dieser  sozlalpolitischen 
Maßnahme versuchte die Bour- 
geoisie, die Arbeiterklasse vom 
Klassenkampf abzulenken. 

® Die Weimarer Republik brach- 
te der Arbeiterklasse in den 
Jahren 1918 bis 1928 weitere 
Leistungwerbemerungen. Die- 
se Fortschritte waren vor allem 
ein Ergebnis des-Kampfes der 
Arbeiterklasse in der Novem- 
berrevolution 1918. Entschei- 
dende Forderungen der Arber 
ter und ihrer Gewerkschaften, 
nach Ausdehnung der gesetzl> 
chen Pflichtversicherung auf 
alle Arbeiter und Angestelk 
ton, nach Beseitigung der Zer- 
splitterung der Sozialversiche- 
rung in tausend verschiedene 
Kassen, nach. Befreiung der 
Sozlalversicherung von der 
Vormundschaft der Unterneh. 
mer und der behördlichen I0- 
tokratie, nach Schaffung einer 


echten Selbstverwaltung durch 
die Versicherten blieben un- 
erfüllt. 

@Unter der Herrschaft des 
Faschismus verlor, die Sozial- 
versicherung gänzlich ihren so-, 
zialen Charakter. Sie wurde 
zu ‚einem Teil des faschk 
stischen Unterdrückungsappa- 

tes und diente als Kapitak 
sammelstelle für die Finan- 
zierung des faschistischen 
Raubkriegen. Über 20 Mrd. RM 
Vermögen der Sozialversicher 
ung wanderten in die faschr 
stische Kriegskane. 

@ Nach 1945 würden die uner- 

(ülten Forderungen von der 
Arbeiterklame wieder aufge- 
nommen. Im Zuge der Restau- 
ration des westdeutschen Im- 
perialismus hat die Sozialver- 
sicherung sich zu einem ka 
pitalistischen Unternehmen 
entwickelt, Im Zuge der Mit- 
bestimmun wird 
vom DGB die Mitbestimmung 
auch in der Sorialversicherung 
efordert. Die Schaffung einer 
einheitlichen Sozialversiche- 
rung wird jedoch vom DGB 
nicht gefordert! So gab es 
1951: 1992 Krankenkamen 
mit ca. 20 Mil. Versicherten 
(1907 gab es 23.400 Kranken- 
kassen) und 1968 waren es 
1.878 Kassen mit ca. 29 Mill 
Versicherten. Der Rückgang 
der Zahl der Krankenkassen 
bei_ steigenden Versicherten- 
zahlen it eine Folge des Kon 
zentrationsprozesses Im Impe- 
aliamun. 
Kinen. wesentlichen Einfuß 
auf die ökonomische und po- 
itische Entwicklung der Kran- 
kenkasse hat die Arbeiterklar 
se noch nicht, 


Saite 24 


Human-Genstik-Professor 
Deutschen Ärzteblatt: (He 


eu 
22) 


„Ich glaube, wir sollten das anomale 
"ind nicht wien; kurz und Klar. Ich 
habe viele solche Auseinanderserz- 
ungen mit betroffenen Eliern erlebt. 
In einem Fall fragte mich eine Mutter 
‚Ich habe schon ein Kind mir Zrisomie 
21 (Mongolotsmis) und möchte noch 
ein Kind, aber ein gesundes, Würden 
Se bei mir die Amnlonpunktion 
machen? ° ich sagte (hr: „Ich werde 
@ nicht run.“ (Ammionpunktlon = 
‚Entnahme von Fruchtwasser während. 
der Frühschwengerschaft zur Unter. 
auchung auf Brbschäitendes Embryas) 
Ich werde die Amnionpunkılon nicht 
vornehmen, well ich nicht den Tod, 
die Abtreibung des Kindes will, wenn 
eranomal ve sollte,“ 


Ein Kommentar erübrigt sich, 


Inder Vorlesung, 


PROFESSOR LIESS 
PATIENTIN STERBEN 


Den nıchfolenden Text über einen 
skundalösen Fall entnehmen wir der 
toten Fihne“ (der „KPD“) vom 
5.74 (m, 22): 

Letzte Woche starb in Aachen eine 
schwerkranke Patientin, die Frau ei 
ineı merokkanischen Arbeiter unter 
den Augen eines Mediainprofensors, 
während er den Studenten {ber die 
Theorie des Falle: dozierte. Welche 
Menschenverachtung siecktin solchen 
Ärzten, für die Patienten nicht zum 
Heilen, sondern als Material für ihre 
Profesiorenschau gut sind. Welche 
Heuchelei ist die ärztliche Erhik, auf 
die sich die reuktioniren Vertreter 
dieses Standes Immer berufen, wenn 


ihr Geschäft mit der Krankheit ange- 
griffen wird! 


"ÄRZTLICHES ETHOS”: 
MONGOLOIDES KIND ALS EINE ABTREIBUNG 


‚Schworkranke Patientin 
diente der Professorenschau 
Sie starb! 


Dieser Fall it ein empörendes 
Lehrbeispiel dafür. „Kollepialliät“ 


dient dazu, den Fall zu verwuichen, 
die „Schweigepflicht dazu, die An- 
gelegenheit unteren Tuchzuwischen, 


Zynisch und feist grinsend: der 
Schlächter und Menschenverachter 
im „weißen Kittel”, der Herr Pro: 
fessor Doktor Reifferscheid 

Das ist dem Schuldigen, Professor 
Reiffericheid_ m{ßlungen, weil die 
Fachschaft Medizin diesen Vorfall 
mutis veröffentlichte. Die Studen- 
tenvertreier erklärten: „Auf der einen 
Seite stand die ärztliche Kollegiliet, 
wie sie in solchen Fällen immer 
wieder gefordert wird. aufderanderen 
Seite die Solidarität mit in solchen 
Situationen wehrlosen Patienten. Ge- 


ES Ne 
„VOLKSKAPITALISMUS” — 


„Der Arbeitnehmer 


Lustgefühle bekommen. 


muß kapitalistische 


Veranstaltung der CDU in Köln 


Im Bundestagswahlkampf 1972 
schickte die CDU ihren Bundestags- 
abgeordneten Elmar Pieroth als „Ar- 
beitnehmer-Experten” und Fachmann 
für „Vermögensbildung” auf Rund- 
reise” durch verschiedene Städte der 


Te 
„VOLKSKAPITALISMUS 


Der Arbeitnehmer 


Danach kannjeder entscheiden. ober 
„süler Teilhaber" werden will, oder 
fein „Darlehen verzinst” zurück er- 
han. 

‚Auch. Pieroth scheint Anhänger 
der „Parität” zu sein. denn immer- 


muß kapitalistische 


Lustgefühle bekommen.” 
Veranstaltung der CDU in Köln 


Im Bundestagswahlkampf 1972 
schickte die CDU ihren Bundestags- 
abgeordneten Elmar Pieroth als „Ar 
beitnehmer-Experten” und Pachmann 
für „Vermögensbildung” auf Rund- 
reise durch verschiedene Städte 
BRD, 

Pieroth selber ist Unternehmer 
eines Betriebes mit 1700 Arbeitern 
und Angestellten und gehört zur Gar 
de der „jungen und dynamischen” 
Unternehmer, die nach Immer neuen 
und raffinierleren Methoden zur Ab- 
sicherung dor Ausbeuterherrschaft im 
Betrieb suchen. 

‚Was er im Wahlkampf sozial ver 
brämt an den Wähler brachte, di 
enthällte er wesentlich offener Mitte 
Mai auf einer Veranstaltung de 
telstandsvereinigung' der Kölner 
CDU, 

Im Mittelpunkt seines Referat: 
standen Vorstellungen zur sogenann- 
ten ",Vermögensbildung” und „Ge- 
winabeteiligung” Ziel hierbei müsse 
die Schaffung eins „ Voltskeplie 
mu” sein, alı Alternative zum 
Ta ee Knaben 
(alle Zitate nach „Kölner Stadt-Än- 
zeiger" vom 17.5,74) 

Das, ist die part 
nerschaftliche Bindung der „Arbeit: 
nehmer” an den Betrieb und an di 

liche System”. Da- 
Eu empfiehlt Pieroth „eine offensire 
Sozialpolitik im Berrieb” deren Ab- 
Sicht es sein muß, „Gldck und Selbst 
verwirklichung am Arbeitsplatz für 
möglichst viele zu schaffen.” 

Durch „leitende Arbeitszeit” und 
die Zusammenfassung mehrerer Ar- 
beitsginge soll die „Monotonie am 
Arbeitsplars aufgelockert” werden. 

daß dies noch nicht 
reicht, und empfiehlt die Schaffung 
Dadurch 


Bilden geschaien. werden 
seits soll dan Geld möglichst im Be- 
trieb bleiben. Pieroth empfiehlt ein 
Vorgehen, daß er seit 1967 offen 
sichtlich mit Erfolg praktiziert: die 
Mülfte seines Gewinns (nach seinen 
Angaben die Hälfte!) zahlı er un die 
1700 Beschäftigten aus. Das macht 
für jeden Jährlich 2000 DM, Dieses 
Geld opt zunächst $ Jahre für wei 
tere Investitionen Im Betrieb fen 


Danach kann jeder entscheilen, ob eı 
„stiller Teilhaber" werden will, oder 
sein „Darlehen verzinst” zurück er- 


rade als Medizinstudenten haben wir 
die Pflicht, diese Solldaritdt an die 
erste Stelle zu setzen, 

Nachıtehend drucken wir die 
Korrespondenz einer Medizinstuden- 
ten aus Aachen. 

Am Dienstag, dem 21.5, wurde 
morgens in unserer Chirurgie-Vorle- 
mung eine ausländische Patientin mit 
einem  Magen-Vohrulus (Magenver- 
drehung vorgestellt; wir hatten sie 
ichon vorher aut dem Vorbereitung“ 
um schreien hören. Fast eine halbe, 
Stunde (1) lung mußte ste Im Hörsaal 
ls. „Fallswwdie“ dienen. Ste wälste 
sich” unter der Betidecke, rang mit 
Ihren Armen, erbrach sich, während. 
Profesıor Reifferscheid seine Vorle- 
nung über die Theorie dieses Falles 
untermauert von Rönigenbildern ent“ 
wickelte Die Frau wurde während. 
dieser Zeit nicht ärztlich betreut 
und erhielt Keine Kreisaufsrätzung, 
obwohl sie anschließend zur Opere- 
Hlon sollte und sich - wie Professor 
Reiferscheld später selbst sagie — im 
Schockzustand befand. Erst als nach 
125 Minuten ein Pfeger den Puls der 
Patientin überprüfte und den wohl 
lemierenden Zustand Professor Reif 
ferscheid leise mitteilte, wurde die 
Frau schnell aus dem Hörsaal ge- 
schoben, 

Die Studenien, die Profewor 
Reifferscheids. Verhalten in dieser 
Situation kritisierten und feitstellten, 
daß zur Erklärung der Krankheit 
der Todeskımpf der Patientin. die 
bir zum Hals zugedeekt war, nicht 
beitragen könne, wurde von ihm so 
ebgefernigt: Kreislaujschock gehöre 
mit zu dem Krankheitsbild, er habe 
dar in der Hand. Im übrigen hätten 
wir nicht das nötige Wissen, um den 
Falt beurteilen zu können. Noch 
während: im Hörsaal diskutlert wur 
de, starb die Patientin auf dem Weg 
zum Operationsusal, Am nächsten 
Morgen mußte sich Professor Reif: 
Terscheid_ die Frage der empörten 
Studenten gefallen lasıen; 

@ Warum kein Narkoseerztzur Über- 
wachung der Patientin dagewesen 


set, 

@ob er wisse. daß. der nächste Nar- 
kowarzt über 50 Meter (sogar 
80 Meter, wie sich später heraur- 
stellte) entjern se. 

die Frau eines Arster oder 

eines Rechtsanwalter auch in ei 

nem solchen Zustand vorgeführt 


Fall beurteilen zu können. Noch 
während im Hörsaal diskutiert wur- 
de, starb die Patientin auf dem Weg 
zum Operationssaul, Am nächtten 
Morgen mußte sich Professor Reif: 
ferscheid die Frage der empärten 
Studenten gefallen lassen. 

® Warum kein Narkosearztzur Über- 
wachung der Patientin dagewesen 
ae, 

@ob er wisse, daß der nächte Ner- 
Koncarst über 50 Meier (sogar 
80 Meier, wie sich später heraus- 
stellte) entfernt sei. 

wob die Frau eines Arstes oder 
‚eines Rechtsanwaltes auch in ei- 


nen 1700 „Mitarbeitern”. Wir wollen 
hier nurkurz folgende Rechnung auf- 
machen, die den sozialen Schwindel 
wohl kaum deutlicher machen kann: 
erhalten 1700 Arbeiter pro Jahr jeder 
2000 DM „Gewinn”, so erhält Pie 
roth im selben Zeitraum 3,4 Mio DM. 
WilL nun ein Arbeiter auf dieselbe 
Summe kommen, die Pieroth in einem 
Jaht- erhält, so muß er dafür 1700. 
Jahre arbeilen und darf sich dann 

allerdings reichlich gealtert — drei 
facher Millionär nennen. Nun ja . 

Pieroth möchte mit solchen „„öko- 
nomischen Anreizen” ein „Volk von 
Kapiealisten” schaffen. „Ei ist wich“ 
tg, daß der Arbeitnehmer in den 
ersten Jahren kapitalistische Luutge- 
fühle bekommt, dann sparı er schon 
weiter.“ 

Er selbst praktiziert dies mit Er- 
folg: 86 % der Beschäftigten lassen 
das Geld im Betrieb. 

0 erreicht Pleroth einerselts, daß 
er unter dem Deckmantel „Vermö- 
gensbildung in Arbeitnchmerhand 
mühelos nahezu alles zur Steigerung. 
des Arbeitstempos, zur Steigerung 
von Umsatz, Produktivität und damit 
Gewinn tun kann, (wodurch er alle- 
mal die Summe von den |4 %, die 
sich ausbezahlen lassen, übertrifft) 
‚ohne daß sich hiergegen größerer 
Widerstand in der Belegschaft regt, 
‚denn schließlich arbeitet Ja jeder auch 
ein bißchen in die eigene Tasche, 

‚Andererseits benutzter das an den 
Betrieb gebundene „Vermögen der 
Arbeitnehmer” ,um damit zu invertie- 
ven, auszubauen etc. und hält sich 
so seine eigene „kleine Gewinnhälfte” 
1o1al für den Eigengebrauch frei 

Esgeht ihm nichts löten, sondern 
es kommt noch mehr rein. Das ist der 
Antrieb aller Pläne zur Vermögens, 
Bildung, die die Kapitalisten in vie- 
lerlel Variationen auf der Suche nach 
‚dem besten Plan zur Zeit dur 
len. 


Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


‚nem solchen Zustand vorgeführt 


Betrieb und Gewerkschaft 
Bremer Gewerkichaisführer 
Gemenune Erkln 
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worden wäre? 
Wieder vernuchte er, den Vorfall kurz 
abzurun. Währenddersen haiteschon 
das Personal auf der Station Anwei: 
ung erhalten Stllschweigen über die 
Sache zu wahren. Und als am Preitug 
eine Dokumentation der Fachschaft 
über die empörenden Ereignisse 
herauskam und sich wie ein Lauf- 


Sein Opfer Jamina Abdeiyaliki mit 
Ehemann: ihr Öffentlich zur Schau 
gertiter Todeikampf diente dem 
Herrm Profemor zur Veranscheu: 
chung seine: Vortrages 

feuer verbreitete, griffen die Herren 
Zum Witte der Zensur und Maßen 
diedokumentationim Kinikgebäude 
und in der Hauptmensa, überall, wo 
He nach aufsuspären war, einsan- 
mai, 

‘Schon am gleichen Tag wurde 
vom Steatsenwalt ne Obduktion an- 
rordnet und erste Kommiltanen 
ala Zeugen über die Vorfälle ver- 
hort. Wir werden uns aber In uns- 
ren weiteren Arbeit nicht mit den 
Schritten des Siaatsanwalter zufpie: 
den geben, sondern an diesen Fall 
ide Menschenjeindlichkeit der kapt- 
Talttischen Gesundheipoltik und 
die Mundiomolitik wegen ale, die 
ch für die Inrenen der „Menschen 
Zweiter Klasse" im Krankenhaus ein: 

die dokumentaron Im Klnikgehäude 
und in der Hauptmenss, überall, wo 
He noch wufswsplren war, einsam: 
mein. 

'Schon am gleichen Tag wurde 
vom Stastiunwelteine Obduktion en- 
eordnei und erıte Kommilttonen 
als Zeugen äber die Vorfälle ver- 
hört. Wir werden uns aber In unse 
ven weiteren Arbeit nicht miı den 
Schritien des Stautsanwaltes zufie- 
den geben. sondern an diesem Fall 
die Menschenfeindlichkeit der kai 
helisischen Genundheiipollik und 
die Mundvorpolitik jegen alle, die 
Sch für die Interewen der „Menichen, 
zwöiter Klee" Im Krankenhaus ein: 
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setzen, welter anzuprangern. 
Dieser Fall hat bei vielen Kommie 
itonen die Minonen Ina Wanken ge- 
bracht und das Bi gebrochen, für die 
erechte Sache des Volkes eimautre- 
ten und sich nicht mit der Zukunft 
einer qutsltulerten Arıtes auf Kosten 
der Patienten zu versöhl 
(„Rote Fihne”) 
Bi, zERT Kom Al bring dag 
ie Meldung: „Lunge, eine Nie, 


Därme und die Änneren Genllallen 
der nach einer Vorstellung im HOT 
saal der TH verstorbenen Marokkı- 
nerin Yamina Abdel Yalıkı (27) har 
ben Arate der Pathologie der Hoch- 
schule nach einer von den Angehörle 
gen nicht erlaubten Sektion entfernt 


‚Ehemann der Verstorbenen am 
Pfingstmontag in einer gemeinsamen 
Presteerklärung bekamnı. 

Zwei (!) Stunden nach dem Tod 
hatte die Sektion in der von Prof, 
Schoenmackers geleiteten Pathologie 
stattgefunden. Dabei wurden die ge- 
nanaten Organe entfernt und ver- 
brannt, Ob dadurch die Feststellung 
der Todesursache erschwert oder un- 
möglich gemacht wird, könne noch 
nicht gesagt werden. 

Unterdessen herrscht an der TH 
‚Aachen und ihren klinischen Anstal- 
ten große Unruhe. Vorstellungen von 
Patienten im Hörsaal wurden vor- 
läufig von den Professoren gestoppt, 
weil die „Studenten sich nicht an 
die auch ihnen auferlegte ärztliche, 
Schweigepflicht hielten. 

Dazu ist zu bemerken: 1. Unter 
‚den gegebenen Umständen hätte die 
Sektion vom Gerichtsmedizinischen 
Institut ausgeführt werden müssen, 
die zur Klinik gehörende Pathologie 
war dazu nicht berechtigt. 2. Der Ab- 
stand von nur zwei Stunden zwi 
schen Tod und Sektion ist absolut 
unüblich. Und 3. das Verschwinden. 
der inneren Organe macht cs zur 
Gewißheit: Hier sollte die Schuld 
von Prof. Reifferscheid ım Tod der 
Patientin mit. Hilfe seines Kompli- 
zen, des Pathologen, vertuscht wer- 


den. 
Der Vorwurf der Professoren, die 
Studenten hätten die ärztliche Schwei- 


gepflicht verletzt, ist die Spitze der. 
Unverfrorenheit, Sagen doch damit 
diese Herren ganz klar, wozu die 
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